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Dringliche Interpellation Fraktion FDP (Doloeres Dana, FDP): Ist die
Murtenstrasse 26 ein guter Standort fir eine Drogenanlaufstelle

(BSS: Olibet)

Dringliche Interpellation Fraktion SVP plus (Peter Bihler, SVP): Hallenbad
Hirschengraben - Spielt der Gemeinderat einmal mehr mit der Gesundheit
von Berns Bevodlkerung? (FPI: Hayoz)

Dringliche interfraktionelle Interpellation SP/JUSO und FDP (Thomas Géttin,
SP/Dolores Dana, FDP): Quartier beim Parkpflegekonzept Elfenau
einbeziehen (TVS: Rytz)

Familienbericht fir die Stadt Bern (BSS: Olibet)

Motion Fraktion SP/JUSO (Corinne Mathieu, SP): Bildungsoffensive in den
stadtischen Kindertagesstatten (BSS: Olibet)

Motion Rolf Zbinden (PdA): Spielfelder fir den Breitensport (BSS: Olibet)
Motion Reto Nause (CVP)/Barbara Streit-Stettler (EVP): Sprachaustausche
und bilingualer Sachfachunterricht in Zusammenarbeit mit der
"Franzésischen Schule" (BSS: Olibet)

Interpellation Luzius Theiler (GPB): "Verfreiwilligung" der Polizei im
Bahnhofgebiet? (BSS: Olibet)

Eishockey WM 2009 Bern; Kredit (SBK: Keller / PRD: Tschappat)
Munzingerplatz: Neugestaltung und Quartierentsorgungsstelle;
Ausfihrungskredit (PVS: Vollmer / TVS: Rytz)

Motion Fraktion SP/JUSO (Gisela Vollmer, SP): Berlicksichtigung der
Fussgangeranliegen bei Baustellen im 6ffentlichen Raum (TVS: Rytz)
Interfraktionelle Motion SP/JUSO, GFL/EVP (Thomas Goéttin, SP/Ueli
Stuckelberger, GFL) vom 22. Juni 2006: Koexistenz auf der Achse
Thunstrasse-Ostring; Fristverlangerung (TVS: Rytz)

Postulat Fraktion FDP (Philippe Muller, FDP): Bierhibeli-Kreisel
wiederherstellen (TVS: Rytz)

Interfraktionelles Postulat SP/JUSO, GB/JA! (Stefan Jordi, SP/Urs Frieden,
GB): Ein Dach fir den Breitensport (TVS: Rytz)

Interpellation Beat Gubser (EDU): Ist die ewb Abteilung Offentliche
Beleuchtung noch fahig alle Arbeiten fiir die Stadt Bern zeitgerecht zu
erledigen? (TVS: Rytz)
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17. Interpellation Rolf Zbinden (PdA): Kommerzielles Plakatmonopol in der

Stadt Bern (TVS: Rytz) 08.000270
18. Motion Fraktion GB/JA! (Anne Wegmidiller, JA//Emine Sariaslan, GB): Faire

Computer fur die Stadtverwaltung (FPI: Hayoz) 08.000203
19. Postulat Fraktion SVP/JSVP (Peter Buhler/Manfred Blaser, SVP):

Einfihrung des Parkticket-Bingo in den Parkhausern der Stadt Bern!

(FPI: Hayoz) 08.000254
20. Motion Fraktion GFL/EVP (Erik Mozsa, GFL): Reitschule schiitzen:

Gewaltprobleme I16sen (SUE: Nause) 08.000196
21. Postulat Fraktion SP/JUSO (Ruedi Keller/Christof Berger, SP):

Kulturangebote in der Reitschule vor Unannehmlichkeiten schitzen

(SUE: Nause) 08.000233
22. Motion Dieter Beyeler/Lydia Riesen-Welz (SD): Vermiillung des 6ffentlichen

Raumes (Kornhausplatz) verhindern (SUE: Nause) 08.000152
23. Motion Fraktion GB/JA! (Natalie Imboden/Urs Frieden, GB): EWB

strategisch auf erneuerbare Energie statt Atomkraft ausrichten

(SUE: Nause) 08.000149
24. Postulat Fraktion SP/JUSO (Andreas Flickiger/Ruedi Keller, SP): Bern

Tourismus - Benchmarking der Tourismusorganisationen wichtiger

Schweizer Stadte (SUE: Nause) 08.000186
25. Interpellation Fraktion SP/JUSO (Andreas Flickiger/Ruedi Keller, SP): Bern

Tourismus - Leistungstrager im Dienste der Stadt oder rechtsblirgerlicher

Interessenverein? (SUE: Nause) 08.000189
26. Interpellation Fraktion FDP (Jacqueline Gafner Wasem): Internet- Auftritt

der Stadt Bern: Sieht so die aktive Promotion des Wirtschaftsstandortes

Bern aus? (SUE: Nause) 08.000224
27. Interpellation Fraktion GB/JA! (Stéphanie Penher/Urs Frieden, GB):

Umweltzonen flr die Stadt Bern (SUE: Nause) 08.000225
28. Interpellation Luzius Theiler (GPB)/Lea Bill (JA!): Bespitzelt Securitas auch

in Bern? (SUE: Nause) 08.000237
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Mitteilung des Prasidenten

Stadtratsprasident Ueli Haudenschild (FDP): Die Debatte zu den Traktanden 20 und 21 (Reit-
schule) wird auf Video festgehalten. Einerseits geschieht dies auf Anfrage von Andreas Ber-
ger, der einen Film Uber die Reitschuldebatte dreht. Andererseits handelt es sich um eine
Aufzeichnung fir BZ-Online.

Antrag GFL/EVP-Fraktion zur Traktandenliste
Die Behandlung der Traktanden 20 und 21 soll nach Traktandum 4 und vor Traktandum 5
erfolgen.

Beschluss
Der Stadtrat stimmt dem Antrag GFL/EVP-Fraktion zu (35 Ja, 20 Nein).

Protokollgenehmigung (Protokoll Nr. 1 vom 15. Januar 2009)

Das Protokoll Nr. 1 vom 15. Januar 2009 wird vom Rat genehmigt.

Dringliche Interpellation Fraktion FDP (Dolores Dana, FDP): Ist die Murten-
strasse 26 ein guter Standort fiir eine Drogenanlaufstelle?

Geschaftsnummer 09.000023 / 09/004

Am 9. Januar 2009 hat die zustandige kantonale Direktion (GEF) via Presse verlauten lassen,
dass der Kanton die Schaffung und den Betrieb der Drogenanlaufstelle an der Murtenstrasse
26 finanziell nicht unterstitzen will. Vorbehalten bleibe ein gegenteiliger Beschluss des kan-
tonalen Parlaments im Marz 2009. Anlasslich der Medienberichterstattung der letzten Tage zu
diesem Thema herrscht nun grosse Konfusion und es stellen sich die folgenden Fragen:

1.

Ist es richtig, dass der Gemeinderat nach wie vor an der Drogenanlaufstelle an Standort
Murtenstrasse 26 festhalt? Wenn ja, wann wurde dieser Beschluss gefasst und wie wurde
er kommuniziert?

Hat der Gemeinderat beschlossen resp. die Absicht zu beschliessen, die Anlaufstelle an
der Murtenstrasse 26 auch zu realisieren, wenn der Kanton Bern die Finanzierung verwei-
gert?

Unabhéangig von der Finanzierung, wie beurteilt der Gemeinderat die Wirtschaftlichkeit der
geplanten ,Zwischennutzung in der Pilotphase“? Sind bei den hohen Kosten flur die Be-
wohnbarmachung der Liegenschaft und der kurzen Nutzungsdauer Kosten/Nutzen a-
berhaupt noch in einem Verhaltnis?

Hat der Gemeinderat in Erwagung gezogen, den direkt betroffenen Anwohnenden und
Gewerbetreibenden finanzielle Unterstiitzung zur Vermeidung von Schaden aus dem Be-
trieb einer Anlaufstelle zukommen zu lassen (Investitionsbeitrdge flr Absperrgitter & Zau-
ne, Kostenbeteiligung fir Bewachung, Reinigung etc.)? Wenn ja, welcher Betrag wurde
daflir budgetiert?

Ist sich der Gemeinderat bewusst, dass die internen und externen Kosten dieses ,Pilot-
projektes“ gesamthaft eine Hohe erreichen, welche in der Ausgabenkompetenz des Stadt-
rates liegt?
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6. Was ist die Meinung des Inselspitals und der Berner Fachhochschule Gesundheit zur ge-
planten Drogenanlaufstelle in unmittelbarer Nahe?

7. Wie ist der Stand der Baubewilligung betreffend die Uberbauung Murtenstrasse? Hat der
Heimatschutz wie angekiindigt seine Einsprache nach der Volksabstimmung zurlickgezo-
gen?

8. Was fiir Kostenfolgen hatte eine Verlangerung der Offnungszeiten der Drogenanlaufstelle
Hodlerstrasse?

9. Welche Handlungsalternativen zu einer zweiten Anlaufstelle gibt es aus Sicht des Ge-
meindrates?

Begriindung der Dringlichkeit:

Offenbar soll der Regierungs- resp. Grossrat des Kantons Bern im Marz 2009 daruber befin-
den, ob das Projekt finanziert werden soll. Bei negativem Bescheid soll offenbar ein Allein-
gang sofort realisiert und die 2. Drogenanlaufstelle im Sommer er6ffnet werden.

Bern, 22. Januar 2009

Antwort des Gemeinderats

Seit langerer Zeit ist die Direktion fir Bildung, Soziales und Sport (BSS) mit der Gesundheits-
und Firsorgedirektion des Kantons Bern (GEF) betreffend der Drogensituation in der Stadt
Bern im Allgemeinen und Entlastungsmassnahmen fir die Kontakt- und Anlaufstelle fir Dro-
genabhangige im Speziellen in Kontakt.

Aus finanzpolitischen Grinden kann und will der Kanton zum Zeitpunkt keine zusatzliche Be-
triebsfinanzierung fur die Angebote in der Stadt Bern erbringen. Regierungsrat Philippe Per-
renoud hat aber am Gesprach vom 23. Januar 2009 der Direktorin fur Bildung, Soziales und
Sport zugesichert, die Finanzierung der Anlaufstelle an der Hodlerstrasse im bisherigen Um-
fang fur die zwei nachsten Jahre fortzufihren, das heisst inklusive Notmassnahmen zur Ent-
lastung des Gebiets rund um die Hodlerstrasse in der Hohe von jahrlich Fr. 350 000.00 (vgl.
gemeinsame Medienmitteilung der GEF und der BSS vom 23. Januar 2009).

Zu den Fragen:

Zu Frage 1: Ein Beschluss liegt zurzeit nicht vor, da aufgrund der Ausserungen der GEF die
genaue Ausgestaltung und Finanzierung neu geklart werden muss. Die Aufteilung der Kon-
takt- und Anlaufstelle fur Drogenabhangige auf zwei Standorte erachtet der Gemeinderat je-
doch weiterhin als sinnvolle Strategie zur Weiterentwicklung der Drogenanlaufstelle und zur
Entlastung des Gebiets Hodlerstrasse/Bollwerk/Schitzenmatte.

Zu Frage 2: Nein.

Zu Frage 3: Die Nutzungsdauer der Raumlichkeiten an der Murtenstrasse 26 betrdgt mindes-
tens zwei Jahre. Die Kosten fir die Instandstellung der Liegenschaft beurteilt der Gemeinde-
rat als verhéltnismassig, zumal fir die ganze Nutzungszeit keine Mietkosten anfallen werden.

Zu Frage 4: Nein, dafur wird kein Betrag budgetiert werden. Hingegen wirde mit einem ent-
sprechenden Sicherheits- und Sauberkeitsdispositiv der spezifischen Situation in der Umge-
bung der Liegenschaft Murtenstrasse 26 Rechnung getragen.

Zu Frage 5: Der Gemeinderat kennt die Finanzkompetenzen gemass Gemeindeordnung. Das
Geschaft wird dem zustandigen Organ (Gemeinde- oder Stadtrat) zum Entscheid vorgelegt
werden.

Zu Frage 6: Vertreter des Inselspitals und der Berner Fachhochschule Gesundheit wurden
personlich Giber das Vorhaben informiert. In ihrer anschliessenden Stellungnahme halten sie
fest, dass sie die Notwendigkeit eines zweiten Standorts verstehen und die voraussichtlich
zweijahrige Pilotphase an der Murtenstrasse 26 im Grundsatz unterstitzen. Patientinnen und
Patienten, Besuchende und Angestellte des Inselspitals sowie der auf dem Insel-Areal gele-

248



Protokoll Nr. 5 | Stadtratssitzung, 19. Februar 2009

genen Universitatsinstitute sollen sich jedoch trotz Drogenanlaufstelle an allen Wochentagen
rund um die Uhr auf dem ganzen Areal sicher fuhlen.

Zu Frage 7: Unabhangig vom Stand des Baubewilligungsverfahrens hat die Eigentimerin der
Liegenschaft, die Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion des Kantons Bern (BEV), eine min-
destens zweijahrige Nutzungsdauer zugesichert.

Zu Frage 8: Die Kosten einer Verlangerung der Offnungszeiten der Kontakt- und Anlaufstelle
Hodlerstrasse betragen pro Wochenstunde (d.h. taglich eine Stunde von Montag bis Samstag)
rund Fr. 215 000.00 bis 261 000.00.

Zu Frage 9: Die zustandige Direktion fir Bildung, Soziales und Sport ist zurzeit daran, weitere
Modelle zu erarbeiten und zu prifen.

Bern, 18. Februar 2009

Interpellantin Dolores Dana (FDP): Erfreulich an der Antwort ist, dass der Gemeinderat noch
nicht Uber die Schaffung einer zweiten Drogenanlaufstelle entschieden hat. Falls der Kanton
nichts an die zweite Drogenanlaufstelle bezahlt, verzichtet die Stadt auf die Realisierung. Das
ist gut so. Den Medien konnte aber etwas anderes entnommen werden. So zum Beispiel am
19. Januar 2009. Ob es sich dabei um einen Sololauf des Generalsekretariats gehandelt hat,
wissen wir nicht. Vielleicht wurden sie auch nur falsch zitiert, einmal mehr. Auf Frage 7 wurde
gar keine Antwort gegeben.

Direktorin BSS Edith Olibet fir den Gemeinderat: Es ist mir wichtig festzuhalten, dass es sich
nicht um einen Sololauf meines Generalsekretariats handelte. Ebenso war es kein Verschrei-
ber der Medien. Der Gemeinderat hat den zweiten Standort Murtenstrasse nicht als Standort
in Frage gestellt. Es ist einzig die Frage, was mit den finanziellen Mitteln, welche die Not-
massnahmen ausmachen, Uberhaupt méglich ist.

Beschluss
Die Interpellantin Fraktion FDP ist mit der Antwort teilweise zufrieden.

3 Dringliche Interpellation Fraktion SVPplus (Peter Biihler, SVP): Hallenbad Hir-
schengraben — Spielt der Gemeinderat einmal mehr mit der Gesundheit von
Berns Bevélkerung?

Geschaftsnummer 09.000022 / 09/003

Am 22.11.2008 gab die Stabe bekannt, dass das Hallenbad Hirschengraben den geltenden
Sicherheitsanforderungen nicht mehr geniigt. Das feucht-warme Raumklima und die im Bad
verwendeten Chemikalien hatten der Bausubstanz in den letzten Jahrzehnten arg zugesetzt
und das Bad wie die dazu gehdrende Halle missten dringend saniert werden. Bei mehr als
zehn Zentimeter Schnee auf dem Dach sei die Tragfahigkeit nicht mehr gewahrleistet und das
Bad miusste geschlossen werden. Weitere Massnahmen, welche den Innenraum betreffen
wurden zusatzlich eingeleitet. Zum Beispiel dirfen sich maximal noch 300 Personen auf der
Zuschauertriblne aufhalten oder nur noch 50 Personen auf der Galerie. Weiter gab die Stabe
an, sie arbeite an einem Sanierungskonzept, welches noch 2008 dem Gemeinderat vorgelegt
werde. In einer Kurzmitteilung des Gemeinderates vom 17.12.2008 es unter Anderem, dass
sich die Regierung der Stadt Bern Uber den Zustand der Eis- und Wasseranlagen in der Stadt
Bern und deren Sanierungsbedarf orientieren lassen will. Die Direktion fir Bildung, Soziales
und Sport respektive das Sportamt als Betreiberin und Stadtbauten Bern als Eigentimer die-
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ser Anlagen wurden mit der Ausarbeitung eines Gesamtbetriebs- und Anlagenkonzepts beauf-

tragt Im Rahmen dieses Gesamtkonzepts wird insbesondere auch uUber die Zukunft des sanie-

rungsbeddurftigen Hallenbades Hirschengraben zu entscheiden sein. Der Bedarf fur dieses

Angebot ist unbestritten. Zur Frage wird jedoch stehen, ob eine Sanierung des Hallenbads

Hirschengraben wirtschaftlich vertretbar ist oder ob ein Neubau die insgesamt bessere L6-

sung darstellt. Der Gemeinderat halt fest, dass mit den Sicherheitsvorkehrungen die Sicher-

heit, welche erste Prioritat hat, und der Betrieb im Hallenbad Hirschengraben gewahrleistet

sind.

Aus diesen und Erklarungen ergeben sich folgende Fragen an den Gemeinderat

Wie schatzt der Gemeinderat die Gesamtsituation beim Hirschengraben Hallenbad ein?

diese Mangel wirklich erst im November 2008 festgestellt?

Wer stellte diese fest und wie?

Wurde das Sanierungskonzept von der Stabe noch 08 dem Gemeinderat vorgelegt?

Wird das Bad nun renoviert oder abgerissen und einem Neubau welchen?

Wie reagiert der Denkmalpfleger auf diesen Vorschlag?

Wieso wird das Bad trotz dieser markanten Sicherheitsmangel weiter in Betrieb gehalten?

Wie rechtfertigt der Gemeinderat den Vorwurf, dass er leichtfertig mit der Gesundheit der

Besucher dieses Hallenbades spielt?

9. Gut zwei Monate sind seit der Pressemeldung von der Stabe verstrichen, wann handelt
der Gemeinderat nun endlich?

©NOo O AN =

Begriindung der Dringlichkeit:

Das Gebaude des Hallenbades beim Hirschengraben ist in einem baulich bedenklichen Zu-
stand und es muss endlich gehandelt werden, bevor es Verletzte gibt oder gar schlimmeres
geschieht. Darum muss heute entschieden und gehandelt werden — morgen kénnte es schon
zu sein!

Bern, 22. Januar 2009

Antwort des Gemeinderats

Es stimmt, dass das Hallenbad Hirschengraben in einem schlechten baulichen Zustand ist
und dringender Sanierungsbedarf besteht. Eine Klarung der heute offenen Fragen bedingt
jedoch ein Projekt von grésserem Umfang, das nicht von heute auf morgen umgesetzt werden
kann. Weil GUberdies auch an den Ubrigen stadtischen Badeanlagen baulicher Handlungsbe-
darf besteht, hat der Gemeinderat, wie von den Interpellanten erwahnt, die Stadtbauten Bern
(StaBe) als Eigentimerin und das Sportamt als Betreiberin der Anlagen mit der Ausarbeitung
eines Anlage- und Betriebskonzepts beauftragt.

Zu Frage 1: Wie einleitend erwahnt, ist das Hallenbad Hirschengraben in einem schlechten
baulichen Zustand. Aus Sicht der StaBe besteht dringender Handlungsbedarf aufgrund der
Haftung der Werkeigentimerin. Ohne rasche bauliche Investitionen muss das Hallenbad mdg-
licherweise in absehbarer Zeit geschlossen werden.

Zu Frage 2: Nein, die Mangel sind bereits seit langerem bekannt. Am 1. Dezember 2005 wur-
de das Hallenbad Hirschengraben den StaBe ins Eigentum Ubertragen. Die StaBe planen ihre
baulichen Unterhaltsmassnahmen aufgrund einer systematischen, umfassenden Beurteilung
des Anlagezustands. Nach Sichtung der Anlagendokumentation wurde klar, dass entspre-
chende Daten furs Hallenbad Hirschengraben nicht vorhanden waren. Eine erste Bestandes-
aufnahme 2006 durch die StaBe ergab Besorgnis erregende Resultate, die weitere, vertiefte
Abklarungen und Untersuchungen unumganglich machten. Entsprechende Auftrage wurden
2007 ausgeldst. Gleichzeitig initilerten die StaBe ein Projekt fur ein umfassendes, gesamt-
stadtisches Anlagekonzept ,Eis und Wasser®“. Seit Ende Februar 2008 liegen die Untersu-
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chungsergebnisse fiirs Hallenbad Hirschengraben vor, welche zu den bisher verfligten be-
trieblichen Auflagen gefihrt haben. Aufgrund einer erneuten Inspektion im Dezember 2008
wurden die Auflagen in einigen Punkten erganzt.

Zu Frage 3: Der Zustand der Tragkonstruktion wurde im Auftrag der StaBe unter der Leitung
eines Bauingenieurunternehmens von funf spezialisierten Firmen detailliert untersucht. Es
wurden Sondagen zur Bewertung des Zustands sowie Laboruntersuchungen zum Korrosions-
grad der Bewehrung durchgefiihrt. Das Untersuchungsprogramm vor Ort wurde an drei Tagen
durchge-fihrt. Die brandschutztechnische Beurteilung wurde durch die Gebaudeversicherung
Bern durchgefihrt.

Zu Frage 4: Nein. Zwar sind die erforderlichen baulichen Massnahmen zur Sanierung des
Hallenbads Hirschengraben definiert, um ein Risiko von Fehlinvestitionen zu vermeiden, mis-
sen diese aber im Rahmen des erwdhnten gesamtstadtischen Anlage- und Betriebskonzepts
beurteilt werden. Der Gemeinderat hat dem Sportamt und den StaBe einen entsprechenden
Auftrag erteilt. Dieses Anlage- und Betriebskonzept liegt noch nicht vor.

Zu Frage 5: Dies ist noch nicht entschieden. Es ist sowohl eine Gesamtsanierung als auch ein
Ersatzneubau denkbar, wobei letzterer nicht zwingend am gleichen Standort gebaut werden
musste.

Zu Frage 6: Ein konkreter Vorschlag, der mit dem Denkmalpfleger besprochen werden kdnnte,
liegt noch nicht vor. Das Hallenbad Hirschengraben ist ein architekturhistorisch wichtiger Bau
aus den 20er und 30er Jahren des 20. Jahrhunderts und demzufolge im Inventar der Denk-
malpflege als schitzenswert eingestuft. Deshalb ist flur die StaBe klar, dass bei einer allfalli-
gen Gesamtsanierung die Denkmalpflege bereits zu Beginn der Projektierung in das Projekt
einbezogen wird. Auch wenn die Variante Ersatzneubau am gleichen Standort ins Auge ge-
fasst werden sollte, ist zwingend das Einverstandnis der Denkmalpflege erforderlich.

Zu Frage 7: Weil die StaBe zum Schutze der Besucherinnen und Besucher betriebliche Aufla-
gen angeordnet haben. Werden diese eingehalten, kann die Sicherheit der Besucherinnen
und Besucher zurzeit gewahrleistet werden. Der Zustand wird laufend Uberwacht und bei Be-
darf weiter untersucht. Ergeben sich neue Erkenntnisse, werden unverziglich weitere Mass-
nahmen angeordnet.

Zu Frage 8: Dieser Vorwurf trifft nicht zu. Es wurden die nétigen Massnahmen ergriffen, um
Sicherheit und Gesundheit der Besucherinnen und Besucher zu gewahrleisten. Sollte dies
nicht mehr der Fall sein, wirde der Gemeinderat eine voriibergehende Schliessung des Hal-
lenbads unterstitzen. Die Sicherheit und Gesundheit der Besucherinnen und Besucher steht
fur den Gemeinderat an erster Stelle.

Zu Frage 9: Der Gemeinderat handelt so rasch als moglich. Das bei StaBe und Sportamt in
Auftrag gegebene gesamtstadtische Anlage- und Betriebskonzept sollte bis im Frihjahr 2009
vorliegen. Gestutzt darauf kénnen dann Entscheide gefallt werden.

Bern, 18. Februar 2009

Interpellant Peter Biihler (SVP): Die Antwort des Gemeinderats ist sonderbar. Er schreibt,
dass Handlungsbedarf bestehe. Es wird aber nicht mitgeteilt, wann denn endlich etwas ge-
macht wird. Wann wird dieser Umbau endlich an die Hand genommen? Darauf hatte ich noch
gerne eine Antwort.

Direktorin BSS Edith Olibet fur den Gemeinderat: Ich verweise auf die Gemeinderatsantwort
zur Dringlichen Interpellation. Es ist klar, die Sicherheit steht an oberster Stelle. Wenn die
Sicherheit der Besuchenden gefahrdet ware, wirde das Hallenbad geschlossen. Wir sind im
Moment daran, Abklarungen zu treffen, das steht in der Antwort. Wenn entsprechende Er-
kenntnisse vorliegen, werden wir handeln.
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Beschluss
Die Interpellantin Fraktion SVPplus ist mit der Antwort teilweise zufrieden.

4 Dringliche interfraktionelle Interpellation SP/JUSO und FDP (Thomas Géttin,
SP/Dolores Dana, FDP): Quartier beim Parkpflegekonzept Elfenau einbeziehen

Geschaftsnummer 09.000021 / 09/002

Die Elfenau ist ein Naherholungsgebiet von herausragender Bedeutung fir das Quartier Bern

Ost und die ganze Stadt. Das Gebiet umfasst den historischen Park inklusive Orangerie, Ma-

nuelmatte, Anlagen der Stadtgartnerei sowie den einzigen Bauernhof auf Stadtboden, der sich

im Verwaltungsvermdgen der Stadt befindet.

Es ist deshalb selbstverstandlich, dass sich die Quartierorganisationen, namentlich Quav4 als

Stadtteilvertretung und IG Elfenau als mit Gber 800 Mitgliedern grésste Quartierorganisation,

die sich intensiv mit diesem Erholungsgebiet befassen, zu den Planen der Stadt Stellung

nehmen, eigene Vorschlage erarbeiten und Ideen der Quartierbevélkerung aufgreifen méch-
ten (z.B. Okoraum Elfenau, Kaffi in der Orangerie).

Umso fragwurdiger ist es, dass bisher die Quartierorganisationen bei den in Planung befindli-

chen Regelwerken der Stadt in der Elfenau nicht mit einbezogen worden sind. Unter Einbezug

ist dabei ein geregelter partizipativer Prozess zu verstehen, wie er von der Stadt in vielen
andern Planungsprojekten und vom Kanton im Planungsgebiet Elfenau/Aarewasser muster-
guiltig durchgefihrt wird. Selbst eine offene und transparente Information Uber den Stand der

Planung und allfallige Resultate von auswarts vergebenen Abklarungen hat bisher nicht statt-

gefunden. Die unterschiedliche Partizipationskultur erschwert zudem den Quartierorganisatio-

nen eine koharente Stellungnahme, da die Vernetzung und die Implikationen der verschiede-
nen Planungen nicht Gberprift werden kénnen.

Der Gemeinderat wird deshalb gebeten, im Zusammenhang mit dem Einbezug des

Quartiers zur Planung in der Elfenau folgende Fragen zu beantworten:

1. Wo steht der Erarbeitungsprozess des Parkpflegewerkes Elfenau?

2. Welche Plane hat der Gemeinderat fur den Bauernbetrieb im Rahmen des Landwirt-
schaftskonzeptes? Kann er sich eine Weiterentwicklung der Ideen vorstellen, wie sie im
Projekt Okoraum Elfenau entwickelt worden sind?

3. Wie beurteilt der Gemeinderat die |dee einer Cafeteria mit regelméassigen Offnungszeiten
in der Orangerie?

4. Wie gedenkt der Gemeinderat die Quartierorganisationen bei der Erarbeitung des Park-
pflegewerkes und generell bei den Planen fur einzelne Objekte in der Elfenau in Zukunft
einzubeziehen?

5. Ist der Gemeinderat bereit, sich am partizipativen Vorgehen des Kantons beim Projekt
Aarewasser zu orientieren, um sicherzustellen, dass die Quartierorganisationen die Ver-
netzung und die Implikationen der einzelnen Planungen beurteilen kdnnen?

Begriindung der Dringlichkeit:

Das Positionspapier Parkpflegewerk Elfenau soll bereits im Marz 2009 dem Wohnbaufonds
zur Beschlussfassung vorgelegt werden. Die Fragen zur Partizipationsmaoglichkeit sind ein
grosses Anliegen der Quartierorganisationen und sollten vor der Verabschiedung des Papiers
geldst werden.

Bern, 22. Januar 2009
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Antwort des Gemeinderats

Die Elfenau ist unbestritten eines der wichtigsten Naherholungsgebiete der Stadt Bern. Sie ist

aber auch eine historische Parkanlage von nationaler Bedeutung. Erst kirzlich hat sie der

Bund in den Entwurf des schweizerischen Inventars der Kulturglter von nationaler und regio-

naler Bedeutung (KGS-Inventar) aufgenommen.

In ihrer bald 200-jahrigen Geschichte hat die Parkanlage verschiedene Veranderungen erfah-

ren, wobei die wesentlichen Elemente des urspriinglichen englischen Landschaftsgartens

heute immer noch vorhanden sind. Auch zeigen sich mittlerweile, vor allem beim Gehdlzbe-

stand, Uberalterungserscheinungen, so dass sich grundséatzliche Probleme beziiglich kiinftige

Pflege und Erneuerung stellen.

Seit Ende 2007 wird ein sogenanntes Parkpflegewerk erarbeitet. Es handelt sich dabei nicht

um ein Projekt oder eine Planung im eigentlichen Sinn, sondern vielmehr um eine wissen-

schaftliche Arbeit, die sich in erster Linie mit gartendenkmalpflegerischen Fragestellungen

befasst. Ziel dieser Arbeit ist es, die Schutzwurdigkeit im Detail zu kldren sowie ein kurz- bis

langfristiges Leitbild fur die Pflege und Weiterentwicklung der gesamten Parkanlage mit dem

entsprechenden Massnahmenkatalog zu erstellen. Selbstverstandlich werden dabei auch die

aktuellen Nutzungsanspriche wie zum Beispiel die Naherholung, der Landwirtschaftsbetrieb,

der Betrieb der Stadtgartnerei oder das Projekt Aarewasser beriicksichtigt.

Zu den einzelnen Fragen nimmt der Gemeinderat wie folgt Stellung:

Zu Frage 1: Der Bericht zum Parkpflegewerk ist verwaltungsintern bereinigt und wird als

nachstes dem Fonds fir Boden- und Wohnbaupolitik (Fonds) als Auftraggeber vorgelegt. Die-

ser wird insbesondere Uber die grundsatzlichen Zielsetzungen (ldeal- und Sollplan) und das

weitere Vorgehen befinden. Anschliessend werden das Parkpflegewerk und die Beschlisse

des Fonds dem Gemeinderat zur Kenntnisnahme unterbreitet. In einem nachsten Schritt ist

sodann eine Information der Quartierorganisationen geplant.

Zu Frage 2: Im ausgearbeiteten Betriebskonzept der Liegenschaftsverwaltung fir den Land-

wirtschaftsbetrieb der Elfenau ist, in Absprache mit der Pachterfamilie, eine vermehrt besu-

cherfreundliche Ausrichtung vorgesehen, nicht zuletzt, weil die stadtnahe Lage den Elfenau-

betrieb als ,Stadtbauernhof* geradezu pradestiniert.

Die Attraktivitat und die Wirtschaftlichkeit des Hofs kdénnten z.B. durch Folgendes gesteigert

werden:

- Umnutzung des alten Anbindestalls und Erweiterung der Palette der Nutztierarten
(Schweine, Schafe, Ziegen, Huhner, etc.);

- Bau eines neuen tierschutz- und labelkonformen Milchviehstalls;

- Errichtung eines Mehrzweckraums.

Eine Umstellung auf biologischen Landbau oder eine Extensivierung des Betriebs, u. a. im

Zusammenhang mit dem Projekt ,Landschaftspark Elfenau®, wird zurzeit geprift. Mit dem

vorliegenden Betriebskonzept fiir den Elfenauhof werden die Ideen der Bausteine 2 und 3 des

Projekts ,Okoraum Elfenau®, beziiglich Landwirtschaft, bereits zu einem grossen Teil aufge-

nommen.

Das durch die Liegenschaftsverwaltung ausgearbeitete Betriebskonzept und das dafir not-

wendige Bauprojekt missen jedoch noch von der Betriebskommission des Fonds fur Boden-

und Wohnbaupolitik verabschiedet werden.

Zu Frage 3: Die Nutzung der Bauten in der Elfenau ist kein direkter Bestandteil des aktuell

erarbeiteten Parkpflegewerks. Zudem muss der Betrieb einer Cafeteria in einem groésseren

betrieblichen Zusammenhang Uberprift werden. Diese Uberpriifung ist vorgesehen.

Zu Frage 4: Der Einbezug der Quartierbevdlkerung ist dem Gemeinderat ein wichtiges Anlie-

gen. Fir das Parkpflegewerk wird derzeit ein Offentlichkeitsarbeitskonzept erarbeitet. Den
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Quartierorgani-sationen wird das Parkpflegewerk, wie bereits von Anfang an vorgesehen,
nach der Kenntnisnahme durch den Gemeinderat vorgestellt werden.

Zu Frage 5: Die Quartierorganisationen werden zu den verschiedenen Planungen in der Elfe-
nau phasen- und stufenweise Stellung nehmen kdénnen.

Bern, 18. Februar 2009

Interpellant Thomas Géttin (SP): Wir und die Quartierorganisationen sind mit der Antwort des
Gemeinderats leider nicht zufrieden. Mit der Interpellation haben wir zwei Ziele verfolgt: Ei-
nerseits wollten wir im Namen der Quartierorganisationen Informationen zum Stand der Dinge
erhalten. Die haben wir nun. Wir sind aber, was die Partizipation angeht, nicht zufrieden. Uns
erscheint der Vorwand der zweijahrigen wissenschaftlichen Arbeit als Grund fir den Aus-
schluss des Quartiers etwas fadenscheinig. Was die Frage des Cafés angeht, ist der Zufrie-
denheitsgrad massig, bezlglich des Bauernhofs ist er gut. Andererseits sollte die Interpellati-
on als Fingerzeig an die Stadt dienen, dass die Forderungen aus dem Quartier sehr breit ab-
gestutzt sind. Das ist offenbar noch nicht bei allen Direktionen angekommen. Wir werden die
Antwort analysieren, und es wird wahrscheinlich neue Vorstésse geben.

Beschluss
Auf Antrag von Luzius Theiler (GPB) beschliesst der Rat Diskussion (29 Ja, 28 Nein).

Luzius Theiler (GPB): Ich dussere mein Befremden darlber, dass eine wichtige Quartierpla-
nung, die einen grossen Teil des Quartiers umfasst, einfach hinter geschlossener Tire ge-
schieht. Warum ist der Boden- und Wohnfonds der alleinige Auftraggeber? Wir wissen ja,
dass dieses Gebiet nicht mehr bebaut wird. Es dirfte also nicht mehr dem Fonds gehdren.
Abgesehen davon, dass der Planungsperimeter offensichtlich Gber die dem Fonds gehdren-
den Teile hinausgeht. Das ist unbefriedigend. Der Interpellant hat das richtig beurteilt. Es
zeigt sich einmal mehr exemplarisch, wo es hin fuhrt, wenn man wichtige politische Entschei-
dungen und Planungsfragen aus der politischen Diskussion in ein unpolitisches Gremium aus-
lagert. Das kommt nie gut heraus. Die Quartierorganisationen sind dazu da, solche Planungen
zu begleiten. Nun erfahren der Stadtrat und die Quartierorganisationen erst ganz am Schluss,
was Uberhaupt vorgesehen ist. In der Antwort auf Frage 4 wurde geschrieben, es werde ein
Offentlichkeitskonzept erarbeitet. Es ist im Moment in der Stadt Bern in Mode, fiir alles und
jedes ein Offentlichkeitskonzept zu erarbeiten. Man wird wohl wieder ein Biiro beauftragen,
das mit einem relativ hohen Honorar ein Papier ausarbeiten wird. Es geht hier nicht um ein
Offentlichkeitskonzept, sondern um die Partizipation der Offentlichkeit. Man verwechselt de-
mokratische Partizipation in unserer Stadt immer mit irgendwelchen PR-Aktionen. Es ware
wirklich wichtig, die Bevdlkerung in diese Planung mit einzubeziehen. Dass dies hier nicht
geschieht, ist unbefriedigend.

Direktorin BSS Edith Olibet fir den Gemeinderat: Die Erarbeitung des Parkpflegewerks hat
der Fonds in Auftrag gegeben. Es ist somit auch zuerst der Fonds, der dieses zur Kenntnis

nehmen und diskutieren wird.

Beschluss
Die Interpellantinnen Fraktion SP/JUSO und FDP sind mit der Antwort nicht zufrieden.

- Die Traktanden 20 und 21 werden vorgezogen. -
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20 Motion Fraktion GFL/EVP (Erik Mozsa, GFL): Reitschule schiitzen: Gewaltprob-
leme l6sen

Geschaftsnummer 08.000196 / 08/346

Die Reitschule gehdrt zu Bern, sie ist ein breit akzeptierter Kulturort und fir die Mehrheit in
der Stadt unerlasslich. Insbesondere ist sie ein Ort fur alternative Jugendliche und Erwachse-
ne. Die Kulturinstitution leistet Hervorragendes und bietet ihren Gasten diverse Angebote aus
den Sparten Film, Theater, Tanz und Musik. Auch kulinarische Perlen kénnen in der Reitschu-
le genossen werden.

Leider kommt es vor und in der Reitschule immer wieder zu Auseinandersetzungen mit der

Polizei, aber auch mit Gasten. Diese fortwahrenden Gewalttatigkeiten schadigen das Image

der Reitschule als Ganzes, worunter in erster Linie die Kulturstatten leiden. Das ist in hochs-

tem Masse bedauerlich, zumal die Reitschule sich in ihrem Manifest zu den Grundsatzen der

Friedfertigkeit und der Toleranz bekennt.

Der besonnene Teil der IKUR versucht zwar seit Jahren gegen Gewalttatige vorzugehen,

doch gelingt dies oft nicht. Eine Gruppe von radikalen Kraften torpediert die Bemihungen um

Ausgleich und Konsens mit den Behorden. Viele Kulturschaffende in der Reitschule sind mit

dieser Problematik Uberfordert. Zuweilen werden sie ganz offen von den ,wilden Gruppen®

bedroht und eingeschichtert. Bei vielen ,moderaten Kraften“ herrscht ein Klima der Angst.

Die GFL/EVP-Fraktion ist nicht langer bereit, tatenlos zuzusehen. Wir machen uns um die

Entwicklungen Sorgen. Fur uns ist unbestritten: Die Reitschule muss als alternative Kulturin-

stitution erhalten bleiben. Hierzu ist jedoch ein konsequenter Ausschluss von Gewalttatern

unabdingbar.

Das Problem mit den Gewalttatigkeiten ist auch strukturell bedingt: Die basisdemokratische

Organisation der IKUR kann offensichtlich mit den Gewalttatern nicht befriedigend umgehen.

Basisdemokratischen Strukturen mangelt es oft an Verbindlichkeit und Verantwortung. Die

Stadt als Vertragspartner hat aber Anspruch darauf, dass vereinbarte Punkte gemass Leis-

tungsvertrag eingehalten und vollzogen werden.

Seit 2004 existieren mit der Reitschule und der Grossen Halle Leistungsvertrdge und eine

Sicherheitsvereinbarung. Vor einigen Tagen wurden diese Vertrage fir die kommenden vier

Jahre erneuert. Die Stadt erortert mit der IKUR immer wieder Sicherheitsfragen, da zuweilen

Bestimmungen halbherzig umgesetzt werden. In heiklen Situationen kann die Polizei vielfach

keinen Kontakt mit der IKUR aufnehmen. Nutzniesser hiervon sind dann Gewalttatige, die sich

in die Reitschule zurlickziehen kénnen und in der anonymen Masse untertauchen, bevor der

Zugriff der Polizei erfolgt. Dieses Katz-und-Mausspiel ist fir die Fraktion GFL/EVP eine sehr

unbefriedigende Angelegenheit. Auch stellen wir fest, dass die Torkontrolle zur Sicherheit der

Besuchenden wiederholt versagt. Wir erachten einige Erganzungen bei der Sicherheitsverein-

barung deshalb als ndtig. Zudem sind Verstdsse gegen diese als Leistungsvertragsverletzung

aufzufassen.

Wir fordern nun den Gemeinderat auf:

1. Die IKUR zu unterstitzen, um in der Reitschule rasch verbindliche Strukturen (z.B. wie
Verein etc.) zu schaffen. Dabei muss der Verhandlungspartner der Reitschule kiinftig der
Stadt gewahrleisten kdnnen, dass die in der Leistungs- und Sicherheitsvereinbarung ein-
gegangenen Verpflichtungen eingehalten werden.

2. Zusatzlich sind folgende Punkte in die bestehende Sicherheitsvereinbarung zu integrieren:
a. Von der IKUR ist ein permanenter Sicherheitsdienst, der eng mit den Behdrden zu-

sammenarbeitet, zu verlangen. Dieser ist fiir die interne Ordnung zustandig und muss
bei jedem Verstoss gegen die Reitschulgrundsatze (keine Gewalt, keine Intoleranz,
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keinen Sexismus, keinen Rassismus, keine Homophobie etc.) Hausverbote verhangen
und durchsetzen. Die Stadt soll sich partiell an den Kosten beteiligen.
b. Bei Demonstrationen ist das Tor der Reitschule zu schliessen, die Reitschule darf
nicht als sicherer Rickzugsraum fir GewalttaterInnen dienen.
3. Die Stadt sieht bei Verstdssen gegen die Leistungsvertrage sowie die Sicherheitsverein-
barung Sanktionen vor (z.B. Kirzungen der Nebenkosten im Subventionsvertrag, Ver-
tragskiindigung etc.).

Soweit der Gegenstand der Motion im Bereich der gemeinderétlichen Zustindigkeit liegt,
kommt der Motion der Charakter einer Richtlinie zu.

Bern, 29. Mai 2008

Antwort des Gemeinderats

Die Motion liegt im Zusténdigkeitsbereich des Gemeinderats. Ihr kommt deshalb der Charak-
ter einer Richtlinie zu.

Der Gemeinderat teilt die Auffassung der Motionarinnen und Motionare, dass die Sicherheit
rund um den alternativen Kulturbetrieb Reitschule verbessert werden muss. Dies ist nicht al-
lein Aufgabe der Behdrden, auch die Betreiberin der Reitschule (Interessengemeinschaft Kul-
turraum Reitschule IKuR) ist gefordert.

Die Lage insbesondere auf dem Vorplatz hat sich in diesem Sommer verschlechtert. Die Ar-
beit von Polizei, Pinto und Securitas wird von gewaltbereiten Personen massiv behindert.
Interventionen sind ohne grosseres Aufgebot der Polizei aus Sicherheitsgriinden nicht mehr
moglich. Ebenfalls verschlechtert hat sich die Bereitschaft der IKuR zur verbindlichen Zu-
sammenarbeit und zur konsequenten Lésungsfindung mit den Behérden. Gesprache mit Ver-
tretungen des Gemeinderats wurden abgesagt oder blieben wirkungslos.

Angesichts dieser Entwicklung hat der Gemeinderat Gegensteuer gegeben und Massnahmen
ergriffen: In enger Zusammenarbeit zwischen der Direktion fur Bildung, Soziales und Sport,
der Direktion fur Sicherheit, Umwelt und Energie und der Kantonspolizei wurde die Repres-
sion verstarkt und die Polizei- und PINTO-Prasenz im Perimeter Reithalle erhdht. Gleichzeitig
wurde sichergestellt, dass die ndtigen sozialen Angebote (Beratung und Vermittlung) nie-
derschwellig bereitstehen. Der Gemeinderat stellt fest, dass diese Massnahmen greifen und
die Situation wesentlich und sichtbar verbessert haben.

Der Gemeinderat ist Uberzeugt davon, dass die Sicherheitsprobleme im Bereich der Reit-
schule nur im zielgerichteten Dialog mit der IKuR angegangen werden kdénnen. Es sollen
rasch verbindliche Regeln fir die Organisationsentwicklung und die Einhaltung des Leistungs-
vertrags sowie der Sicherheitsvereinbarung gefunden werden. Aufgrund der aktuellen Situa-
tion insbesondere mit der Drogenszene sind Sofortmassnahmen nétig. Der Gemeinderat hat
die Kantonspolizei angewiesen, ab Ende September schwerpunktmassig nach der Schlies-
sung der Kontakt- und Anlaufstelle an der Hodlerstrasse mit den nétigen repressiven Mitteln
gegen die Bildung einer offenen Drogenszene vorzugehen. Dabei muss eine Verdrangung in
die Innenstadt vermieden werden. Die erhdhte Polizeiprasenz ist Teil des aktuellen Mass-
nahmenpakets, welches sich an der stadtischen Drogenpolitik mit den vier Saulen Pravention,
Schadensminderung, Therapie und Repression orientiert. Dieses Massnahmenpaket ist zur-
zeit in Erarbeitung. Es sieht auch die rasche Realisierung eines zweiten Standorts fir die An-
laufstelle fir Drogenabhangige sowie soziale Massnahmen wie die verstarkte Vermittlung in
Wohnprojekten und in Substitutionsprogramme vor.

Weitere Schritte im Sinne der vorliegenden Motion wird der Gemeinderat prifen und - wenn
zielfUhrend - umsetzen.

Folgen flir das Personal und die Finanzen: Keine.

256



Protokoll Nr. 5 | Stadtratssitzung, 19. Februar 2009

Antrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Motion als Richtlinie erheblich zu erklaren.

Bern, 15. Oktober 2008

Motionar Erik Mozsa (GFL): Die Fraktion GFL/EVP steht zur Kulturinstitution Reithalle. Wir
begrissen die kulturelle Vielfalt und schatzen die Veranstaltungen innerhalb der Reitschule.
Wir machen uns aber auch Sorgen. Sorgen dariber, dass der Freiraum Reitschule von Ge-
walt bereiten Leuten missbraucht wird. Vor vier Jahren haben wir den Leistungsvertragen und
der Sicherheitsvereinbarung mit der IKuR und mit der Grossen Halle zugestimmt. Wir haben
diese Abmachungen als bedeutenden Schritt hin zur Normalisierung des Verhaltnisses gewer-
tet. Unser Ziel war und ist es, ein gutes Verhaltnis zwischen der IKuR und den stadtischen
Behorden herzustellen. Wir sind froh, dass die Stadt mit Regula Mader eine neue Kontaktper-
son als Bindeglied zur Reitschule benannt hat. Die nun folgenden Gesprache sind auch in
Zukunft unabdingbar und wichtig. Sie gentigen uns allerdings nicht. An der IKuR kritisieren wir
die wiederholte Vertragsbriichigkeit punkto Sicherheitsvereinbarung.

Im Folgenden mdchte ich drei Bereiche, wo Verstdésse gegen diese Sicherheitsvereinbarung
wiederholt vorgekommen sind, aufzeigen. Beispiel 1: Mutmassliche Drogendealer werden
leider immer wieder von Aktivistinnen und Aktivisten in Schutz genommen. Dies, obwohl seit
langem Diskussionen mit der IKuR im Gang sind, die Polizei bei ihrer Arbeit nicht zu behelli-
gen. Dealer flichten vor dem Zugriff in die Reitschule, Aktivistinnen und Aktivisten verriegeln
daraufhin von innen die Tore zur Reitschule, so dass eine polizeiliche Kontrolle ausbleibt. Die
Sicherheitsvereinbarung sieht jedoch vor, den Sicherheitskraften jederzeit Zugang zur Reit-
schule zu gewahrleisten. In diesem Zusammenhang wirden wir uns aber von der Kantonspo-
lizei winschen, dass diese Vorfélle exakt dokumentiert werden, damit wir endlich Zahlenma-
terial haben.

Beispiel 2: Gemass Recherchen werden Pinto- und Securitas-Mitarbeitende vor der Reitschu-
le regelmassig bedroht oder angepdbelt, in seltenen Fallen sogar angespuckt. Zwischen 2006
und 2008 wurden Pinto-Mitarbeitende schatzungsweise 200 Mal verbal bedroht oder physisch
angerempelt. Gleiches berichten Securitas-Angestellte, die auch schon mit Steinen beworfen
wurden. Pinto hat aber seine Arbeit auf dem Vorplatz trotzdem niemals eingestellt. Ausser im
Sommer 2008. Damals haben Reitschiler die Vorplatzbar errichtet, um eine Belebung dieses
ungemitlichen Platzes zu erreichen. Aber gleichzeitig kam aus der Reitschule ein Mail an
Pinto mit der Aufforderung, das Areal sofort zu verlassen, da Pinto dort unerwiinscht sei. Aus
diesem Grund hat sich das Pinto-Team wahrend der ganzen Betriebszeit nicht auf den Vor-
platz der Reitschule gewagt. Fir uns ist klar: Das ewige Mantra der IKuR, sie sei ganzlich
unschuldig an der Drogensituation auf dem Vorplatz, stimmt so nicht. Die Schuldzuweisungen
an die Adresse der Polizei und an Pinto sind eine selbstgerechte Betrachtungsweise. Wenn
Sicherheitskrafte behindert werden und sie nur noch im Grossaufgebot aufmarschieren kén-
nen, aus Angst attackiert zu werden, so ist die IKuR sehr wohl mitverantwortlich, wenn die
Drogenszene sich breit macht.

Beispiel 3: Die Sicherheitsvereinbarung regelt den Kontakt zwischen der IKuR und der Polizei.
Bei drohender Gefahr soll die IKuR mit der Polizei telefonisch Kontakt aufnehmen. Leider
kommt dieser Kontakt immer wieder nicht zu Stande. Der letzte ganz grobe Verstoss hat zur
Formulierung dieser Motion gefiihrt. Am 1. Mai 2008 stirmte ein Verband aus der Reitschule
hinaus und randalierte auf der Schitzenmatte. Die anrickende Polizei wurde mit Flaschen
beworfen und noch bevor irgendjemand angehalten werden konnte, verschwanden die Randa-
lierenden schon wieder in der Reitschule. Sie schlossen von innen das Tor, sodass niemand
angehalten werden konnte. Zudem scheiterte der Versuch der Kantonspolizei, mit der IKuR

257



Protokoll Nr. 5 | Stadtratssitzung, 19. Februar 2009

Kontakt aufzunehmen. Dies waren mehrere Verstésse gegen die Sicherheitsvereinbarung an
einem einzigen Abend. Es ist nicht immer ersichtlich, wer genau hinter diesen Gewaltakten
steckt. Leider fehlen uns exakte Daten. Aber Angaben aus der Verwaltung liegen trotzdem
vor. So sollen bei den Ubergriffen haufig — und ich sage leider - Aktivistinnen und Aktivisten
der Reitschule und nicht etwa Gaste involviert sein. Als starkes Indiz dafir wird das Argument
ins Feld gefuhrt, dass Gewalttdterinnen und Gewalttater teils Uber Schlissel zum Gebaude
verfigen und dort ein- und ausgehen.

Wie gewalttatig sogar Mitarbeitende der Reitschule sein kdnnen, haben Kollegen und ich im
Mai 2008 am eigenen Leib im Restaurant ,Souls le Pont* erfahren missen. Es begann relativ
harmlos. Mehrere Aktivisten haben mich zunachst sehr aggressiv mit Fragen zum Demonstra-
tionsreglement, das wir am Vorabend im Stadtrat behandelt haben, bestirmt. Ich versuchte
ruhig mit ihnen zu sprechen, aber sie liessen mich nicht einmal ausreden. Pl6tzlich riss mich
dann jemand vom Stuhl, sodass ich zu Boden fiel. Eine andere Person schleuderte meine
Gegenstande durch den Raum und man begann mich herumzuschubsen. Im vollen Restau-
rant ,Sous le Pont" ist es niemandem in den Sinn gekommen, mir zu Hilfe zu eilen. Ich fuhlte
mich bedroht und hatte Angst. Eine junge Frau wollte mir sogar mit einer Glasflasche eins
auswischen. Schliesslich kam dann der Tursteher und warf uns unter der Begriindung raus,
ich hatte mit meinem Stimmverhalten gegen die Reitschule agiert. Bis heute hat sich fir die-
sen Ubergriff bei mir niemand entschuldigt. Fiir mich zerbrach an diesem Abend etwas. Jahre-
lang ging ich in der Reitschule ein und aus, engagierte mich im Vorstand des Fdérdervereins,
kédmpfte mit gegen die Reitschul-Initiative der SVP.

Das Fazit aus meinen Ausfiihrungen: Die Sicherheitsvereinbarung greift nicht. Sie wird zu oft
missachtet. Wir kdnnen nicht einfach mehr zur Tagesordnung lbergehen und weiterhin mit
dem Prinzip Hoffnung politisieren. Es ist enttduschend, dass diese Verstdsse nie Konsequen-
zen nach sich gezogen haben. Fir uns ist klar, wir wollen jetzt keinen Papiertiger, sondern
Regeln, die gelten und durchgesetzt werden. Im Ubrigen liegt es auch im Interesse der IKuR,
Gewaltakte zu verhindern und umfassend mit den Behdrden zu kooperieren. Gewalttatige
erweisen namlich der Reitschule einen Barendienst und starken mit ihrem Verhalten nur die
Gegnerschaft der Kulturinstitution. Die Gewalttatigen zerstéren das Image der Reitschule in
der Offentlichkeit, was sich die IKuR angesichts des Damoklesschwertes der SVP-Initiative
schlichtweg nicht leisten kann. Die Fraktion GFL/EVP duldet keine Gewalt, weder im Stade de
Suisse, noch in der Reitschule. In einem demokratischen Rechtsstaat gelten Regeln. Der
Staat hat das Gewaltmonopol und niemand anderes. Die stadtische Laisser-faire-Politik der
Reitschule gegeniliber hat nichts gebracht und der Kulturinstitution geschadet. Unser Anliegen
ist es aber nicht, die Reitschule brav zu machen, sondern gewaltfrei. Aus diesem Grund for-
dern wir Konsequenzen bei Nichteinhalten der Sicherheitsvereinbarung in Form von Sanktio-
nen. Wir denken dabei zum Beispiel an eine Kirzung der stadtischen Beitrage bei der Neben-
kostenabrechung fur die IKuR. Wer also zukiinftig gewalttatig auftritt, schadet der Reitschule
auch finanziell und nicht nur Gber das Renommee. Wir erhoffen uns mit dieser Verscharfung,
dass die Kulturschaffenden aus ihrem Dornréschenschlaf aufwachen und sich unumwunden
von den Gewalttaterinnen und Gewalttatern distanzieren. Es gelingt so dann hoffentlich, jene
aus der Reitschule zu drangen, die Gewalt als legitimes Mittel betrachten. Zudem wollen wir
einen permanenten Sicherheitsdienst, um die Polizeiarbeit auf dem Vorplatz zu entlasten.
Weiter fordern wir eine Schliessung des Tores bei gewaltbereiten Demonstrationen. Die Reit-
schule darf einfach kein Riickzugsraum fir Randalierende sein. Neben diesen Verscharfun-
gen der Sicherheitsvereinbarung wollen wir mehr Verbindlichkeit in der Organisation. Nach
unserem Daflirhalten ist die Basisdemokratie wenig geeignet, um die Herausforderungen der
Gegenwart und der Zukunft zu meistern. Gerade die Sicherheitsproblematik demonstriert das
eindricklich. Wir bedauern, dass die Reitschule keine individuellen Ansprechpersonen gegen
aussen benennt, sondern sich immer wieder hinter anonymen Fassaden versteckt. Das

258



Protokoll Nr. 5 | Stadtratssitzung, 19. Februar 2009

schafft keine Transparenz und starkt auch das Vertrauensverhaltnis nicht. Wir glauben des-
halb, dass eine andere Struktur — beispielsweise eine Vereinsstruktur — die Probleme effizien-
ter anpacken kdnnte. Unsere Motion schreibt aber nicht vor, wie sich die IKuR organisieren
soll. Sie verlangt vielmehr, dass sie sich Uberhaupt organisiert. In diesem Punkt sind wir be-
sonders auf die Umsetzung dieser Motion gespannt und hoffen, dass der Gemeinderat dies-
bezuglich Druck auf die IKuR ausiiben wird.

Die GFL/EVP-Fraktion steht hinter der Reitschule. Wir vertrauen vorerst weiterhin auf die I-
KuR, wollen aber ganz klare Spielregeln abmachen, um die Kulturinstitution vor ihrem Unter-
gang zu retten. Wir verlangen Verscharfungen bei der Sicherheitsvereinbarung und eine bes-
sere Organisation, damit zuklinftig die Reitschule als das wahrgenommen wird, was sie sein
soll, namlich als ein alternativer Kulturort, der zur stadtischen Kulturvielfalt beitragt. Wir sind
froh, dass der Gemeinderat unsere Motion unterstitzt, erwarten aber, dass er sich nun noch
zu den einzelnen Punkten aussert. Wir sind gespannt auf die Umsetzung.

Fraktionserklarungen

Giovanna Battagliero (SP) fur die SP/JUSO-Fraktion: Ich mdéchte mich auf drei Punkte kon-
zentrieren, die fir unsere Fraktion zentral sind und bei dieser Gelegenheit noch einige Dinge
klarstellen. Erstens: Lasst uns uUber Fakten sprechen. Es bestehen drei Leistungsvertrage mit
der Reitschule. Einen mit der IKuR, einen mit dem Tojo und einen mit der Grossen Halle. Die
Stadt gilt in diesen Vertragen kulturelle Leistungen ab, konkret Miet- und Mietnebenkosten.
Alle drei Vertrage werden von der Reitschule vollumfanglich eingehalten. Unbestritten sind
also die kulturellen Leistungen und die Einhaltung aller Vorschriften betreffend Restaurantbe-
trieb. Zudem erarbeitet die Reitschule Konzepte fur die Gestaltung und Belebung des Vorplat-
zes, wie es in einem der Leistungsvertrage ebenfalls vorgeschrieben ist. Es besteht zusatzlich
eine Sicherheitsvereinbarung, deren Umsetzung in der Vergangenheit zu Problemen gefihrt
hat. Ist die Polizei in der Vergangenheit in Einzelféllen, wie von Erik Mozsa geschildert, tat-
sachlich bei ihrer Arbeit behindert worden, oder hat das Kontakttelefon nicht rechtzeitig abge-
nommen werden kénnen? Es ist zunachst immer die Anschlussfrage zu klaren, ob dies stets
den Reitschulbetreibenden angelastet werden kann. Ist dies der Fall, erwartet die SP/JUSO-
Fraktion von den Reitschulbetreibenden, dass sie alles daran setzen, damit dies nicht mehr
vorkommt. Die Polizei, Pinto, die Sanitdt und die Feuerwehr sollen ihre Arbeit ungehindert
machen kénnen. Wie wir aber nun wissen, sind genau solche Bestrebungen seitens der Reit-
schule im Gang. Beispielsweise soll noch besser garantiert werden, dass das besagte Kon-
takttelefon bei Veranstaltungen immer besetzt ist. Gleichzeitig missen wir uns aber alle be-
wusst sein, dass die IKuR und die Reitschulbetreibenden nicht allein fur jene Leute verant-
wortlich gemacht werden kénnen, die sich mit der Polizei anlegen und danach in die Reitschu-
le flichten. Ebenso wenig kdnnen Stadionbetreibende oder Sportvereine fir jeden einzelnen
Randalierer verantwortlich gemacht werden, der dasselbe Spiel mit der Polizei treibt. Eine
absolute Erfolgsgarantie kann also weder von Sportvereinen und Stadionbetreibenden noch
von der Reitschule verlangt werden. Die SP/JUSO erwartet aber andererseits von der Polizei
auch, dass allféllige Vorkommnisse serios erhoben werden. Das war namlich offenbar bis
anhin nicht immer der Fall, was uns erstaunt.

Zweiter Punkt: Vertrage und Vereinbarungen sind zweiseitige Geschafte. Beide Seiten mus-
sen sie einhalten. Wie sich eine Vertragspartnerin intern organisiert, ist dabei nicht relevant.
Die Stadt und die Reitschulbetreibenden sollen gemeinsam an Lésungen arbeiten, damit die
Situation im Bereich Sicherheit verbessert werden kann. Unsere Fraktion hat im nachfolgend
traktandierten Postulat dazu klare Vorstellungen geaussert. Das Gesprach zwischen der Reit-
schule und der Stadt muss wieder aufgenommen werden. Es ist fir uns unverstandlich, wa-
rum nach der Pensionierung von Christoph Reichenau so lange zugewartet wurde, bis die
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Gesprache mit der Reitschule jetzt dann hoffentlich wieder aufgenommen werden. Das letzte
Gesprach hat im Juli 2008 stattgefunden, das ist nicht die Schuld der Reitschule. Jetzt wird
bekanntlich Regula Mader als Ubergangslésung die Ansprechperson sein. Dass die Gespra-
che zwischen der Reitschule und der Stadt regelmassig stattfinden missen, ist Ubrigens
ebenfalls im Leistungsvertrag festgeschrieben. In der Sicherheitsvereinbarung ist ausdrick-
lich festgehalten, dass sich auch die Polizei jeglicher Provokation zu enthalten hat. Sanktio-
nen aus Vertragsverletzungen kénnen selbstverstandlich innerhalb eines bestimmten Vertra-
ges erfolgen. Die Annahme, dass eine Sicherheitsvereinbarung nicht eingehalten wurde, be-
rechtigt aber nicht dazu, in den Leistungsvertragen Gelder fur kulturelle Leistungen zu kirzen.
Aus unserer Sicht geht das klar nicht. Es trifft die Falschen. Der Reitschule soll die Struktur
genauso wenig vorgeschrieben werden, wie anderen Kulturbetrieben. Das ist mit einer Richt-
linienmotion ohnehin nicht machbar. Es wéare auch nicht Ziel fiihrend. Der Wille zur Einhaltung
von Vereinbarungen und Vertragen sowie die Zusammenarbeit zwischen den Vertragspartne-
rinnen hangen nicht von der Organisation ab.

Dritter Punkt: Bezlglich der Situation auf dem Vorplatz und der Umgebung der Reitschule
muss etwas geschehen. Die Reitschule soll gemass Leistungsvertrag Massnahmen zur Bele-
bung des Vorplatzes planen und ergreifen. Die Stadt soll sich je nachdem finanziell beteiligen.
Die Polizei soll konsequent gegen Drogenhandel vorgehen. Die SP/JUSO-Fraktion fordert
weiter einen zweiten Standort flr eine Drogenanlaufstelle sowie eine Auswertung des Pilot-
projektes. Daneben sollen Ubergangslésungen — zum Beispiel verlangerte Offnungszeiten —
und Alternativen gepruft werden. Schliesslich ist ebenso zentral, dass planerisch Verbesse-
rungen vorgenommen werden. Ich kann diesbezlglich auf unsere Motion verweisen, in der wir
einen Planungsprozess fiir den Raum Bollwerk/Schitzenmatte/Hodlerstrasse fordern. Weil
unsere Fraktion im nachher traktandierten Vorstoss ebenfalls fordert, dass sich die Reitschule
und die Stadt gemeinsam fir eine verbesserte Sicherheit einsetzen sollen und der Reitschule
ohnehin keine Struktur aufgezwungen werden kann und soll, hat die SP/JUSO fiir die vorlie-
gende Motion Stimmfreigabe beschlossen. Sanktionen kénnen bei jeder Vertragsverletzung
bezogen auf den konkreten Vertrag gepruft werden. Wir haben vollstes Vertrauen in den Ge-
meinderat. Wir bitten den Stadtrat, unser Postulat zu unterstiitzen. Das ware konsequent.

Die SP/JUSO-Fraktion steht zur Reitschule als alternativer Kulturbetrieb in der Stadt Bern.

Martin Schneider (parteilos) fir die BDP/CVP-Fraktion: Fir unsere Fraktion ist unbestritten,
dass die Reitschule ein wichtiger und fester Bestandteil der stadtbernischen Kulturszene ist.
Sie ist sogar noch mehr, namlich ein Wahrzeichen dieser Stadt. Die Wahrheit, die man aber
heute sieht, wenn man bei der Reitschule durchlauft oder mit dem Zug nach Bern einfahrt, ist
eine unbequeme. Sie steht als Sinnbild fur eine falsche Entwicklung in dieser Stadt. Vieles
wird vermischt oder vertuscht, komplexe Themen werden auseinandergerissen. Die
BDP/CVP-Fraktion unterstitzt diesen Vorstoss. Er spricht fir die Reitschule. Wir finden aller-
dings, dass er in verschiedenen Punkten zu wenig weit geht. Die Reitschule ist an der ganzen
Drogengeschichte nicht allein schuldig. Wir werden deshalb heute eine Motion einreichen, die
verlangt, dass die Drogenanlaufstrasse von der Hodlerstrasse an die Murtenstrasse verscho-
ben wird. Dadurch hatten wir ein grosses Problem der Reitschule geldst.

Wir werden die vorliegende Motion unterstitzen und hoffen fest, dass sie etwas bewirken
wird.

Tanja Sollberger (GLP) fir die GLP-Fraktion: Wir anerkennen die Reitschule als alternative
Kulturinstitution und wiinschen uns ihr Weiterbestehen. Diese Ansicht wird von einer Mehrheit
des Parlaments und vom Gemeinderat gestiitzt. Ebenso teilt sie ein Grossteil des Stimmvol-
kes. Insofern akzeptieren wir auch die Betreiberin der Reitschule als Vertragspartnerin. Ein
Vertrag beinhaltet das Einverstandnis zweier Parteien und in diesem Rahmen konnten Leis-
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tungsvertrage und eine Sicherheitsvereinbarung ausgearbeitet werden. Im Gegensatz zur
IKuR steht fir uns jedoch das sicherheitspolitische Problem im Zentrum der angespannten
Beziehungen zwischen der Stadt und der Reitschule. Zweifellos ist es so, dass im Raum
Schitzenmatte auch ein Drogenproblem besteht, das primar durch die Stadt gelést werden
muss. Wir verurteilen Gewalt. Das macht die IKuR sicher auch. Wir wissen auch, dass sie
sich bemuht, aber das genlgt bisher nicht. Es kommt immer wieder zu Scharmitzeln mit der
Polizei und der Riickzug der Gewalttatigen in die Reitschule wird nicht konsequent verhindert.
Die Antwort des Gemeinderats stammt vom letzten Oktober. Darin stellt er fest, dass die
Massnahmen greifen. In der Zwischenzeit ist es aber leider erneut zu Gewaltausschreitungen
gekommen. Keine Toleranz von Gewalt, das heisst fir uns, dass man den Gewalttatigen die
Ture nicht 6ffnet. Es heisst flir uns auch, dass man sich von Gewalt ausiibenden Gruppen
distanziert, auch wenn sie einem nahe stehen. Auf der Internetseite der Reitschule habe ich
den Ausdruck gefunden ,eher nutzlose Helfer wie Securitas oder Pinto“. Das zeugt von einer
abschatzigen Haltung gegeniber diesen Mitarbeitenden, was nicht tolerierbar ist. Die Reit-
schule muss die zustandigen Behdrden akzeptieren und auch mit ihnen kooperieren. Zusam-
menarbeit mit der Polizei heisst flir uns, dass ein adaquater und friihzeitiger Informationsfluss
stattfindet. Die Schuldzuweisung an alle anderen ist nicht differenziert. Eine gewisse Selbst-
kritik ware am Platz.

Wir akzeptieren die IKuR als Vertragspartnerin. Eine pragmatischere Sichtweise statt das
Ideologisieren der Basisdemokratie ist in der heutigen Situation angebracht. Der Unmut
wachst, und wenn es so weiter 1duft wie bisher, wird die Akzeptanz sinken. In diesem Sinn
darf man von der Betreiberin auch verlangen, dass sie verbindlichere Strukturen schafft. Das
Ziel von allen ist namlich eigentlich das Fortbestehen der Reitschule. Wir winschen uns et-
was mehr Bewegung in den verharteten Fronten. In diesem Sinn unterstitzen wir auch das
Engagement von Regula Mader. Wir bedauern eigentlich, dass es nur durch die Auslbung
von Druck gelingt, Bewegung auszulésen. Im Rahmen eines Vertrages muss es mdglich sein,
dass beim Nichteinhalten von Bedingungen von diesem zurlckgetreten werden kann oder
dass bei weiteren Verstdssen gegen die Sicherheitsvereinbarung in Zukunft Sanktionen ergrif-
fen werden kénnen. Die IKuR muss ihre Strukturen tUberdenken, um das Fortbestehen der
Reitschule zu sichern. Wir méchten unseren Beitrag auch leisten. Ich bezweifle jedoch, dass
die sage und schreibe 22 Forderungen bezlglich Drogenpolitik, welche die IKuR auf dem In-
ternet aufgestellt hat, alle erfillt werden kénnen. Wir beflirworten die Motion als Richtlinie.
Zum Postulat der SP/JUSO-Fraktion, welches wir ebenfalls unterstitzen, stellen wir uns die
Frage, wie sich die Polizei bei unbewilligten Demonstrationen verhalten soll. Mit dem Satz
.die Polizei ist anzuweisen, keine Demonstrierenden mehr in Richtung Reitschule mehr zu-
rickzudrangen®, ist das Problem wahrscheinlich nicht gelést, fir den Fall, dass die Demonst-
rierenden aus dem Bereich der Reitschule in die Innenstadt ziehen.

Hasim Sancar (GB) fur die GB/JA!-Fraktion: Die Reitschule ist ein Kultur- und Begegnungsort
und einzigartig in ihrer Art. Langst gehort sie zur Stadt ebenso wie zum Kulturplatz Bern. Vie-
le Jugendliche und junge Menschen verkehren in der Reitschule, besuchen kulturelle Veran-
staltungen, treffen sich und tauschen untereinander Erfahrungen. Die Reitschule funktioniert
auch als soziale Institution. Hier wird viel freiwillig gearbeitet und mit viel Engagement in Pro-
jekte investiert. Auch viele Menschen, die sonst von der Gesellschaft eher ausgeschlossen
werden, finden ihren Zugang zur Reitschule, wo sie sich ohne Konsumzwang aufhalten kon-
nen. Die Reitschule erfullt damit auch eine zentrale gesellschaftliche Funktion der Integration
von marginalisierten Personen. Die kulturellen, sozialen und kulinarischen Aktivitaten werden
erganzt durch das Engagement im anspruchsvollen Bereich von Bau, Renovation und Gebau-
deunterhalt. Auch das sind zentrale Aufgaben der Reitschule. Leider werden alle diese guten
Leistungen der Reitschule zu wenig wahrgenommen. Die Reitschule umfasst verschiedene
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Projekte und Arbeitsbereiche. Sie funktioniert daher vor allem mit Arbeitsgruppen. Fir viele
scheint diese Struktur kompliziert. Man spricht immer wieder auch von Basisdemokratie, was
immer dann jeweils darunter verstanden wird. Tatsache ist, dass die Vielfalt der Aktivitaten
nach einem System solcher Arbeitsgruppen organisiert wird. Die Reitschule ist kein homoge-
nes Gebilde und begegnet als Ort der gesellschaftlichen Auseinandersetzung und des Wan-
dels auch schwierigen Herausforderungen. Sie kann jedoch nicht fir alle unerwinschten und
zum Teil auch tragischen Ereignisse, die in ihrer unmittelbaren Umgebung stattfinden, ver-
antwortlich gemacht werden. Dies bedeutet nicht, dass die Reitschule keine Verantwortung
tragen soll, ganz im Gegenteil. Es ist wichtig, dass sie Verantwortung Ubernimmt und immer
wieder auch Selbstkritik Gbt. Sie muss aber auch die Grenzen ihrer Verantwortung erkennen
und kommunizieren, wo sie an ihre Grenzen stosst und wo sie sich Gberfordert flihlt. Gleich-
zeitig muss auch die Stadt Bereitschaft zeigen, diese Grenzen der Verantwortung seitens der
Reitschule anzuerkennen und zu respektieren. Leider hat die Stadt ihre Aufgabe nicht wirklich
ernst genommen. Sie kann und darf nicht einfach die ganze Verantwortung fir die Ereignisse
der Reitschule in die Schuhe schieben. Das ware zu einfach. Wir verlangen von der Reitschu-
le und von der Stadt, dass sie diese Verantwortung gemeinsam klaren und entsprechende
Losungen finden.

Im Sommer 2008 fand das letzte Gesprach zwischen dem damaligen Kultursekretar Christoph
Reichenau und den Reitschulbetreibenden statt. Seither ist nichts mehr gelaufen, denn die
Stadt war nicht in der Lage eine Ansprechperson zu bestimmen. Da nun Regula Mader diese
Funktion voribergehend dbernehmen wird, kénnen wir nur hoffen, dass bald wieder Gespra-
che stattfinden. Wir distanzieren uns von jeglicher Form von Gewalt, woher sie auch immer
kommt. Ausgrenzung und strukturelle Gewalt sind selbstverstandlich eingeschlossen. Wir
lehnen kriminelle Aktionen ebenfalls ab, im Wissen, dass diese nicht immer zu verhindern
sind, dass es daflir aber ein Strafrecht gibt, das letztendlich auch im Bereich der Reitschule
gilt. Wir erwarten vom Gemeinderat die Realisierung der Umnutzung und der stadtebaulichen
Gestaltung der Schitzenmatte geméss Vorstoss der GB/JA!-Fraktion, der im Marz 2007 im
Stadtrat angenommen wurde. Der Bericht des Gemeinderats steht nun seit zwei Jahren aus.
Das kénnen wir auf keinen Fall akzeptieren. Wir sind Uberzeugt, dass der geplante zweite
Standort fur eine Anlaufstelle fur Drogenabhangige zur Entschéarfung der Lage rund um die
Reitschule beitragen wirde. Auch in dieser Hinsicht ist rasches Handeln angebracht.

Die GB/JA!l-Fraktion lehnt die Motion auch als Richtlinie ab, weil sie nicht méchte, dass in die
Strukturen eines Kultur- und Begegnungszentrums einer sozialen Einrichtung eingegriffen
wird. Wir sind der Meinung, dass dies nicht Aufgabe der Politik sein darf. Es ist falsch, die
Reitschule als eine fiir alle unverzichtbare Einrichtung mit finanziellen Sanktionen zu bestra-
fen. Uns ist bewusst, dass wir mit dieser Ablehnung gegen die Empfehlung des RGM-
Mehrheitsgemeinderats stimmen, welcher die Richtlinienmotion erheblich erklaren will. In die-
ser Frage haben wir eine Differenz, das ist auch gut so. Die Gemeinsamkeiten, die wir mit
unseren Gemeinderatinnen und Gemeinderaten sowie mit den RGM-Parteien haben, sind uns
wichtiger als diese Differenz.

Philippe Miiller (FDP) fir die FDP-Fraktion: Die Reithalle ist ein Sorgenkind der Stadt Bern.
Sorgen macht man sich deshalb, weil man eigentlich will, dass es ihr gut geht. Ein Kind ist sie
deshalb, weil sie nach wie vor nicht wirklich selbst zu sich schauen kann und oft Dinge tut, die
ihr selber schaden. Falsch unterstutzt wird die Reitschule in ihrem selbstzerstérerischen Weg
durch die linken Parteien. Dies entspringt einem simplen Schwarz-Weiss-Denken. Entweder
ist man daflr oder dagegen, etwas Drittes gibt es nicht. Dass man vielleicht gegen gewisse
Kinderkrankheiten zu Gunsten des Kindes vorgehen musste, hat in diesem Schema keinen
Platz. Das falsche Schwarz-Weiss-Schema kennen wir Gbrigens auch aus der Diskussion um
die Sozialhilfe: Entweder ist man blind dafiir, oder man wird zum Gegner gestempelt. Verbes-
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serungen sind so natirlich nicht moéglich. Die FDP-Fraktion ist froh um diesen Vorstoss. Aus
burgerlichen Kreisen wurden gleiche oder dhnliche Forderungen schon verschiedentlich erho-
ben. Sie wurden bisher stets nach dem vorher beschriebenen Muster abgeschmettert. Die
Folgen fiir die Reithalle sind gravierend. Wie man im Vorstoss lesen kann, herrscht ein Klima
der Angst. Andersdenkende werden angepdbelt und sogar kérperlich angegriffen. Die Reithal-
le fuhrt sich selber ad absurdum, wenn sie und ihre Leute die ersten sind, welche gegen ihre
eigenen hoch gelobten Reitschulgrundsatze verstossen, die da lauten: Keine Gewalt, keine
Intoleranz etc. Wenn aber in der Reitschule statt Basisdemokratie Einschichterung herrscht,
statt Toleranz Angst und statt einer Rickzugsmaoglichkeit fir alternative Kultur eine Ruick-
zugsmaglichkeit fur Gewalttatige, braucht es die Reitschule nicht. In diesem Fall schliessen
wir sie besser. Die FDP ist jedoch gegen eine Schliessung der Reitschule. Die Reitschule ist
ein Ort, der mit seinen verschiedenen Einrichtungen fur viele Menschen dieser Stadt und Ag-
glomeration sehr wichtig ist. Deshalb soll sie weiter bestehen. Das gilt aber nicht bedingungs-
los. Die Zeiten, in denen man Vereinbarungen eingeht, dann aber nur die Rechte in Anspruch
nimmt ohne die Verpflichtungen zu erflllen, sind nun vorbei. Nur profitieren und selber nichts
tun, geht nicht. Vertragliche und gesetzliche Vorschriften sind einzuhalten. Ich staune, wenn
ich heute in der Zeitung lese, die Reitschule wolle in Zukunft die gesetzlichen Larmlimiten
akzeptieren. Das ist doch nicht die Frage. Oder hat jemand schon einmal einen Zeitungsarti-
kel gelesen, in dem steht, wie die Polizei mit Auto fahrenden daruber diskutiert, ob die Ge-
schwindigkeitslimiten eingehalten werden sollen oder nicht? Die nétigen Vereinbarungen und
gesetzlichen Vorschriften bestehen schon langstens, aber sie wurden nicht durchgesetzt. Das
ist aber die Aufgabe des Gemeinderats als Exekutive. Die Durchsetzung des Rechts ist die
ureigenste Funktion der Regierung. In dieser Funktion hat der Gemeinderat véllig versagt.
Das Malaise dauert schon seit Jahren an, verbessert hat sich nichts. Man traut es fast nicht
zu sagen, aber Bewegung kam erst in die rot-griinen Reihen, nachdem nun ein Eigener von
Gewaltubergriffen betroffen war. Mit den Polizistinnen und Polizisten hatte man dagegen nie
solches Mitleid. Es ist inakzeptabel, wenn Regeln fortlaufend missachtet werden. Erst recht
solche, denen man in Vereinbarungen sogar selber zugestimmt hat. Irgendeinmal braucht es
keinen Dialog mehr, sondern Sanktionen. Es braucht keine neuen Regeln, wie der Gemeinde-
rat in seiner Antwort schreibt. Man soll endlich die bestehenden durchsetzen! Es ist logisch,
dass solche Vereinbarungen als nicht verbindlich betrachtet werden, wenn nichts geschieht
fur den Fall, dass man sich nicht daran halt. Es niitzt dann auch nichts, wenn neue Regeln
aufgestellt werden. Der Gemeinderat schreibt in seiner Antwort selber: ,Gesprache mit Vertre-
tungen des Gemeinderats wurden abgesagt oder blieben wirkungslos®. Also: Aufwachen, lie-
ber Gemeinderat und endlich handeln! Vielleicht hat der Gemeinderat auch einfach nur Angst.
Die FDP hofft jedenfalls, dass die vorliegende Motion dem Gemeinderat hilft, endlich seine
Arbeit zu tun. Wir werden die Motion einstimmig unterstitzen.

Unklar ist die Haltung der SP/JUSO-Fraktion. Man ist zwar zumindest teilweise fir den Vor-
stoss, aber dann doch gegen Sanktionen. Das ist dieselbe Alibipolitik wie jene des Gemeinde-
rats. Probleme werden nur angehauft, statt geldst. Das ist letztlich zum Schaden jener, die
man zu unterstitzen vorgibt.

Peter Kiinzler (GFL) fur die GFL/EVP-Fraktion: Beide nun vorliegenden Vorstdsse — die wir
unterstiitzen — sowie der neu eingereichte der CVP/BDP-Fraktion zeigen, dass etwas wie ein
neuer breiter Konsens betreffend die Reitschule entsteht. Er betrifft vor allem die Reitschule
als Kulturinstitution. Keines der bisherigen Voten hat die Reitschule als Kulturinstitution in
Frage gestellt. Die Kultur umfasst drei von vier Punkten des Leistungsvertrages, das mdchten
wir deutlich festhalten und wir freuen uns sehr dariiber. Wir hoffen und sehen auch, dass die
Probleme, welche die Reitschule mit der Sicherheitsvereinbarung hat, breit abgestitzt be-
nennt und festgestellt werden. Die GFL/EVP-Fraktion hat eine Motion eingereicht, welche die
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Probleme beim Namen nennt. Es gibt innerhalb und ausserhalb der Reitschule gewalttatige
Gruppen. Der durch sie angerichtete Schaden wirkt gegen innen. Sie stéren den Betrieb der
Reitschule und beeintrdchtigen insbesondere die kulturellen Aktivitdten. Zudem schaden sie
der Reithalle gegen aussen. Die Reithalle braucht den Konsens in der Bevélkerung. Mit dem,
was vorgefallen ist, wird dieser Konsens dauernd gefahrdet. Es sind strukturelle Probleme
vorhanden, die zu diesem Missstand fihren. Es ist n6tig, dass Verbindlichkeiten geschaffen
werden. Es besteht ein grosses Problem mit einer Minderheit, die gegen innen und aussen
zerstorerisch wirkt. Die GFL/EVP-Fraktion ist der Meinung, dass sich der Gemeinderat deut-
lich zu mdglichen Sanktionen dussern muss. Es braucht klar definierte Sanktionen. Wir wollen
im Unterschied zu spater folgenden Vorstéssen diese Anderungen gemeinsam mit der IKuR
durchfihren. Wir haben die Hoffnung fir die IKuR noch nicht ganz aufgegeben. Schliesslich
wollen wir aber auch feststellen, dass auch seitens der Stadt Probleme bestehen. Die Verbin-
dung zur Reitschule wurde im letzten halben Jahr einseitig gekappt, das ist stossend. Man hat
das Gesprach nicht mehr gesucht, das ist als schwerer Fehler einzustufen. Weiter storend ist,
dass es offenbar nicht méglich ist, Vorgefallenes sauber und durch Polizeirapporte zu doku-
mentieren. Das ist vOllig unzulassig.

Unsere Fraktion ist sehr erfreut dartiber, dass sich nun im Stadtrat ein deutlich breiterer Kon-
sens abzeichnet. Das kann der Anfang sein von ersten Neuerungen einer Bewegung, die viel-
leicht dann mal zu einer Lésung des Problems fuhrt. Wir sind also nicht der Meinung, dass
der sich abzeichnende Kompromiss bereits die Losung ist. Das dirfte ein langer Weg sein,
der Mut braucht. Die Probleme dirfen nicht verleugnet werden. Die Stadt soll sich an ihre
Verpflichtungen halten, dann kann sie die Verpflichtungen der IKuR auch konsequent einfor-
dern und soll auch vor Sanktionen nicht zuriickschrecken. Wir hoffen, dass die heutige Sit-
zung der Anfang eines Prozesses ist, der uns allen und der Reitschule als Kulturinstitution
hilft. Wir winschen uns allen viel Glick und Geduld dabei.

Erich J. Hess (JSVP) fur die SVPplus-Fraktion: Die Reithalle ist seit uber 20 Jahren ein Dorn
im Auge vieler Bernerinnen und Berner. Sie ist ein Dorn im Auge mancher Schweizerin und
manches Schweizers, denn die Reithalle steht in der Hauptstadt Bern. Jede Touristin und
jeder Tourist muss gezwungenermassen mit dem Zug an diesem wisten Gebaude vorbeifah-
ren. Vor Uber 20 Jahren wurde diese Reithalle illegal besetzt. Ich betrachte es heute noch als
illegale Besetzung, obwohl die Reitschulbetreibenden heute lGber einen Vertrag verfiigen. Es
kann nicht sein, dass wir solches akzeptieren. Die Reitschule ist eine Organisationszentrale
von Terroristen. Bei jeder grdsseren Demonstration, die von linker Seite organisiert wird, be-
findet sich dort das Zentrum. Von dort schwarmen die Demonstrierenden in die Stadt aus.
Das einzig Richtige ware eine Schliessung der Reitschule. Deshalb bitte ich alle, die Reithal-
le-Initiative zu unterzeichnen. Das ist die richtige Lésung fur die Reitschule. Wir missen sie
friher oder spater an den Meistbietenden verkaufen, damit das Gebaude nicht mehr der Stadt
gehort. Solange das Gebaude im Besitz der Stadt ist, wird dort nie etwas Anstandiges entste-
hen.

Wir von der SVPplus-Fraktion werden die Motion unterstiitzen. Wir wollen lieber den Spatz in
der Hand als die Taube auf dem Dach. Die Situation ware zwar noch nicht ganz befriedigend,
aber wir waren einen Schritt weiter als bisher. Der Gemeinderat mdchte diese Motion nur als
Richtlinie annehmen. Ich bin klar der Meinung, dass es sich nicht um eine Richtlinienmotion
handelt. lIhre finanziellen Auswirkungen kénnen rasch die Fr. 300 000.00 Gberschreiten, dann
fiele sie nicht mehr in die Gemeinderatskompetenz und es ware keine Richtlinienmotion mehr.
Der heutige Leistungsvertrag mit der Reitschule wird von den Reitschulbetreibenden in ver-
schiedenen Punkten nicht eingehalten, deshalb sollte der Gemeinderat im Fall einer Annahme
der Motion sofort den Leistungsvertrag mit der IKuR kindigen. Aus meiner Sicht ist er sowie-
so nicht rechtsgliltig. Bei Abschluss eines Vertrages missen die Vertragspartner in Form von
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rechtlichen Koérperschaften klar identifizierbar sein. In diesem Fall gibt es auf der einen Seite
keine solche Kdrperschaft, die bei Vertragsbruch auch haftbar gemacht werden kénnte. Der
Vertrag ist aus meiner Sicht rechtsungultig. Man sollte ihn sowieso kiindigen. Es kommt dazu,
dass er mehrmals seitens der Reitschule gebrochen wurde. Ich stelle den Antrag, dass im Rat
eine Konsultativabstimmung hinsichtlich der Frage erfolgt, ob der Gemeinderat diesen Vor-
stoss als Richtlinienmotion oder als richtige Motion entgegennehmen soll.

Einzelvoten

Rolf Zbinden (PdA): Verhillen, raumen, verkaufen, schliessen, abreissen. Wir sind uns eini-
ges gewohnt, was die destruktiven Phantasien gegenlber der Reitschule anbelangt. Die Moti-
on der GFL/EVP-Fraktion kommt verglichen mit dem rechtsburgerlichen Gepolter auf recht
weichen Pfoten daher geschlichen. Wahrend sich bekennende Burgerliche halt mehr fur harte
Werte interessieren, zielt die GFL/EVP-Fraktion schlauerweise auf die Software. Entspre-
chend soft ist die Motion dann auch Uberschrieben: ,Reitschule schitzen®. Damit zielt sie
nicht etwa birnenweich am Wesentlichen vorbei. Das Wesentliche wird aufs Korn genommen,
die basisdemokratische Verfassung der Reitschule. Dass der Motionar dann auch noch seine
eigene Meinung zur Basisdemokratie zum Besten gibt, macht aus seinem Vorstoss schon fast
ein zeitgeschichtliches Dokument. Ich zitiere: ,Basisdemokratischen Strukturen mangelt es oft
an Verbindlichkeit und Verantwortung.“ Donnerwetter, wo hat denn der Motiondr so etwas
gelernt? Ist das hehre Ziel der Zerstérung der basisdemokratischen Software der Reitschule
erst einmal fixiert, braucht man in der Findung der Argumente ja auch nicht mehr allzu origi-
nell zu sein. Es gibt dann die Verninftigen und die Unverninftigen, die VermitteInden und die
Radikalen, die moderaten Krafte und die wilden Gruppen. Das hat man eben von der Basis-
demokratie. Spaltung zu betreiben, war schon immer das beliebteste Mittel, um mit Demokra-
tie fertig zu werden. Ausgrenzen, eingrenzen, gegeneinander ausspielen, Misstrauen impfen
und schon wihlt der Trojaner im Programm. So denkt und winscht sich das der Motionar.
Und damit sein Plan auch ja klappt, droht er am Schluss mit Handfestem, mit Kiirzungen der
Nebenkosten im Subventionsvertrag, mit Vertragskindigungen etc. Gerne wirde man wissen,
was hinter dem etc. dann eigentlich noch steckt. Was bleibt Uberhaupt noch ubrig? Da
schliesst sich der Kreis, der junge Motionar und die Alteren geben sich die Hande. Das ist
unschoén aber wahr und offensichtlich. Es erstaunt aber schon ein wenig, wie locker der Ge-
meinderat dieser Motion als Richtlinie zustimmt. Viel Schreibarbeit hat ihn dieser Vorstoss
allerdings nicht gekostet. Was der Gemeinderat da schreibt, hat mit der Motion denkbar wenig
zu tun. Wir lesen von Handlungsbedarf rund um den alternativen Kulturbetrieb Reitschule, im
Perimeter Reitschule, insbesondere auf dem Vorplatz: ,Aufgrund der aktuellen Situation ins-
besondere mit der Drogenszene sind Sofortmassnahmen ndétig.“ Man reibt sich die Augen und
fragt sich, was das mit unserem Motionar zu tun hat. Man muss sich auch fragen, wer dann
bitte mit der kulturellen Belebung des Vorplatzes ernst gemacht hat. Das ist geschehen, wah-
rend die offizielle Politik endlos lber die Abweisung von Drogenabhangigen aus dem Ober-
land, Uber Offnungszeiten und (iber eine zweite Anlaufstelle diskutiert hat. Die PdA lehnt je-
den Angriff auf die basisdemokratischen Strukturen der Reitschule ab und fordert Respekt,
nicht nur gegentber dem Angebot an Film, Tanz, Musik und kulinarischen Perlen, sondern
auch Respekt vor dem basisdemokratischen politischen Willen.

Bernhard Eicher (JF): Auch ich werte die Motion als ein positives Zeichen daflr, dass der
Stadtrat jetzt dann hoffentlich einmal eine andere Gangart wiinscht, als es in den letzten Jah-
ren der Fall war. Es freut mich, dass nun Forderungen ibernommen werden, die der Jungfrei-
sinn und die FDP schon seit Jahren stellen. Trotzdem muss ich diese Kuschelrunde stdren,
was mir fast etwas unangenehm ist. Wir missen ehrlich sein, dieser Vorstoss wird so lange
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nichts bringen, wie sich der Gemeinderat nicht bewegt. Es ist der Gemeinderat, der alles, was
wir hier fordern, umsetzen muss. Es ist zwar schon, dass er die Motion unterstitzt. Entschei-
dend ist fur mich aber die Frage, wie er diesen Forderungen zum Durchbruch verhelfen wird.
Ich habe die Beflirchtung, dass der Gemeinderat die Umsetzung Uber Regula Mader versu-
chen will. Es sieht danach aus, als wirde sie jetzt dann mit den Reitschulbetreibenden dar-
Uber diskutieren, ob sie Lust haben, eventuell ihre Strukturen zu verandern oder einen Si-
cherheitsdienst einzurichten. Ich bin mir sicher, sie werden keine Lust dazu haben und nicht
mithelfen, logischerweise, sonst hatten sie sich ja schon in letzter Zeit bewegt. Fir mich ist
entscheidend, dass der Gemeinderat nun endlich Nagel mit Képfen macht und klare Sanktio-
nen ankindigt. Diese mussen als Kiirzungen der Subventionsbeitrage klar ausgestaltet sein.
Das Beispiel Gassenklche illustriert, wie der Gemeinderat mit gesetzlichen Bestimmungen
oder auch mit Vorstéssen des Stadtrats umgegangen ist. Der Gemeinderat verurteilte die ille-
gale Essensausgabe zwar, passiert ist aber nichts. Ebenso wird mit dem Zaffaraya verfahren.
Auch dort sagt der Gemeinderat seit Jahren, er toleriere das nicht und verurteile es, passiert
ist auch dort nichts. Gleiches geschieht mit den Larmemissionen der Reitschule im letzten
Sommer. Auch dazu gab es einen Vorstoss im Stadtrat. Der Gemeinderat sagte, er verurteile
das und werde aktiv, passiert ist wiederum nichts. Ich bitte deshalb alle Ratsmitglieder, die
diesen Vorstoss unterstitzen, vornehmlich von linker Seite, endlich Druck auf ihre Gemeinde-
ratinnen und Gemeinderate zu machen, damit sie aktiv werden. Barbara Hayoz und Reto
Nause muss man wohl nicht mehr Uberzeugen. Es geht darum, eine Dritte oder einen Dritten
im Bund davon zu Uberzeugen, sich vermehrt fir Recht und Ordnung einzusetzen.

Michael Képfli (GLP): Ich moéchte auf einige Dinge eingehen, die so nicht im Raum stehen
gelassen werden kdnnen. An Giovanna Battagliero: Ich bin regelméassiger Besucher der Reit-
schule. Ebenso bin ich auch regelmassiger Besucher von Fussballspielen in der Schweiz. Da
gibt es einen wesentlichen Unterschied. Es ist eben nicht so, wie Giovanna Battagliero gesagt
hat, dass Fussballvereine nicht haften flir das, was in ihren Stadien vorfallt. Samstag fir
Samstag erhalten Fussballvereine Bussen, weil beispielsweise Pyros abgefackelt werden in
den Stadien. Es ist nicht so, dass keine Haftung vorhanden ist.

An Erich J. Hess: Selbstverstandlich gibt es Leute, die sich am Anblick der Reitschule stdren,
wenn sie in Bern einfahren. Es gibt aber auch sehr viele Leute, die extra wegen der Reitschu-
le nach Bern kommen. Auch hier ware eine differenziertere Haltung wohl angemessen.

Den Vogel definitiv abgeschossen hat Rolf Zbinden, der hier ein grosses Loblied auf die Ba-
sisdemokratie gesungen hat. Geht man aber auf die Homepage seiner Partei, findet man dort
Links zu anderen Homepages und Regimes, die alles andere als basisdemokratisch oder de-
mokratisch, sondern totalitar sind. Das konnte man vielleicht auch einmal bedenken.

Henri-Charles Beuchat (CVP): Die Motion ist gut, aber sie geht zu wenig weit. Eigentlich woll-
te ich nichts sagen, aber die Schonfarberei der Linken hat mich nun provoziert. Nach den
Schilderungen von Erik Mozsa verstehe ich nicht mehr, wieso man immer noch Samthand-
schuhe anzieht, wenn es um die Reitschule und um die IKuR geht. Das omindse Kontakttele-
fon beispielsweise, hat beim letzten Vorfall erst gelautet, nachdem die Pflastersteine schon
durch die Luft geflogen sind. Sicherheitsdirektor Reto Nause kann das bestatigen. Was den
Vergleich mit den Stadionbetreibenden betrifft, kann ich an Michael Kopfli anknipfen. Es ist
eben gerade ein gutes Beispiel dafir, wie Organisierende, private Sicherheitsdienste und die
Polizei als Team zusammenarbeiten und ein gemeinsames Ziel verfolgen, ndmlich Gewalt zu
vermeiden, zu sanktionieren und zu verurteilen. Wenn die linke Seite immer noch Mihe hat
mit Sanktionen, soll sie doch das Positionspapier vom 28. Oktober 2008 der SP Schweiz le-
sen. Unter Punkt 85 wird dort festgehalten, dass Sanktionen rasch erfolgen missen. Héren
wir also bitte auf mit der Schénfarberei.
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Peter Biihler (SVP): Die Debatte wurde sachlich und sauber gefiuhrt, mit Ausnahme des Vo-
tums von Rolf Zbinden. Das ist also das Letzte. Der Obersturmbannfihrer der PdA, der an der
Demonstration vom 6. Oktober 2007 ein Schild mit der Aufschrift ,Welcome to hell* getragen
hat und eine demokratische Demonstration gestért hat, kommt nun daher und redet Uber Ba-
sisdemokratie. Er spricht davon, dass jeder dasselbe Recht haben soll, obwohl er selber die-
ses nicht allen gewahrt. Rolf Zbinden, bitte die Wahrheit sagen oder nichts. Einen solchen
Mist zu erzahlen ist unglaubwurdig!

Jimy Hofer (parteilos): Ich weiss wovon ich spreche. Ich habe in dieser Gesellschaft bereits
Freirdume geschaffen, da haben die Reitschulbetreibenden noch nicht einmal gewusst, wie
man Freiraum schreibt. Es tut mir leid, aber diese Leute haben ihren Laden nicht im Griff.
Was dort abgeht ist eine Ausgrenzung, ich kann es nicht anders sagen. Zu mir kommen junge
Leute, die sagen, sie kdnnten nicht mehr in die Reitschule, weil sie Angst hatten. Wieso sie
Angst haben, weiss ich nicht. Es stimmt etwas mit dem Grundgedanken nicht mehr, den ich
ubrigens voll unterstitze. Ich bin fiur die Reitschule. Wenn aber das dort angebotene wichtige
Kulturangebot nicht mehr von allen Leuten genossen werden kann, weil einige Angst haben,
lauft etwas schief in der Reithalle. Die Motionsinhalte, Gber die wir heute abstimmen, gehen in
die richtige Richtung. Es ist allerdings wohl noch nicht der Weisheit letzter Schluss. Ich hoffe,
der Gemeinderat unternimmt nun endlich etwas, und ich bin gerne bereit mitzuhelfen.

Dieter Beyeler (SD): Es gibt Gewalt, die aus dem Innern der Reitschule entsteht. Diese An-
sicht teilt nun auch die Linke, das ist neu. Dies offen zu sagen, war fir viele meiner Kollegin-
nen und Kollegen lange Zeit ein Tabu. Dass diese Aussage nun von Mitte-Links-Parteien ge-
macht wird, kann man schon fast als Meilenstein im Rahmen der langjahrigen politischen
Streitereien und des lange Jahre vorherrschenden Blockdenkens bezeichnen. Ich selber habe
schon fast nicht mehr daran geglaubt, in meiner Zeit als Stadtrat eine solche Einsicht zu erle-
ben. Wenn diese Motion angenommen wird, haben wir endlich einmal eine Ture aufgestos-
sen, die zur Erflullung von eigentlich selbstverstandlichen Forderungen fiihrt. Ich sage aus-
dricklich selbstverstandlich, denn so, wie es in der Vergangenheit lief, war es véllig inakzep-
tabel. Es kann so nicht weitergehen. Wenn diese Motion angenommen wird, kdnnen wir dann
auch die Forderung nach einem Verkauf der Reitschule ruhig ins zweite Glied zuriickstufen.

Luzius Theiler (GPB): Ich hoffe, wir kbnnen die Diskussion sachlicher weiterfihren. Ich verur-
teile das, was Peter Bihler gesagt hat. Er versuchte Rolf Zbinden in eine faschistische Ecke
zu tun. So kann man nicht diskutieren. Wenn die Basisdemokratie als Kernstick der Reitschu-
le angegriffen wird, ist es verstandlich, dass sich diese Leute wehren. Wenn man so damit
umgeht wie Peter Buhler, gibt es Reaktionen, die wir alle zusammen nicht wollen. Diese Moti-
on schafft in dieser Stadt irgendwie Unfrieden, das finde ich schade. Dies in einer Situation, in
der sich rund um die Reitschule ja eigentlich Vieles beruhigt hat. Auch Birgerliche heben die
besonderen kulturellen Verdienste der Reitschule hervor. Alle Initiativen, welche die Abschaf-
fung oder Einschrankung der Reitschule verlangt haben, wurden ja auch deutlich abgelehnt.
Die Probleme sind in den 1990er Jahren aufgetreten, als man den Kocherpark geschlossen
hat. Damals hat man die ganze Drogenszene auf den Vorplatz der Reitschule getrieben. Eine
Klammerbemerkung: Die meisten von uns nehmen irgendwie Drogen, aber vielleicht nicht
gerade diese. Man darf auch das nicht einfach diabolisieren, aber das Nebeneinander von
harten und weichen Drogen und diese Massierung vor einem Kulturzentrum ist sehr proble-
matisch. Ende 2002 hat die IKuR in einem offenen Brief Alarm geschlagen: ,Dass die Zustan-
de derart bedrickend sind, sehen wir auch als direkte Auswirkung der stadtischen Drogenpo-
litik, die Uber den Wegweisungsparagraphen und die repressive Linie, die gefahren wird, das
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Problem gerade an die Reitschule als offenes Haus abschiebt. Dadurch entsteht das verhee-
rende Nebeneinander von harten und weichen Drogen, das in einem Zentrum, das vorwie-
gend von Jungendlichen besucht wird, nicht tolerierbar ist. Die IKuR verlangt von der Stadt
diese Probleme nicht zu verdrangen, nur damit die Innenstadt sauber bleibt.“ Die Stadt hat
dieses Problem verdrangt und auf den Warnruf der IKuR nicht gehért. Im Gegenteil, man war
froh, dass man das Problem abschieben konnte und hat die Drogenanlaufstelle in der Nahe
der Reitschule an der Hodlerstrasse platziert. Sie wurde personell und finanziell viel zu wenig
grosszligig ausgestaltet. Bis heute brachte man keine zweite Anlaufstelle zustande. Alle diese
Probleme wurden an die Reitschule abgeschoben. Sie wurde zum Buhmann fir die verfehlte
Drogenpolitik der Stadt. Jetzt wirft man dieses vermeintliche Versagen der Reitschule in die-
ser Motion vor. Es handelt sich aber nicht um ein Versagen der Reitschule, sondern um ein
Versagen der Berner Stadtregierung. Ich hoffe sehr, dass diese Motion abgelehnt wird und
wunsche mir, dass mit Hilfe von Regula Mader eine verniinftige Lésung der Probleme erreicht
werden kann.

Direktor fur Sicherheit, Umwelt und Energie Reto Nause fir den Gemeinderat: Besten Dank
fur die grosstenteils konstruktiv verlaufene Debatte. Der Gemeinderat wirdigt den Kulturbe-
trieb der Reitschule als wichtiges alternatives Kulturangebot. Das Angebot wird auch getragen
durch die Bevolkerung, mehrere Volksabstimmungen haben das gezeigt. Das eigentliche
Kernstick der Reitschule ist genau dieser Kulturbetrieb. Er wird von der Mehrheit der politi-
schen Parteien klar getragen, das hat auch die heutige Debatte gezeigt. Dennoch braucht es
aus der Optik des Gemeinderats eine Verbesserung der Sicherheitssituation. In der Vergan-
genheit ist es tatsachlich mehrfach vorgekommen, dass die Polizei oder Mitarbeitende von
Pinto oder Securitas angegriffen oder behindert wurden. Es ist tatsdchlich so, dass nicht mehr
alle, die in die Reitschule gehen moéchten, dies ohne Angst tun kénnen. Dieser Punkt ist be-
sonders wichtig, wenn man dieses kulturelle Angebot weiter in die Zukunft retten und festigen
will. Die Polizei kann relativ klar und umfangreich dokumentieren, was im Umfeld der Reit-
schule alles passiert. Es ist nicht so, dass Uberhaupt keine Daten zur Verfigung stehen. Ich
bitte aber um Verstandnis, es ist relativ schwierig zu bezeichnen, auf wen es zuriickzufihren
ist, wenn man einen Drogendealer im Umfeld der Bar verhaftet. Ist die Reitschule verantwort-
lich oder ist es ein Drogendelikt? Es ist also einigermassen schwierig, mit Statistiken zu ope-
rieren, die der Situation gerecht werden.

Es stimmt nicht, dass der Gemeinderat in der Vergangenheit einfach untatig geblieben ist und
nichts getan hat, im Gegenteil. Die Direktionen BSS, SUE und die Kantonspolizei haben ge-
handelt. Man hat die Prasenz der Polizei, von Pinto und Securitas im Umfeld der Reitschule
massiv erhoht. Es wurden soziale Begleitangebote geschaffen. Wir bemihen uns und kdmp-
fen um die zweite Drogenanlaufstelle, die tatsachlich eine wichtige Entlastung bringen wurde,
da die Situation auf dem Vorplatz der Reitschule entscharft werden kdnnte. Wir setzen alles
daran, wirkungsvoll die Bildung einer offenen Drogenszene zu verhindern. Ich bin etwas irri-
tiert Gber das Schwarzpeterspiel. Man kann naturlich nicht einfach sagen, die Polizei mache
nichts, wenn sie dann im Gegenzug in ihren Einsatzen auch tatsachlich angegriffen wird. Es
ist Uberfallig, dass nun ein zielgerichteter Dialog mit der IKuR stattfindet. Regierungsstatthal-
terin Regula Mader ist die Ansprechpartnerin. Die Termine werden gesucht oder bestehen
schon zum Teil. Die Traktandenliste dieser Treffen wird weitgehend jene Punkte enthalten,
die in den vorliegenden Vorstdssen auch aufgelistet werden. Ich méchte diesen Gesprachen
im Moment nicht vorgreifen.

Eines ist klar, die Einhaltung des Leistungsvertrages und der Sicherheitsvereinbarung ist fir
den Gemeinderat wichtig und zentral. Dafir braucht es mehr Struktur und verantwortliche
Ansprechpartner mit klaren Kompetenzen und Verantwortlichkeiten. Es hat in den letzten Mo-
naten eigentlich gar nicht so schlecht funktioniert. Ein Negativbeispiel stellte ganz klar die
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Anti-WEF-Kundgebung vom 31. Januar 2009 dar. Leute, die aus Genf zuriickgekehrt sind,
haben sich in der Reitschule versammelt. Irgendeinmal ging die Ture auf und es kam zu einer
gewalttatigen unbewilligten Kundgebung. Das Telefon aus der Reitschule kam zu einem Zeit-
punkt, wo bereits Steine geflogen sind. So kann es nicht gehen. Es darf auch nicht sein, dass
sich ein Herr Winter oder eine Frau Sommer meldet. Fir mich ist das nicht eine konstruktiv
gelebte, ernst genommene Zusammenarbeit. Das Telefon misste viel frlther kommen, nam-
lich im Zeitpunkt, wo sich Leute versammeln und man Gefahren erkennt. Ich habe im Nach-
gang zum 31. Januar 2009 mehrfach versucht, mit den Verantwortlichen der Reitschule Kon-
takt aufzunehmen. Ich hatte Mailverkehr mit der Mediengruppe Reitschule und mit der Be-
triebsgruppe Reitschule. Das ist das Problem: Man hat keine direkten Ansprechpartner. Es
braucht deshalb mehr, namlich neue und verbindlichere Strukturen.

Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Motion der GFL/EVP-Fraktion als Richtlinie er-
heblich zu erklaren, ebenso das Postulat der SP/JUSO-Fraktion.

Bernhard Eicher (JF): Es tut mir leid, aber ich muss nachhaken. Der Gemeinderat unterstitzt
zwar die eingereichten Vorstdsse, aber die Massnahmen zur Umsetzung erschdpfen sich ein-
zig in Gesprachen. Man redet wie vor 10 Jahren, wie vor 5 oder wie vor 2 Jahren. Mich wiirde
interessieren, ob sich der Gemeinderat schon Gedanken dariber gemacht hat, was man zu-
satzlich versuchen kénnte, um diesen Forderungen Nachdruck zu verleihen. Falls das noch
nicht geschehen ist, wann dirfen wir uns ber zusatzliche Ideen freuen?

Erich J. Hess (JSVP): Was Reto Nause gesagt hat, freut mich ausserordentlich. Er hat ge-
sagt, der Gemeinderat habe dazumal einen Vertrag mit jemandem abgeschlossen, der ir-
gendwo in der Anonymitat steckt. Wir geben also jemandem viel Geld und wissen nicht ein-
mal, wer dahinter steckt! Das kann man sich in keinem Unternehmen leisten. Unterzeichnet
man im Geschéaftsleben einen Vertrag, Gberzeugt man sich davon, dass der Vertragspartner
auch tatsachlich zeichnungsberechtigt ist. In diesem Fall gibt es keine Zeichnungsberechtig-
ten, da uberhaupt niemand zustandig ist. Dieser Leistungsvertrag ist deshalb illegal.

Stadtratsprasident Ueli Haudenschild (FDP): Ich halte fest, dass ein Antrag auf eine Konsulta-
tivabstimmung, wie von Erich J. Hess gestellt, nicht zuldssig ist. Die Zustandigkeit fur dieses
Motionsanliegen liegt beim Gemeinderat. Eine Konsultativabstimmung ist in der Geschafts-
ordnung nicht vorgesehen.

Beschluss
Der Stadtrat erklart die Motion als Richtlinie erheblich (51 Ja, 20 Nein, 4 Enthaltungen).

Die Abstimmung erfolgt unter Namensaufruf.

Mit Ja stimmen: Michael Aebersold, Rania Bahnan Blechi, Vinzenz Bartlome, Thomas Begert,
Peter Bernasconi, Kathrin Bertschy, Henri-Charles Beuchat, Dieter Beyeler, Manfred Blaser,
Peter Blhler, Conradin Conzetti, Rithy Chheng, Philippe Cottagnoud, Dolores Dana, Bernhard
Eicher, Susanne Elsener, Jan Flickiger, Jacqueline Gafner Wasem, Claude Grosjean, Erich
J. Hess, Kurt Hirsbrunner, Beni Hirt, Jimy Hofer, Mario Imhof, Ueli Jaisli, Daniel Klauser, Mi-
chael Kopfli, Vania Kohli, Peter Kiinzler, Edith Leibundgut, Anna Magdalena Linder, Daniela
Lutz-Beck, Ursula Marti, Corinne Mathieu, Claudia Meier, Erik Mozsa, Philippe Miller, Nadia
Omar, Pascal Rub, Daniela Schafer, Martin Schneider, Tanja Sollberger, Hasim Sdnmez,
Barbara Streit-Stettler, Martin Trachsel, Gisela Vollmer, Nicola von Greyerz, Peter Wasserfal-
len, Béatrice Wertli, Thomas Weil, Christoph Zimmerli

Mit Nein stimmen: Hans Peter Aeberhard, Cristina Anliker-Mansour, Lea Bill, Urs Frieden,
Leyla Gil, Natalie Imboden, Stefan Jordi, Ruedi Keller, Annette Lehmann, Christine Michel,
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Stéphanie Penher, Hasim Sancar, Emine Sariaslan, Rolf Schuler, Miriam Schwarz, Luzius
Theiler, Aline Trede, Anne Wegmdiller, Rolf Zbinden, Beat Zobrist

Enthaltungen: Giovanna Battagliero, Andreas Flluckiger, Thomas Géttin, Beat Gubser
Abwesend: Anastasia Falkner, Regula Fischer, Simon Glauser, Patrizia Mordini.

21 Postulat Fraktion SP/JUSO (Ruedi Keller/Christof Berger, SP): Kulturangebote in
der Reitschule vor Unannehmlichkeiten schiitzen

Geschaftsnummer 08.000233 / 08/375

Der Besuch der Kulturangebote in der Reitschule wird in letzter Zeit immer schwieriger. Der

Drogenhandel auf dem Vorplatz und der Schitzenmatte (Parkplatz), die schlechte Beleuch-

tung unter dem Bahnviadukt sowie immer wieder aufflammende Gewalttatigkeit halten viele

Leute vom Besuch von Kulturveranstaltungen in der Reitschule ab.

Es wird immer klarer, dass die von der Stadt geforderten Massnahmen von der Reitschule

allein nur schwierig umzusetzen sind. Die Stadt kdnnte selber mehr tun, um mit adaquaten

Mitteln und angepasstem Vorgehen die Probleme in der Umgebung der Reitschule besser zu

meistern. Es ist deshalb unumgénglich dass in diese beiden Richtungen an der Verbesserung

der Sicherheit und der Erhdhung des Wohlbefindens gearbeitet werden muss. Nur so kénnen
die Kulturangebote und die Reitschule als bekannter Kulturort Idngerfristig gesichert werden.

Der Gemeinderat wird deshalb beauftragt folgende Massnahmen zu prifen und umgehend

umzusetzen:

1. Die Bekdmpfung des Drogenhandels in der Umgebung der Reitschule muss intensiviert
werden.

2. Stadt, Polizei und Betreiberlnnen der Reitschule missen ein neues Sicherheitskonzept
erarbeiten und in gemeinsamer Verantwortung umsetzen.

3. Stadt und Betreiberlnnen sollen gemeinsam dafiir sorgen, dass im Innern der Reitschule
das Bewusstsein wachst, dass nur mit einem sinnvollen Sicherheitskonzept der Kulturbe-
trieb auf Dauer gesichert werden kann.

4. Entsprechende gemeinsam vereinbarte Massnahmen sind in die Leistungsvereinbarungen
aufzunehmen und zu finanzieren.

5. Die Polizei ist anzuweisen, keine Demonstrierenden mehr in Richtung Reitschule zurtck-
zudrangen.

Bern, 26. Juni 2008

Antwort des Gemeinderats

Der Gemeinderat teilt die Auffassung der Postulantinnen und Postulanten, dass die Sicherheit
rund um den alternativen Kulturbetrieb Reitschule verbessert werden muss. Dies ist nicht al-
lein Aufgabe der Behdrden, auch die Betreiberin der Reitschule (Interessengemeinschaft Kul-
turraum Reitschule IKuR) ist gefordert.

Die Lage insbesondere auf dem Vorplatz hat sich in diesem Sommer verschlechtert. Die Ar-
beit von Polizei, Pinto und Securitas wird von gewaltbereiten Personen massiv behindert.
Interventionen sind ohne grosseres Aufgebot der Polizei aus Sicherheitsgriinden nicht mehr
moglich. Ebenfalls verschlechtert hat sich die Bereitschaft der IKuR zur verbindlichen Zu-
sammenarbeit und zur konsequenten Lésungsfindung mit den Behérden. Gesprache mit Ver-
tretungen des Gemeinderats wurden abgesagt oder blieben wirkungslos.

Angesichts dieser Entwicklung hat der Gemeinderat Gegensteuer gegeben und Massnahmen
ergriffen: In enger Zusammenarbeit zwischen der Direktion fir Bildung, Soziales und Sport,
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der Direktion fur Sicherheit, Umwelt und Energie und der Kantonspolizei wurde die Repres-
sion verstarkt und die Polizei- und PINTO-Prasenz im Perimeter Reithalle erhdht. Gleichzeitig
wurde sichergestellt, dass die ndtigen sozialen Angebote (Beratung und Vermittlung), nie-
derschwellig bereitstehen. Der Gemeinderat stellt fest, dass diese Massnahmen greifen und
die Situation wesentlich und sichtbar verbessert haben.

Der Gemeinderat ist Uberzeugt davon, dass die Sicherheitsprobleme im Bereich der Reit-
schule nur im zielgerichteten Dialog mit der IKuR angegangen werden kdnnen. Es sollen
rasch verbindliche Regeln fiir die Organisationsentwicklung und die Einhaltung des Leistungs-
vertrags sowie der Sicherheitsvereinbarung gefunden werden. Aufgrund der aktuellen Situa-
tion insbesondere mit der Drogenszene sind Sofortmassnahmen nétig. Der Gemeinderat hat
die Kantonspolizei angewiesen, ab Ende September schwerpunktmassig nach der Schlies-
sung der Kontakt- und Anlaufstelle an der Hodlerstrasse mit den nétigen repressiven Mitteln
gegen die Bildung einer offenen Drogenszene vorzugehen. Dabei muss eine Verdrangung in
die Innenstadt vermieden werden. Die erhohte Polizeiprasenz ist Teil des aktuellen Mass-
nahmenpakets, welches sich an der stadtischen Drogenpolitik mit den vier Saulen Pravention,
Schadensminderung, Therapie und Repression orientiert. Dieses Massnahmenpaket ist zur-
zeit in Erarbeitung. Es sieht auch die rasche Realisierung eines zweiten Standorts fir die An-
laufstelle fir Drogenabhangige sowie soziale Massnahmen wie die verstarkte Vermittlung in
Wohnprojekten und in Substitutionsprogramme vor.

Weitere Schritte im Sinne des vorliegenden Postulats wird der Gemeinderat prifen und -
wenn zielfiUhrend - umsetzen.

Folgen fiir das Personal und die Finanzen: Keine.

Antrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, das Postulat erheblich zu erklaren.

Bern, 15. Oktober 2008
Fraktionserklarungen

Kurt Hirsbrunner (BDP) fur die CVP/BDP-Fraktion: Wir stimmen 3 von 5 Punkten des Postu-
lats zu und danken der SP/JUSO-Fraktion dafur, dass sie anerkennt, dass in der Reitschule
Handlungsbedarf besteht. Wir lehnen Punkt 2 der Motion ab. Es gibt bereits ein Sicherheits-
konzept und dieses gilt es nun endlich umzusetzen. Wir lehnen zudem Punkt 5 ab. Er liegt
schrag in der Landschaft und ist nicht umsetzbar.

Philippe Miiller (FDP) fur die FDP-Fraktion: Dieser Vorstoss ist eine Reaktion auf die Motion,
die wir zuvor behandelt haben. Seitens der SP/JUSO-Fraktion hat man rasch etwas gemacht,
damit man sagen kann, der andere Vorstoss sei nicht so ndtig. Herausgekommen ist ein un-
verbindliches Postulat. Einige Dinge sind interessant, so zum Beispiel die Wortwahl. Man
spricht von Unannehmlichkeiten und bezeichnet sie. Liebe Leute von der SP, Drogenhandel
und Gewalttatigkeiten sind keine Unannehmlichkeiten, sondern Straftaten und Verbrechen. Im
letzten Herbst ist ein Opfer einer so genannten Unannehmlichkeit sogar verstorben. Ich glau-
be nicht, dass die Betroffenen diese Dinge einfach als Unannehmlichkeiten bezeichnen wir-
den, wie es die SP/JUSO-Fraktion in ihrem Vorstoss schonfarberisch macht. Interessant ist
auch, dass die SP endlich eingesteht, dass Sicherheitsprobleme bestehen und dass die Si-
cherheit verbessert werden muss. Es handelt sich nicht nur um eine Beeintrachtigung des
subjektiven Sicherheitsgefiihls. Die Betroffenen bilden sich schliesslich nicht nur ein, zusam-
mengeschlagen zu werden. Wenn wir hier im Rat Uber die Volksinitiative fur eine sichere
Stadt Bern sprechen werden, wird sich dann zeigen, ob die SP/JUSO-Fraktion immer noch
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zugibt, dass Sicherheitsprobleme bestehen und dass die Sicherheit verbessert werden muss,
oder ob sie wiederum vom subjektiven Sicherheitsempfinden sprechen wird.

Zu den einzelnen Forderungen: Mit Punkt 1 sind wir einverstanden. Punkt 2 lehnen wir klar
ab, das ist eine reine Alibi-Ubung. Man muss endlich die bestehenden Regeln und Vereinba-
rungen durchsetzen. Die Punkte 3 und 4 unterstitzen wir. Punkt 5 lehnen wir ab, schon nur
aufgrund der darin enthaltenen Unterstellung, die Polizei wirde Demonstrierende in Richtung
Reitschule zurickdrangen. Man soll die Tiren der Reitschule wahrend Demonstrationen
schliessen, dann nimmt das Interesse schlagartig ab, sich dorthin abdrangen zu lassen.

Postulant Ruedi Keller (SP): Es ist sinnlos, weiter Uber die Sicherheitslage rund um die Reit-
schule zu diskutieren. Die Fronten sind klar. Es gibt weiterhin Leute, die Probleme mit Mitteln
zu lésen versuchen, die eigentlich nicht demokratischen Gepflogenheiten entsprechen. Ich
will mich hier nicht als Terrorist outen. Ich bin zwar auch jemand, der ab und zu an Demonst-
rationen teilnimmt und manchmal sogar mithilft bei der Organisation. Wer Aussagen macht
wie Erich J. Hess, disqualifiziert sich selbst.

Ich bitte im Namen der SP/JUSO-Fraktion darum, das Postulat anzunehmen. Punkt 5 wurde
kritisiert. Was die Auflésung einer Demonstration angeht, ist das Vorgehen im Zivilgesetzbuch
klar geregelt. Es ist aber immer im Ermessen der Polizei, wie man sich verhalt, wenn ein Teil
der Demonstrierenden vom normalen Verhalten abweicht. In der Vergangenheit hat es Anlass
zur Annahme gegeben, dass sehr oft ohne Grund in Richtung Reitschule abgedrangt wurde.
Das betraf auch Leute, die mit der Reitschule nichts zu tun hatten. Einmal ist es auch anlass-
lich einer Gewerkschaftsdemonstration geschehen. Es ist nicht von der Hand zu weisen, dass
man das Anliegen des Vorstosses aufnehmen sollte. Es handelt sich um ein Postulat, wenn
der Gemeinderat zur Uberzeugung gelangt, wir hatten nicht Recht, kann er immer noch an-
ders entscheiden. Ich bitte um Annahme der Gbrigen Punkte und empfehle eine Abstimmung
Punkt fir Punkt.

Erich J. Hess (JSVP) fur die SVPplus-Fraktion: Dieses Postulat zeigt, dass zwischendurch
auch seitens der SP gute Ideen eingebracht werden. Wir kdnnen allerdings nicht das ganze
Postulat unterstitzen. Punkt 1 stimmen wir zu. Es ist wichtig, dass der Drogenhandel nicht
nur in der Region der Reithalle, sondern in der ganzen Stadt bekampft wird. Drogendealer
kénnen sich in unserer Stadt nahezu unbehelligt bewegen. Ich als Autofahrer muss fast mehr
Angst haben in eine Kontrolle zu gelangen, als ein Drogendealer beflirchten muss, angehal-
ten zu werden. Punkt 2 werden wir unterstitzen. Wir missen unbedingt ein neues Sicher-
heitskonzept aufbauen. Das momentane greift nicht. Es ist unsicher in der Reitschule und um
die Reitschule herum. Weil das heutige nicht greift, missen wir etwas Neues einfihren. Was
nicht funktioniert, muss man Uberdenken. Die Punkte 3, 4 und 5 werden wir ablehnen. Es
kann nicht sein, dass die Stadt fur Aktivitaten verantwortlich gemacht wird, die in der Reit-
schule stattfinden. Das ware dasselbe, wie wenn in jedem Einkaufscenter oder in jedem Re-
staurant permanent Polizei vor Ort sein musste, um die Sicherheit zu garantieren.

Beschluss
Der Stadtrat erklart Punkt 1 des Postulats SP/JUSO erheblich (68 Ja, 3 Nein, 1 Enthaltung).

Die Abstimmung erfolgt unter Namensaufruf.

Mit Ja stimmen: Hans Peter Aeberhard, Michael Aebersold, Rania Bahnan Bulechi, Vinzenz
Bartlome, Giovanna Battagliero, Thomas Begert, Peter Bernasconi, Kathrin Bertschy, Henri-
Charles Beuchat, Dieter Beyeler, Manfred Blaser, Conradin Conzetti, Rithy Chheng, Philippe
Cottagnoud, Dolores Dana, Bernhard Eicher, Susanne Elsener, Andreas Flickiger, Jan Flu-
ckiger, Urs Frieden, Jacqueline Gafner Wasem, Thomas Goéttin, Claude Grosjean, Beat Gub-
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ser, Leyla Gil, Erich J. Hess, Kurt Hirsbrunner, Beni Hirt, Jimy Hofer, Natalie Imboden, Mario
Imhof, Stefan Jordi, Ruedi Keller, Daniel Klauser, Michael Képfli, Vania Kohli, Peter Kiinzler,
Annette Lehmann, Edith Leibundgut, Anna Magdalena Linder, Daniela Lutz-Beck, Ursula Mar-
ti, Corinne Mathieu, Claudia Meier, Erik Mozsa, Philippe Miller, Nadia Omar, Stéphanie Pen-
her, Pascal Rub, Hasim Sancar, Emine Sariaslan, Daniela Schafer, Martin Schneider, Rolf
Schuler, Miriam Schwarz, Tanja Sollberger, Hasim S6nmez, Barbara Streit-Stettler, Martin
Trachsel, Aline Trede, Gisela Vollmer, Nicola von Greyerz, Peter Wasserfallen, Anne Weg-
muller, Béatrice Wertli, Thomas Weil, Christoph Zimmerli, Beat Zobrist

Mit Nein stimmen: Lea Bill, Regula Fischer, Luzius Theiler

Enthaltung: Christine Michel

Abwesend: Cristina Anliker-Mansour, Peter Blhler, Anastasia Falkner, Simon Glauser, Ueli
Jaisli, Patrizia Mordini, Rolf Zbinden.

Beschluss
Der Stadtrat erklart Punkt 2 des Postulats SP/JUSO erheblich (39 Ja, 28 Nein,
6 Enthaltungen).

Die Abstimmung erfolgt unter Namensaufruf.

Mit Ja stimmen: Michael Aebersold, Rania Bahnan Buechi, Giovanna Battagliero, Conradin
Conzetti, Rithy Chheng, Philippe Cottagnoud, Susanne Elsener, Regula Fischer, Andreas
Fluckiger, Urs Frieden, Thomas Géttin, Leyla Gul, Erich J. Hess, Beni Hirt, Natalie Imboden,
Stefan Jordi, Ruedi Keller, Peter Kinzler, Annette Lehmann, Anna Magdalena Linder, Ursula
Marti, Corinne Mathieu, Christine Michel, Erik Mozsa, Nadia Omar, Stéphanie Penher, Hasim
Sancar, Emine Sariaslan, Daniela Schafer, Rolf Schuler, Miriam Schwarz, Hasim Sdnmez,
Barbara Streit-Stettler, Martin Trachsel, Aline Trede, Gisela Vollmer, Nicola von Greyerz, An-
ne Wegmdller, Beat Zobrist,

Mit Nein stimmen: Hans Peter Aeberhard, Vinzenz Bartlome, Thomas Begert, Peter Bernas-
coni, Henri-Charles Beuchat, Dieter Beyeler, Lea Bill, Manfred Blaser, Peter Buhler, Dolores
Dana, Bernhard Eicher, Jacqueline Gafner Wasem, Beat Gubser, Kurt Hirsbrunner, Jimy Ho-
fer, Mario Imhof, Vania Kohli, Edith Leibundgut, Claudia Meier, Philippe Muller, Pascal Rub,
Martin Schneider, Luzius Theiler, Peter Wasserfallen, Thomas Weil, Béatrice Wertli, Rolf
Zbinden, Christoph Zimmerli

Enthaltungen: Kathrin Bertschy, Claude Grosjean, Daniel Klauser, Michael Koépfli, Daniela
Lutz-Beck, Tanja Sollberger

Abwesend: Cristina Anliker-Mansour, Anastasia Falkner, Jan Flickiger, Simon Glauser, Ueli
Jaisli, Patrizia Mordini.

Beschluss

Der Stadtrat erklart Punkt 3 des Postulats SP/JUSO erheblich (60 Ja, 12 Nein, 1 Enthaltung).
Die Abstimmung erfolgt unter Namensaufruf.

Mit Ja stimmen: Hans Peter Aeberhard, Michael Aebersold, Rania Bahnan Buechi, Vinzenz
Bartlome, Giovanna Battagliero, Thomas Begert, Kathrin Bertschy, Henri-Charles Beuchat,
Conradin Conzetti, Rithy Chheng, Philippe Cottagnoud, Dolores Dana, Bernhard Eicher, Su-
sanne Elsener, Andreas Flickiger, Jan Flickiger, Urs Frieden, Jacqueline Gafner Wasem,
Thomas Goéttin, Claude Grosjean, Leyla Gil, Kurt Hirsbrunner, Beni Hirt, Natalie Imboden,
Mario Imhof, Stefan Jordi, Ruedi Keller, Daniel Klauser, Michael Koépfli, Vania Kohli, Peter
Kiinzler, Annette Lehmann, Edith Leibundgut, Anna Magdalena Linder, Daniela Lutz-Beck,
Ursula Marti, Corinne Mathieu, Claudia Meier, Erik Mozsa, Philippe Miller, Nadia Omar,
Stéphanie Penher, Pascal Rub, Hasim Sancar, Emine Sariaslan, Daniela Schafer, Martin
Schneider, Miriam Schwarz, Tanja Sollberger, Hasim Sénmez, Barbara Streit-Stettler, Martin
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Trachsel, Aline Trede, Gisela Vollmer, Nicola von Greyerz, Peter Wasserfallen, Anne Weg-
muller, Béatrice Wertli, Christoph Zimmerli, Beat Zobrist,

Mit Nein stimmen: Peter Bernasconi, Dieter Beyeler, Lea Bill, Manfred Blaser, Peter Blhler,
Regula Fischer, Beat Gubser, Erich J. Hess, Jimy Hofer, Luzius Theiler, Thomas Weil, Rolf
Zbinden

Enthaltung: Christine Michel

Abwesend: Cristina Anliker-Mansour, Anastasia Falkner, Simon Glauser, Ueli Jaisli, Patrizia
Mordini, Rolf Schuler.

Beschluss
Der Stadtrat erklart Punkt 4 des Postulats SP/JUSO erheblich (57 Ja, 14 Nein, 2 Enthaltung).

Die Abstimmung erfolgt unter Namensaufruf.

Mit Ja stimmen: Hans Peter Aeberhard, Michael Aebersold, Rania Bahnan Biechi, Vinzenz
Bartlome, Giovanna Battagliero, Thomas Begert, Kathrin Bertschy, Henri-Charles Beuchat,
Conradin Conzetti, Rithy Chheng, Philippe Cottagnoud, Dolores Dana, Bernhard Eicher, Su-
sanne Elsener, Andreas Fliickiger, Urs Frieden, Thomas Géttin, Claude Grosjean, Leyla Giil,
Kurt Hirsbrunner, Beni Hirt, Natalie Imboden, Mario Imhof, Stefan Jordi, Ruedi Keller, Daniel
Klauser, Michael Kopfli, Vania Kohli, Peter Kiinzler, Annette Lehmann, Edith Leibundgut, An-
na Magdalena Linder, Daniela Lutz-Beck, Ursula Marti, Corinne Mathieu, Claudia Meier,
Christine Michel, Erik Mozsa, Philippe Mdiller, Nadia Omar, Stéphanie Penher, Pascal Rub,
Hasim Sancar, Daniela Schafer, Rolf Schuler, Miriam Schwarz, Tanja Sollberger, Hasim Son-
mez, Barbara Streit-Stettler, Martin Trachsel, Aline Trede, Gisela Vollmer, Nicola von Grey-
erz, Anne Wegmduller, Béatrice Wertli, Christoph Zimmerli, Beat Zobrist,

Mit Nein stimmen: Peter Bernasconi, Dieter Beyeler, Lea Bill, Manfred Blaser, Peter Blhler,
Jan Flickiger, Jacqueline Gafner Wasem, Beat Gubser, Erich J. Hess, Jimy Hofer, Luzius
Theiler, Peter Wasserfallen, Thomas Weil, Rolf Zbinden

Enthaltungen: Emine Sariaslan, Martin Schneider

Abwesend: Cristina Anliker-Mansour, Anastasia Falkner, Regula Fischer, Simon Glauser, Ueli
Jaisli, Patrizia Mordini.

Beschluss
Der Stadtrat lehnt Punkt 5 des Postulats SP/JUSO ab (28 Ja, 45 Nein, 1 Enthaltung).

Die Abstimmung erfolgt unter Namensaufruf.

Mit Ja stimmen: Michael Aebersold, Giovanna Battagliero, Lea Bill, Rithy Chheng, Andreas
Flickiger, Urs Frieden, Thomas Géttin, Leyla Gil, Beni Hirt, Natalie Imboden, Stefan Jordi,
Ruedi Keller, Annette Lehmann, Ursula Marti, Corinne Mathieu, Christine Michel, Stéphanie
Penher, Hasim Sancar, Emine Sariaslan, Daniela Schéfer, Rolf Schuler, Miriam Schwarz,
Hasim Sénmez, Aline Trede, Gisela Vollmer, Nicola von Greyerz, Anne Wegmiuller, Beat
Zobrist

Mit Nein stimmen: Hans Peter Aeberhard, Rania Bahnan Buechi, Vinzenz Bartlome, Thomas
Begert, Peter Bernasconi, Kathrin Bertschy, Henri-Charles Beuchat, Dieter Beyeler, Manfred
Blaser, Peter Buhler, Philippe Cottagnoud, Dolores Dana, Bernhard Eicher, Susanne Elsener,
Jan Flickiger, Jacqueline Gafner Wasem, Claude Grosjean, Beat Gubser, Erich J. Hess, Kurt
Hirsbrunner, Jimy Hofer, Mario Imhof, Ueli Jaisli, Daniel Klauser, Michael K&pfli, Vania Kohli,
Peter Kiinzler, Edith Leibundgut, Anna Magdalena Linder, Daniela Lutz-Beck, Claudia Meier,
Erik Mozsa, Philippe Mduller, Nadia Omar, Pascal Rub, Martin Schneider, Tanja Sollberger,
Barbara Streit-Stettler, Luzius Theiler, Martin Trachsel, Peter Wasserfallen, Béatrice Wertli,
Thomas Weil, Rolf Zbinden, Christoph Zimmerli
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Enthaltung: Conradin Conzetti
Abwesend: Cristina Anliker-Mansour, Anastasia Falkner, Regula Fischer, Simon Glauser, Pat-
rizia Mordini.

5 Familienbericht fiir die Stadt Bern

Geschaftsnummer 08.000366 / 08/447

Gemeinderatsantrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, den Familienbericht zur Kenntnis zu nehmen.

Bern, 29. Oktober 2009
Fraktionserklarungen

Natalie Imboden (GB) fur die GB/JA!-Fraktion: Unsere Fraktion ist froh dartber, dass wir vier
Jahre nachdem wir den Vorstoss fir einen Familienbericht eingereicht haben, nun Uber den
vorliegenden Bericht diskutieren kénnen. Vor vier Jahren lautete ein Vorstoss unserer Frakti-
on: ,Welche Politik fir Familien in der Stadt Bern, Strategien und Massnahmen sind notwen-
dig.”

Der Bericht und die Realitat zeigen sehr gut, dass heute die Familienformen und damit auch
die Familienpolitik sehr vielféltig sind. Es gibt klassische Familien, Patchwork-Familien und so
genannt modernere Familienformen, allein Erziehende, generationentbergreifende sehr un-
terschiedliche Lebensmodelle. Es ist auch richtig, dass alle Leute selber dariber entscheiden
kénnen, in welcher Form sie leben méchten. Wir finden es gut, dass der Bericht zwar die ver-
schiedenen Familienformen auffihrt, aber leider sind keine Zahlen dazu verfugbar, welche
dieser Familienformen in der Stadt Bern Realitat sind. Es gibt verschiedene Entwicklungen im
Bereich von Familien, die relativ offensichtlich sind und auch im Bericht wieder zum Thema
gemacht werden. Es gibt immer weniger Familien in der Stadt Bern. Die Familienformen an-
dern sich immer rascher. Als ein Stichwort mochte ich die Scheidungen erwahnen. Die Fami-
lien werden kleiner, es gibt also weniger Kinder und allein Erziehende und Pachtwork-
Familien nehmen zu. Aus dem Bericht erfahren wir, dass in der Stadt Bern heute 13 000 Fa-
milien leben. Das heisst also, in jedem 5. Haushalt gibt es heute Kinder. Vor 30 Jahren waren
diese Zahlen noch fast doppelt so hoch. Einiges hat sich also verandert. Man muss eigentlich
festhalten, dass die Stadt Bern mit 52% Einpersonenhaushalten die eigentliche Single-
Hauptstadt geworden ist. Das gilt vor allem fiir Schweizerinnen und Schweizer. Menschen mit
Migrationshintergrund leben hé&ufiger in einem Familienverband als Schweizerinnen und
Schweizer. Der Bericht legt auch dar, dass ein Viertel der Familien aus einem Elternteil mit
Kindern bestehen. Meist handelt es sich um allein erziehende Miutter, seltener um allein er-
ziehende Vater. Wir kbnnen aber dem Bericht nicht entnehmen, wie es um die soziale Lage
der Familien bestellt ist. Das bedauern wir sehr. Der Sozialbericht des Kantons, der im De-
zember 2008 vorgestellt wurde, basiert auf Steuerdaten und man erhielt damit Fakten, wie es
den Familien sozial geht. In der Stadt Bern weiss man relativ wenig. Man weiss das, was in
der Sozialhilfe abgebildet ist. Das ist aber nur ein Teil. Aber auch das, was wir lesen konnten,
ist schockierend. So sind 1 943 Kinder und Jungendliche in der Stadt Bern Uber ihre Eltern
von der Sozialhilfe abhangig, also jedes 8. Kind. Das ist ein Armutszeugnis fir unsere Gesell-
schaft. Auch hier sind allein Erziehende oder Familien mit vielen Kindern wieder besonders
betroffen. Wir missen in diesem Bereich lber die Buicher. Es ist ein Skandal, dass sehr viele
Familien in die Firsorge abgedrangt werden, obwohl sie eigentlich vollzeit berufstatig sind
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und als Working-Poor nicht existenzsichernde Léhne verdienen. Das ist unserer Meinung
nach Missbrauch jener Arbeitgebenden, die ihren Angestellten Hungerléhne bezahlen und
damit Familien von der stadtischen Flrsorge abhangig machen. Die Wirtschaft steht hier in
der Verantwortung. Die Stadt muss in diesem Bereich korrigierend unterstitzen.

Zur Einschatzung der stadtischen Familienpolitik, wie sie heute ist: Man kann der Stadt Bern
insgesamt ein familienpolitisches Kranzchen winden. Es werden bereits heute sehr viele
Massnahmen umgesetzt, das zeigt der Bericht. Die Lebensqualitat der Familien wird gefor-
dert, es wird in die Kinderbetreuung investiert, die Freizeit- und Spielangebote werden ausge-
baut und man setzt sich fir sichere Schulwege ein. Alles wichtige Elemente, die dazu beitra-
gen, dass Kinder in der Stadt Bern leben kénnen. Es zeigt sich hier, dass die Stadt Bern in
den letzten Jahren eine moderne Familienpolitik gemacht hat und sehr viel investiert. Wir se-
hen aber trotzdem noch Handlungsbedarf beim Wohnraum. Zwar konnte heute den Medien
entnommen werden, dass die Stadt Bern wieder wachst, dass mehr auch jlingere Leute in die
Stadt Bern ziehen, aber flr die braucht es nach wie vor preisgiinstigen Wohnraum. Die Stadt
schlagt im Bericht selber vor, man kénnte mittels Innovationspreis jene privaten Investoren
belohnen, die familienfreundlichen Wohnraum schaffen. Das wéare unserer Meinung nach ein
wichtiges Signal. Wir sehen weiteren Handlungsbedarf in der Frage der Existenzsicherung
von Familien. Hier ist primar die Wirtschaft gefordert. Es ist keine leere Floskel. Die Wirt-
schaft muss hier ihre Verantwortung wahrnehmen. Der Kanton Bern kennt keine Ergédnzungs-
leistungen fur Familien, hier sind auch die Handlungsspielraume der Stadt relativ eng. Das
effizienteste Mittel ist immer noch die Reduktion der Krankenkassenpramien fir Kinder. Der
Kanton und die Eidgenossenschaft sind gefordert. Den dritten Handlungsbedarf sehen wir im
Bereich der Ein-Elternfamilien, die am starksten von Armut betroffen sind. Es ist ganz wichtig,
dass sie ihre Familienbetreuung mit der Erwerbstatigkeit verbinden kdnnen. Sie brauchen
KITA-Platze. Auch hier wird die Sozialhilfe wichtige Uberbriickungsmassnahmen leisten mis-
sen. Uns ist zudem wichtig, dass in der Familienpolitik die Vater noch starker als heute ange-
sprochen werden. Im Bericht ist die Rede von Teilzeitarbeit fir Manner. Das ist wichtig, aber
das alleine reicht nicht aus. Es braucht weitere Massnahmen.

Unserer Ansicht nach ist im Bericht die generationenibergreifende Frage zu kurz gekommen.
Grossmutter und Grossvater, die in sehr vielen Familien eine wichtige Funktion habe, wurden
nur am Rand erwahnt. Wir finden es schade und falsch. Hier liegt ein grosses Potential.

Der Gemeinderat schlagt zehn Massnahmen vor. Wir sind mit ihm einverstanden, dass es
wichtig ist, Lobbyarbeit zu machen. Die Vernetzungen mit Gemeinden, dem Kanton, dem
Bund und allen privatwirtschaftlichen Tragerschaften sind zentral, aber das wird nicht ausrei-
chen. Die Stadt Bern muss sich weiterhin aktiv im Bereich der Familienpolitik engagieren. Es
braucht weiterhin einen Ausbau der Kinderbetreuung. Bei den Tagesschulen haben wir zwar
viel erreicht, aber es gibt noch einiges zu tun. Was wir hier nicht akzeptieren kdénnen, ist ein
Vorschlag, den der Gemeinderat bringt, ndmlich, dass man die Tarifgestaltung tUberdenkt. Das
darf nicht auf Kosten der unteren Einkommen gehen. Entlastet man die mittelstandischen Fa-
milien, wird jemand diese Kosten Ubernehmen mussen. Das dirfen sicher nicht die bereits
jetzt armutsgefahrdeten Familien sein.

Der Gemeinderat sagt, es brauche keinen Massnahmenplan. Diesbezlglich sind wir mit ihm
nicht einverstanden. Wir erwarten von ihm, dass er die Prifung der Massnahmen nun wirklich
an die Hand nimmt und uns danach wieder Bericht erstattet hinsichtlich der Massnahmen, die
er umzusetzen gedenkt. Sonst ware dieser Bericht ein Papiertiger, das war nicht unsere Ab-
sicht. Die GB/JA!-Fraktion verlangt also, dass es einen Postulatsbericht geben wird, der auf-
zeigt, welche Massnahmen der Gemeinderat ergreift. Wir nehmen den Familienbericht in die-
sem Sinn positiv zur Kenntnis und danken dem Gemeinderat dafiir, dass er auch in der
nachsten Legislatur in diesem Bereich ein Schwergewicht setzen wird.
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Jacqueline Gafner Wasem (FDP) fur die FDP-Fraktion: Lebensqualitatsbericht der Stadt Bern,
Bericht zur Umsetzung des Alterskonzeptes der Stadt Bern, Familienbericht fur die Stadt
Bern, Berichte, Berichte, Berichte. Wenn es in der Stadtverwaltung einen Preis fur jene Direk-
tion gabe, die am meisten Berichte produzieren lasst, wirde die BSS mit Sicherheit auf dem
ersten Platz landen. Zugegeben, die Berichte kommen durchwegs in ansprechender Form
daher, sie lesen sich angenehm und liegen gut in der Hand. Das hat natlrlich seinen Preis.
Die gedruckte Version des Familienberichts fur die Stadt Bern, den man bei der BSS bezie-
hen kann, kostet zum Beispiel Fr. 35.00, wie man auf der Innenseite des Umschlags nachle-
sen kann. Ob dieser Preis Kosten deckend ist, entzieht sich unserer Kenntnis. Finanziert wur-
de der Bericht tGber den Fonds fir Kinder und Jugendliche. Der Stiftungszweck sieht laut
Art. 3 der Fondsverordnung Kinder und Jugendliche vor, dass der Fonds ,die Erziehung, Aus-
bildung, Férderung und Unterstitzung von Kindern und Jugendlichen mit Wohnsitz in der
Stadt Bern bezweckt, soweit die entsprechenden Auslagen nicht durch Versicherungen abge-
deckt sind oder den Unterstitzungspflichtigen zugemutet werden kénnen.* Selbst bei gross-
zlugiger Interpretation des Stiftungszweckes ist man einigermassen erstaunt, dass dieser Arti-
kel auch die Finanzierung eines Familienberichts der Stadt Bern abdecken soll. Bringt denn
dieser Bericht wenigstens etwas? Weiss man entscheidend mehr Gber die Situation der Fami-
lien in der Stadt Bern und die daraus abzuleitende stadtische Familienpolitik, nachdem man
ihn gelesen hat? Die FDP-Fraktion hat diesen Eindruck nicht. Dieser Bericht wiederholt sei-
tenlang langst Bekanntes und Uber weite Strecken Unbestrittenes, wie nicht zuletzt auch der
Vortrag des Gemeinderats an den Stadtrat zeigt. Diesen Bericht hatte man sich sparen kon-
nen und die daflr eingesetzten finanziellen Mittel besser direkt zu Gunsten von Kindern und
Jugendlichen verwendet.

Ursula Marti (SP) fur die SP/JUSO-Fraktion: Die SP/JUSO-Fraktion bedankt sich bei allen
Beteiligten fir ihre Arbeit, die zum Gelingen dieses Berichts beigetragen hat. Wir erachten
diesen Bericht, der vom Stadtrat ausdricklich verlangt wurde, als wertvolle Datensammlung
und Darstellung der aktuellen Situation der Familien. Daraus kénnen wichtige Schlisse fir
konkrete Massnahmen gezogen werden. Es gefallt uns sehr, dass das erste inhaltliche Kapitel
den Titel ,Potentiale von Familien erkennen und nutzen® tragt. Wir finden es wichtig, auch
einmal zu beziffern, welche Leistungen Familien fir diese Gesellschaft erbringen. Sie sind
namlich nicht nur Kostenverursacher, sie leisten auch sehr viel. Im Bericht ist auch vermerkt,
dass besonders die Leistung der weiblichen Bevdlkerung zu Gunsten der Familie besser an-
erkennt werden sollte. Dieser Meinung sind wir auch. Uns ist auch sehr wichtig zu betonen,
dass auch gerade Migrantenfamilien und im Besonderen deren Kinder, ein besonderes Poten-
tial mitbringen. Sie sind mehrsprachig, kennen verschiedene Kulturen, sie vermitteln zwischen
den Kulturen und durch ihre Integration haben sie wertvolle Lebenserfahrung gesammelt.
Dieses Potential besteht. Wir sollten es nur besser erkennen, schatzen und nutzen. Die vor-
handenen Potentiale sollten durch Sprachkurse, Frihférderung und andere Integrationsmass-
nahmen weiter geférdert werden. Ein wichtiger Teil der Integration ist auch die soziale
Durchmischung beim Wohnen, die tendenziell eher abnimmt. Die Stadt sollte sie vermehrt
fordern. Eine Voraussetzung fir die soziale Durchmischung ist, dass das Wohnumfeld in allen
Quartieren gleichermassen gut und attraktiv ist und dass die Wohnungen fur alle erschwing-
lich sind. Gerade fir Familien ist es auch sehr wichtig, dass der 6ffentliche Raum zuganglich
ist. Er muss genutzt werden kénnen firs Spielen, Sport treiben, als Begegnungsort, fir Quar-
tierfeste, kulturelle Aktivitaten etc. Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist uns bekanntlich
sehr wichtig. Dass es dringend mehr KITA-Platze braucht, wissen wir alle, aber es ist langst
nicht alles. Aus unserer Sicht brauchte es auch einen richtigen Elternurlaub, der deutlich lan-
ger dauert, als der heutige Mutterschaftsurlaub. Die berufstatigen Eltern missten ihre Kinder
so auch weniger frih in die KITA geben. Das wirde einige Platze einsparen. Andere Lander
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kennen grossziigige und flexible Elternurlaube. Warum sollte das bei uns nicht auch mdglich
sein? Wir gehen mit dem Bericht einig, dass das starkere Engagement der Vater in der Kin-
dererziehung und im Haushalt dringend nétig ist. Mit konkreten Massnahmen wie Teilzeitar-
beit, flexiblen Arbeitszeiten, Anerkennung und Wertschatzung fir die Familienarbeit durch die
Arbeitgebenden kénnte dies gefdrdert werden. Teilzeitarbeit darf nicht diskriminiert werden.
Sie muss auch im Kader fir Manner und Frauen akzeptiert sein. Es darf auch keine Diskrimi-
nierung mehr geben bei den Léhnen. Ich erinnere daran, dass gemass Bundesamt fur Statis-
tik Frauen immer noch durchschnittlich 20% weniger verdienen als Manner. Alle erwahnten
Massnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie tragen auch dazu bei, dass es den Fa-
milien finanziell besser geht. Das ist auch ndétig. Es ist ein Skandal, dass so viele Familien
von Armut betroffen sind. Der Zugang zur Erwerbstatigkeit muss deshalb allen Eltern ermdg-
licht werden. Sie missen gerechte Léhne verdienen, die zum Unterhalt einer Familie ausrei-
chen. Die SP fordert auf kantonaler Ebene Erganzungsleistungen an Familien, und wir fordern
auch, dass die Kosten flur externe Kinderbetreuung vollumfanglich von den Steuern absetzbar
sind.

Wir hatten uns noch gewilinscht, dass im Bericht auch auf Familien eingegangen worden wa-
re, in denen eines oder mehrere Mitglieder eine Behinderung haben. Was bedeutet es zum
Beispiel fur die Erwerbstatigkeit der Eltern, ein behindertes Kind zu haben? Oder was bedeu-
tet es fir die Einkommenssituation der Familie, wenn ein Elternteil eine Behinderung hat? Das
sind nur zwei Beispiele von Fragen, die uns auch noch interessiert hatten. Wir sind der Mei-
nung, dass die Stadt Bern eine sehr familienfreundliche Stadt ist. Die zahlreichen fortschrittli-
chen Angebote, die in den letzten Jahren eingefiihrt und weiter entwickelt wurden, zeigen
Wirkung und wir missen den Vergleich mit anderen Stadten nicht scheuen. Wir teilen die An-
sicht, wie es im Bericht steht, dass im Stadtmarketing die vielen Vorzluge fir Familien, welche
die Stadt bietet, durchaus noch starker betont werden kdnnten.

Wir fordern den Gemeinderat auf, auf dem eingeschlagenen Weg weiter zu gehen und die
vielen aufgefihrten Massnahmen sorgfaltig zu prifen. Gegebenenfalls sollen Massnahmen
verstarkt oder neu eingefiuihrt werden. Den Bericht nehmen wir zustimmend zur Kenntnis.

Unterbruch der Sitzung: 19.05 Uhr.

Namens des Stadtrats
Der Prasident: Ueli Haudenschild

Der Protokollfiihrer: Matthias Uhlmann
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Prasenzliste der Sitzung 20.30 bis 22.35 Uhr

Vorsitzend
Prasident Ueli Haudenschild

Anwesend
Hans Peter Aeberhard
Michael Aebersold

Claude Grosjean
Beat Gubser

Rania Bahnan Blechi Leyla Gl
Vinzenz Bartlome Erich J. Hess
Giovanna Battagliero Kurt Hirsbrunner
Thomas Begert Beni Hirt

Peter Bernasconi Jimy Hofer
Kathrin Bertschy Natalie Imboden
Henri-Charles Beuchat Mario Imhof
Dieter Beyeler Ueli Jaisli

Lea Bill Stefan Jordi

Manfred Blaser Ruedi Keller
Peter Buhler Daniel Klauser
Conradin Conzetti Michael Kopfli
Rithy Chheng Vania Kohli

Peter Kinzler
Annette Lehmann
Edith Leibundgut
Daniela Lutz-Beck
Ursula Marti
Corinne Mathieu
Claudia Meier
Christine Michel
Patrizia Mordini

Philippe Cottagnoud
Dolores Dana

Bernhard Eicher

Regula Fischer

Andreas Flickiger

Jan Flackiger

Urs Frieden

Jacqueline Gafner Wasem
Thomas Gottin

Entschuldigt

Cristina Anliker-Mansour
Susanne Elsener
Anastasia Falkner

Simon Glauser
Anna Magdalena Linder
Nadia Omar

Vertretung Gemeinderat
Alexander Tschappat PRD
Reto Nause SUE

Edith Olibet BSS

Entschuldigt
Barbara Hayoz FPI

Ratssekretariat
Jirg Stampfli, Ratssekretar
Martin Gubler, Protokoll

Beat Roschi, Ratsweibel
Hanni Reut, Telefondienst

Erik Mozsa
Philippe Miller
Stéphanie Penher
Pascal Rub

Hasim Sancar
Emine Sariaslan
Daniela Schafer
Martin Schneider
Rolf Schuler
Miriam Schwarz
Tanja Sollberger
Hasim Sonmez
Barbara Streit-Stettler
Luzius Theiler
Martin Trachsel
Aline Trede

Gisela Vollmer
Nicola von Greyerz
Peter Wasserfallen
Béatrice Wertli
Thomas Weil

Rolf Zbinden
Christoph Zimmerli

Anne Wegmduller
Beat Zobrist

Regula Rytz TVS

Stadtkanzlei
Jirg Wichtermann
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Dringlicherklarungen

1. Der Antrag auf Dringlichkeit Punkte 1 bis 7 der Interpellation FDP-Fraktion (Philippe Miil-
ler, FDP): Keine Bewilligung der Reitschule — und der Gemeinderat schaut weg? wird an-
genommen (28 Ja, 26 Nein).

2. Der Antrag auf Dringlichkeit der Motion Fraktion BDP/CVP (Martin Schneider, parteilos):
Drogenanlaufstelle Hodlerstrasse geographisch verschieben wird abgelehnt (19 Ja, 40
Nein).

3. Der Antrag auf Dringlichkeit der Motion Fraktion SVPplus (Peter Biihler, SVP): Vandalis-
mus an Berns Schulen — Schluss mit Beobachten! wird angenommen (32 Ja, 29 Nein).

4. Der Antrag auf Dringlichkeit der Motion Fraktion BDP/CVP (Martin Schneider, parteilos):
Renovation Reitschule, Innen und Aussen wird abgelehnt (25 Ja, 41 Nein).

5. Der Antrag auf Dringlichkeit der Motion Lea Bill (JA!): Einfiihrung der Basisdemokratie in
der Stadt Bern wird abgelehnt (17 Ja, 43 Nein, 4 Enthaltungen).

5 Fortsetzung: Familienbericht fiir die Stadt Bern

Fortsetzung: Fraktionserklarungen

Peter Biihler (SVP) fir die Fraktion SVPplus: Inhaltlich ist dem Bericht nichts Neues zu ent-
nehmen. Wir wissen, was in unserer Gesellschaft geschieht und dass wir immer mehr Prob-
leme haben, die Familie noch zusammenzuhalten und dem Staat gegenuber die kleinste und
starkste Zelle der Gesellschaft zu verteidigen. Wir haben in dem Bericht nichts familienfreund-
liches gefunden wie zum Beispiel, dass die Stadt Bern Steuervergiinstigungen fir intakte Fa-
milien will oder kinderreiche Familien durch Gew&hrung von Steuererleichterungen unterstit-
zen wurde. Im Gegenteil will man einzelne Projekte unterstitzen, aber der Bericht ist wahr-
scheinlich das Papier nicht wert, auf dem er geschrieben steht, weil die dem Bericht zu ent-
nehmenden Informationen auf dem Internet abrufbar sind. Der Bericht enthalt nichts Unglaub-
liches, nichts Umwerfendes und er enthalt keine neue Erkenntnis, fir die sich zu danken lohn-
te. Die Frage, die sich an Frau Olibet stellt, ist, wie teuer waren Material, Druck und Verarbei-
tung. Einmal mehr muss die betreffende Direktion getadelt werden, mit der Aufforderung et-
was Brauchbares zu machen. Wir nehmen den Bericht ablehnend zur Kenntnis.

Barbara Streit-Stettler (EVP) fur die Fraktion GFL/EVP: Wir kédnnen diesem Bericht etwas
Positives abgewinnen und nehmen ihn zustimmend zur Kenntnis. Unsere Fraktion dankt dem
Gemeinderat fur den Bericht unter Wirdigung der grossen Arbeit, die dahinter steckt. Es ist
eine Handlungsrichtlinie und eine gute Grundlage fur weitere Arbeit, wobei die Betonung auf
weiterer Arbeit liegt, stehen wir doch am Anfang und haben noch einen weiten Weg vor uns,
um ein Familienstaat zu werden. Dies zeigt der Bericht zum Teil sehr deutlich auf. Die Zahl
der Familien hat sich seit dem Jahr 1970 und dem Jahr 2000 halbiert und die Zahl der Kinder
ist von 25'000 auf 14'000 gesunken. Seit dem Jahr 2000 hat sich zwar die Zahl der Einwohner
in der Stadt Bern stabilisiert, ist sogar leicht gestiegen, aber der Wendepunkt bei den Famili-
en wurde noch nicht erreicht. Beispielsweise gab es im Jahr 2005 eine Nettoabwanderung
von 500 Familien. Seit Jahren haben wir eine Nettoabwanderung. Hierbei spielt offenbar die
Wohnsituation eine sehr grosse Rolle. Familienfreundliche Wohnungen fehlen nach wie vor.
~Familienfreundlich® ist dabei nach heutigem Verstandnis zu verstehen; nicht 3-Zimmer Woh-
nungen sondern 4 und 5-Zimmer Wohnungen, die bezahlbar sind. Dies ist unbestritten, so-
wohl seitens des Fonds wie auch von anderen Bauherren in der Stadt Bern. Aber wir miissen
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weiter am Ball bleiben und dem Problem wirklich erste Prioritat einrdumen. Wir hoffen, dass
der Gemeinderat und auch die zustdndige Abteilung Stadtentwicklung und das Stadtpla-
nungsamt dieser Angelegenheit wirklich Prioritdt einrAumen und nach neuen Wegen und un-
konventionellen Ideen suchen. Solche Orchideenprojekte wie z.B. Hochhauskonzepte sind
zuruckzustellen. Jetzt missen wir in erster Linie am Wohnen in der Stadt Bern arbeiten und
hierzu gehéren auch Planungen, die das Wohnumfeld betreffen. In Sachen Verkehrsberuhi-
gung und Schulweg ist sehr viel geschehen, aber flur ein verkehrssicheres Wohnumfeld fir
vorschulpflichtige Kinder ist noch sehr viel zu machen.

Es ist unbestritten, dass die Stadt in den letzten Jahren viel fur Kinder und Familien investiert
hat. Wie dem Bericht zu entnehmen ist, gibt es beeindruckend viele Angebote, aber das alles
nitzt nichts, wenn die entsprechenden Informationen die Familien nicht erreichen. Wie ich
festgestellt habe, wissen auch die gewdhnlichen Familien, d.h. solche, die ohne Inanspruch-
nahme von Hilfsangeboten auskommen, sehr wenig dariber, was die Stadt alles fiir die Fami-
lien macht. In diesem Sinne ist fir uns die Empfehlung 3 sehr wichtig. Auch die Forderung 4,
dass das Jugendamt in Amt fur ,Jugend und Familie® umbenannt werden soll, begrissen wir.
Auch wenn es hier nur um den Namen geht, ist es doch wichtig, dass die Stadt damit doku-
mentiert, dass nicht nur das Kind im Zentrum steht, sondern auch sein enges Umfeld. Das ist
ja ein Ganzes, welches als Ganzes betrachtet werden muss. Die vieldiskutierte Vereinbarkeit
von Beruf und Familie ist auch fir uns ein sehr wichtiges Anliegen, wir sind aber dagegen,
dass nun auf Biegen und Brechen mdglichst viele familienexterne Kinderbetreuungsplatze
geschaffen werden. Fur uns muss die Qualitat stimmen und die Platze missen auch fur Fami-
lien mit mehreren Kindern bezahlbar bleiben.

Edith Leibundgut (CVP) fur die Fraktion BDP/CVP: Das urspringliche Postulat zur Familien-
politik in der Stadt Bern hat einen Familienbericht mit Strategien und Massnahmen gefordert.
Das vorliegende Papier beschrankt sich leider darauf, vor allem den gegenwartigen Zustand
zu beschreiben und linkspolitisch zu wirdigen. Mit Ausnahme der konkreten Idee eines Onli-
neportals das die Attraktivitat der Stadt Bern als Familienstadt hervorheben soll und dem Ver-
sprechen, Wohnraum und Wohnumfeld fir die Familie besser zu gestalten, finden sich in dem
Bericht keine konkreten auf stadtischer Ebene umsetzbarer Massnahmen. Vielmehr wird auf
die Verantwortung von Bund und Kanton verwiesen und damit die Stadt aus der Pflicht ge-
nommen. Schade, denn der eigentliche Bericht ist von guter Qualitét und die darin enthaltene
Auswertung der Bevdlkerungsbefragung zum Thema Familie ware eigentlich aussagekraftig
genug fur alle, die héren und handeln méchten.

Zu Inhalt und Methodik, Punkt 1 ,das Potential der Familie erkennen und nutzen“. Um den
Familien zu nitzen, misste man das Potential der Familie nicht nutzen sondern fordern. In
diesem Bereich gibt es beispielsweise in der Elternbildung vielseitigen Bedarf wie Ernédhrung,
Bewegung, Gewaltpravention, usw. Zu Punkt 2: Der Vereinbarkeit von Familie und Beruf wird
seit vielen Jahren eine grosse Bedeutung beigemessen. Dabei dirfen wir aber nicht verges-
sen, dass Familie nicht in Tagesschulen, Krippen oder auf der Erwerbsarbeit stattfindet, son-
dern in der freien Zeit Zuhause beim Essen, Spielen, in der gemeinsam gestalteten Freizeit
und vor allem in der Erziehung und Bildung des Nachwuchses. ,Familienoutsourcing“ hat mit
dem eigentlichen Familienleben wenig zu tun und darf damit nicht verwechselt werden. Der
Bericht schlagt vor, die finanzielle Situation der Familien zu verbessern, bringt aber nicht ei-
nen einzigen konkreten Vorschlag hierzu. Obwohl die oft desolate finanzielle Situation in vie-
len grossen oder sozidkonomisch benachteiligten Familien — vor allem in der Stadt — das wirk-
lich grosse Drama ist. Leider weicht der Bericht diesem Thema auf stadtischer Ebene vdllig
aus. Dagegen verweist er immer wieder auf Transferleistungen durch Bund und Kanton, auf
Lobbying und auf Familienzulagen. Um die Stadt Bern fir Familien attraktiver zu gestalten,
waren Verglnstigungen bspw. im Bereich Hallenbader, Eisbahn, Tierpark, Museum, Theater,
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usw. dringend noétig. Ein Ausflug auf die Schlittschuhe ist fiir viele Familien im Quartier mit
drei oder vier Kindern und zwei Erwachsenen schon beinahe unerschwinglich. An einen Thea-
ter- oder Museumsbesuch ist fiir viele schon gar nicht erst zu denken. Doch genau hier findet
Familie statt. Hier kdnnten Eltern explizit auf die Kinder eingehen, sie férdern und ihre Be-
durfnisse erst nehmen. Das kann die Schule bspw. nicht leisten.

Zur kommentierten Bevdlkerungsbefragung im Bericht: Eigentlich zeigt die Befragung der Be-
vOlkerung zum Thema Familie deutlich, was der Familie in unserer Stadt fehlt. Erstens: Wir
brauchen mehr freien Spielraum fiir Kinder auf Wiesen, in Quartierstrassen und in Waldern.
Auf Quartierstrassen hindert Durchgangsverkehr das freie Spiel, wahrend Wiesen, Walder
und Pausenplatze zunehmend von streunenden Hunden besetzt werden, derart dass fir Kin-
der immer weniger dringend bendtigter Lebensraum bleibt. Zweitens: Es fehlen geeignete
Spielplatze. Der Spielplatz im Bachmatteli bspw. gehért im Sommer Drogen- und Alkoholkon-
sumenten und absolut grotesk wirkt der Spielplatz auf der grossen Schanze. Zwischen Glas-
splittern und Spritzen auf hartem Betonboden kénnen und sollen sich kleine Kinder sicher
nicht aufhalten. Dieser Spielplatz muss dringend aufgehoben und an anderer Stelle neu er-
richtet werden. Drittens: Bewegungsangebote fir Jugendliche unter freiem Himmel fehlen fast
vollstandig. Kein einziger offener Beachvolleyballplatz, keine Finnenbahnen, kein legaler, gut
ausgebauter Skaterplatz. Weiter fehlt gunstiger Wohnraum in familienfreundlicher Lage. Die
Wohnungen in den Hochhausern von Bern-West sind zwar glinstig aber nicht familienfreund-
lich. Die Spielplatze sind leer, weil nicht kindergerecht. Es gibt noch sehr viel zu tun, obwohl
der Gemeinderat in seinem Bericht keine Mangel und keine Licken in der bestehenden Fami-
lienpolitik sehen will. Unsere Fraktion erganzt daher den Bericht mit einem entsprechenden
Vorstosspaket, das wir heute eingereicht haben. Wir nehmen den Familienbericht mit dem
soeben verlesenen Kommentar zur Kenntnis.

Einzelvotum

Beat Gubser (EDU): Die Familie existiert seit dem Anfang der Welt. Der Mensch ist nicht als
Einzelwesen geschaffen, sondern in der Zweiheit von Mann und Frau. Es ging denn auch
nicht lange, bis die erste Familie als soziale Gemeinschaft von Eltern mit Kindern vollstandig
war. Im Laufe der Geschichte behalt die kleine, natlrliche Einheit der Familie auch innerhalb
der grosseren, sozialen Einheiten bis hin zur Volksgemeinschaft ihre grundlegende Bedeu-
tung. So stellt denn auch zum Beispiel Aristoteles fest, dass ,die Familie urspringlicher und
unentbehrlicher ist als der Staat® (Nikomachische Ethik). Das ist heute so und wird auch in
Zukunft so bleiben.

Nachfolgend werde ich auf vier Hauptpunkte des Berichts eingehen. Zu Punkt 1: ,Die Potenti-
ale von Familien erkennen und nutzen.“ Die Familie ist schlicht die natirliche, soziale Ord-
nung einer Gesellschaft, welche unabhangig vom Staat funktioniert. Dass der Gemeinderat
die Leistungen der Familien anerkennen will, ist begrissenswert. Ob es eine Aufgabe des
Staates ist, soziale Netzwerke nach seinen Vorstellungen zu férdern, ist fur mich allerdings
fraglich. Das geht den Staat eigentlich nichts an. Der Staat soll die Familie unterstiitzen und
nicht nutzen. Der Staat ist fiur die Familie da und nicht die Familie fir den Staat. Freiwillige
Spielgruppen sind eine Bereicherung fur eine Familie. Falls aber unter dem Stichwort Frih-
forderung ein Eingriff in die elterliche Hoheit nach sozialistischem Muster gemeint ist, ist sie
klar abzulehnen. Zu Punkt 2: ,Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf fordern®. Der Gemein-
derat spricht bei diesem Punkt zu Recht von einem Angelpunkt. Er offenbart dabei zugleich
auch seine sozialistische Weltanschauung. Es ist schlicht und einfach nicht eine Kompetenz
des Staates den Eltern oder den Arbeitgebern zu sagen oder sie zu beeinflussen, wer wie viel
oder wie wenig arbeiten soll. Auch der Ausbau der Kita-Platze fur Kleinkinder bis zwei Jahre
ist kritisch, ja sogar gefahrlich. Ich erinnere daran: ,Es ist Forschungs- und Erfahrungswissen
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(und keine Ideologie), dass fiir die Entwicklung des kindlichen Sicherheitsgefiihles, fir die
Entfaltung seiner Personlichkeit und fur die seelische Gesundheit eine verlassliche Beziehung
zu den Eltern am forderlichsten ist. Gerade in den ersten drei Lebensjahren ist die emotionale
und zeitliche Verflugbarkeit von Mutter und Vater dafiir von grosser Bedeutung“. Und quasi als
Héhepunkt will uns der Gemeinderat noch mittels Staatspropaganda vom volkswirtschaftli-
chen und sozialpolitischen Nutzen der familienergdnzenden Kinderbetreuung Uberzeugen.
Dabei wissen wir ja bereits durch die erste solche Studie, dass es sich fiir die Stadt Bern,
trotz Ausblendung aller Negativfaktoren finanziell nicht lohnt. Zu Punkt 3: ,Die finanzielle Si-
tuation von Familien verbessern.“ Der Gemeinderat verweist zu Recht auf die Zustandigkeiten
von Bund und Kanton. Gleichzeitig verschweigt er aber bei diesem Punkt sein Engagement
fur die familienergdnzende Kinderbetreuung. Familienerganzende Kinderbetreuung hat seine
Berechtigung, wobei aus Sicht der EDU die Betonung auf Erganzung liegen sollte. Da die
Stadt nur Geld fur familienexterne Kinderbetreuung ausgibt und nichts Spezifisches fir die
familieninterne Kinderbetreuung macht, ist die Familienpolitik in der Stadt Bern einseitig und
ungerecht. Viele Familien, nicht alle, profitieren finanziell von der familienerganzenden Kin-
derbetreuung sehr stark, die Stadt zahlt dabei drauf, wie die oben erwahnte Studie zeigt. Das
Nachsehen haben einmal mehr Familien, welche ihre Kinder selber betreuen. Mein Postulat
,Familieninterne Kinderbetreuung férdern® ist leider von Gemeinde- und Stadtrat abgelehnt
worden. Die Ungerechtigkeit bleibt aber bestehen und es besteht Handlungsbedarf. Punkt 4:
,Bern als Familienstadt fordern.“ Dass sich die Stadt fiir ein familienfreundliches Wohnumfeld
einsetzt ist lobenswert und richtig. Ich hoffe, dass das nicht als Vorwand missbraucht wird,
um eine einseitige Verkehrspolitik umzusetzen. Denn zum Beispiel das Auto ist flir Familien
ein sehr nitzliches Transportmittel, insbesondere mit kleinen Kindern. Mehr Sicherheit im
offentlichen Raum ist ebenballs richtig und wichtig. Der Gemeinderat kann schon bald den
Tatbeweis antreten, indem er die Volksinitiative ,Fir eine sichere Stadt Bern® unterstitzt.

Direktorin BSS Edith Olibet fur den Gemeinderat: Der Gemeinderat hat mit diesem Familien-
bericht, der von der Fachhochschule flr soziale Arbeit der Stadt Bern erstellt wurde, einen
Auftrag des Stadtrates erfiillt. Zum Kostenpunkt: Der vom Stadtrat erteilte Auftrag kostete
rund 40'000 Franken. Der von der Fachhochschule erstellte Bericht wurde begeleitet von ei-
ner Begleitgruppe, in der u.a. die Geschaftsfihrerin von Pro Familia, Frau Lukretia Meier-
Schatz und weitere teilnahmen. Er beinhaltet auch Interviews mit Leuten aus Unternehmen
und der Wirtschaft, weil wir wissen wollten, welches ihre Anliegen in diesem Zusammenhang
sind. Es wurde breit angelegt befragt, auch bei der Einwohner- und Einwohnerinnenbefra-
gung. Der Bericht gibt ein gutes Zeugnis fiir die Arbeit der Stadt Bern in der Familienpolitik.
Daher bekam die Stadt Bern im Jahr 2008 auch den Pestalozzi-Preis als kinderfreundliche
Stadt, was ein ganz wichtiger Punkt fir die Familie ist. Gerade in der letzten Ausgabe der
Coop-Zeitung erschien ein ausfihrlicher Artikel Uber diesen Preis und was die Stadt Bern in
diesem Zusammenhang anstrengt; sicher eine gute Reklame fiir die Stadt Bern. Der Bericht
enthalt zehn Empfehlungen der Verfasser und Verfasserinnen. Der Gemeinderat wird im Lau-
fe der Legislaturplanung diese Empfehlungen anschauen und entscheiden, welche Massnah-
men umgesetzt werden. Die konkreten Massnahmen werden in die Legislaturplanung einflies-
sen. Eine Bemerkung zum Wohnraum: Die Familien benétigen mehr Wohnraum in der Stadt
Bern. Die Stadt Bern ist ein begehrter Wohnort, weil Wohnungen fiir Familien zur Verfligung
stehen. Die Weissensteinsiedlung ist ein gutes Beispiel fir eine Siedlung, die sehr viele Fami-
lien anzieht. In dieser Siedlung wohnen markant mehr Kinder als in anderen Siedlungen in der
Stadt Bern. Entgegen dem was gesagt wurde, dass die Stadt mehr fiir die finanzielle Situation
der Familie machen kénne, kann die Stadt Bern bei den zentralen finanziellen Entlastungen
nicht in Eigenregie bestimmen, weil die Steuergesetzgebung der kantonalen und eidgendssi-
schen Steuerhoheit unterliegt. Fiir Familienleistungen oder Erganzungsleistungen kann die
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Stadt nicht handeln, hingegen hat sie diese Anliegen sowohl auf kantonaler wie auf eidgenos-
sischer Ebene in der Stadteinitiative eingebracht. Auch bei der Entlastung der Tarife nicht in
der Meinung, dass Leute mit geringeren Einkommen starker belastet werden sondern dass
der Mittelstand in der Tarifgestaltung besser bericksichtigt werden soll. Der Gemeinderat,
wird wie gesagt im Rahmen der Legislaturplanung diese Empfehlungen anschauen und an-
schliessend entscheiden, welche Punkte in die Legislaturplanung aufgenommen werden und
selbstverstandlich wird der Gemeinderat die Anliegen des Stadtrates in seinen weiteren Arbei-
ten bertcksichtigen.

Beschluss
Der Stadtrat nimmt den Familienbericht zustimmend zur Kenntnis (43 Ja, 12 Nein, 6 Enthal-
tungen).

6 Motion Fraktion SP/JUSO (Corinne Mathieu, SP): Bildungsoffensive in den stad-
tischen Kindertagesstatten

Geschaftsnummer 08.000124 / 08/315

Die Stadt Bern ist eine Vorreiterin in Bezug auf familienergdnzende Kinderbetreuung — im
Jahr 2006 konnten einige Krippen in der Stadt ihr hundertjahriges Jubilaum feiern. Die KITA
Lorraine ist sogar Uber 133 Jahre alt.

Allerdings haben sich die Ziele der familienergdnzenden Kinderbetreuung in den letzten 100
Jahren verandert und sich sozusagen den Bedirfnissen der Gesellschaft angepasst. Zusam-
mengefasst kann man diese Entwicklung der familienergdnzenden Kinderbetreuung unter
folgendes Motto stellen: Weg von der Betreuung von Kindern aus sozial schwachen Familien
hin zu professionell gefuhrten Einrichtungen fur alle.

Eine kirzlich publizierte Studie der Bertelsmann-Stiftung (Volkswirtschaftlicher Nutzen von
frihkindlicher Bildung in Deutschland, www.bertelsmann-stiftung.de) hat gezeigt, dass der
gezielte Ausbau der familienerganzenden Kinderbetreuung zu grésseren Bildungschancen
fuhrt und das Lebenseinkommen erhoht. Der Studie zufolge hat die frihkindliche Bildung ei-
nen hohen Einfluss auf den spéateren Bildungsweg. Der gezielte Ausbau frihkindlicher Bildung
erhoht die Chancengleichheit und ermdglicht mehr Teilhabe bildungsferner Schichten. Dies
bedeutet fur die Institutionen der familienerganzenden Kinderbetreuung, dass sie sich ver-
mehrt anders positionieren mussen: weg von der Betreuungsinstitution hin zur Bildungsinstitu-
tion. In der Stadt sind einige Projekte am Laufen, die diese Erkenntnis vorwegnehmen: er-
wahnt werden sollen beispielsweise das Friihférderungskonzept (2006), das Massnahmen zur
Verbesserung der Bildungschancen sozial benachteiligter Kinder auflistet und im Projekt Pri-
mano z.B. mit dem MuKi-Deutsch und dem Hausbesuchsprogramm (um nur einige aufzuzah-
len) umgesetzt wird. Unter dem Namen Temprano lauft in drei stadtischen KITA’s ein Projekt
der Berner Gesundheit mit dem Ziel, ein Tool mit Aktivitaten, die zur Starkung des Selbstwer-
tes beitragen, zu definieren. Diese Projekte sind sehr zu begriissen und zielen in die richtige
Richtung.

Frihkindliche Férderung wie sie in der Studie erwahnt wird, bedeutet allerdings nicht in erster
Linie Wissensvermittlung, sondern es geht darum, die Kinder in ihrer spielerischen Auseinan-
dersetzung mit der Welt, mit deren physikalischen und sozialen Gesetzen zu unterstitzen.
Aufgrund der Ergebnisse der oben erwadhnten Studie wird ein gesamtschweizerisches Projekt
gestartet, in dem sich Kindertagesstatten zu Bildungsinstitutionen wandeln sollen. Projekttra-
ger sind die Institutionen ,kindundbildung® sowie der ,Familienservice Winterthur®. Begleitet
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wird das Projekt von ,infans® aus Berlin, im Projektbeirat vertreten ist unter anderem der Ver-

band Kindertagesstatten Schweiz (KiTaS).

In diesem Zusammenhang wird der Gemeinderat aufgefordert:

1. sich mit den stadtischen Institutionen der familienergdnzenden Kinderbetreuung sowie
den von der Stadt subventionierten Einrichtungen an diesem Projekt zu beteiligen (unter
Berlcksichtigung/Integration der bis anhin laufenden Projekte)

2. die notwendigen finanziellen und personellen Ressourcen zur Verfigung zu stellen

3. beim Verband KiTaS und der Gesundheits- und Flrsorgedirektion des Kantons vorstellig
zu werden, um die Ausarbeitung eines gesamtschweizerischen Bildungsplanes fir die Kin-
dertagesstatten anzuregen

Bern, 27. Marz 2008

Antwort des Gemeinderats

Die Motion betrifft inhaltlich einen Bereich, der in der gemeinderatlichen Zustandigkeit liegt.
Der Motion kommt deshalb der Charakter einer Richtlinie zu.

Das in der Motion erwahnte Projekt ,Bildungskrippen.ch® hat zum Ziel, in der Schweiz die
Bildungsidee in den Kindertagesstatten zu verankern. Es soll im Januar 2009 mit 13 Kitas aus
der Nordost- und Zentralschweiz fur eine Pilotphase starten. Die pddagogische Arbeit in den
beteiligten Kitas soll darauf ausgerichtet werden, das Kind in seinen individuellen Bildungs-
bemuihungen zu unterstitzen.

Der Gemeinderat ist sich bewusst, dass die ersten Lebensjahre eine sehr bedeutende Zeit fir
die Bildungs- und Entwicklungschancen eines Menschen sind. Kinder, die auf vielfaltige An-
regungen stossen und von Personen begleitet werden, die ihre Bildungsbemuihungen verste-
hen und unterstitzen, haben bessere Chancen, ihr gesamtes Potential zu entwickeln. Die
Kitas in der Stadt Bern tragen dem bereits heute mit einer hohen Betreuungsqualitdt Rech-
nung. Der Férderung der Kinder wird grosse Bedeutung beigemessen. Der Gemeinderat ist
bereit, mit Pilotbetrieben am Projekt ,Bildungskrippen.ch“ mitzumachen. Die Tragerorganisa-
tion ,Bildungskrippen.ch® hat zugesichert, dass eine Beteiligung mit einer noch zu definieren-
den Anzahl Betrieben in der zweiten Phase des Projekts ab 2010 mdglich sein wird.

Der Gemeinderat ist grundsatzlich bereit, beim Verband KitaS und der Gesundheits- und Fur-
sorgedirektion vorstellig zu werden, um die Ausarbeitung eines gesamtschweizerischen Bil-
dungsplans fur Kindertagesstatten anzuregen. Er mdéchte aber zuerst die Entwicklung und
Auswertung des Projekts abwarten, bevor er Uber weitere Schritte entscheidet. Er ist bereit,
die Motion als Richtlinie entgegenzunehmen.

Folgen fiir die Finanzen und das Personal: Die moéglichen Mehrkosten, welche die Teilnahme
am Projekt ,Bildungskrippen.ch® verursachen, kénnen noch nicht beziffert werden. Sie werden
aber moderat sowie zeitlich begrenzt sein und kénnen tGber einen Fonds finanziert werden.

Antrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Motion als Richtlinie erheblich zu erklaren.

Bern, 17. September 2008

Motionarin Corinne Mathieu (SP): Ich bin natlrlich zufrieden, insofern als der Gemeinderat
meine Motion fur erheblich erklaren will. Dagegen bin ich enttduscht vom defensiven und
halbherzigen Bekenntnis zur Notwendigkeit der Bildungsoffensive schon in der friihen Kind-
heit, d.h. in den Kindertagesstatten (Kitas). Kinder sind unsere Zukunft und sie haben ein
Recht auf Bildung. Die Forschung hat nachdriicklich aufgezeigt, dass die ersten Lebensjahre
am lernbedeutsamsten sind und den Grundstein fir den Bildungs- und Lebenserfolg legen.
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Deshalb findet sich der Schlissel zur Chancengerechtigkeit in der frihkindlichen Bildung. Wir
begegnen der Férderung der kognitiven Entwicklung mit grosser Skepsis und erachten intel-
lektuelles Lernen in der Vorschulzeit als unangemessen und einer glicklichen Kindheit ab-
traglich. Tatsache ist, dass die Schweiz im internationalen Vergleich bestenfalls Mittelmass ist
und zu den wenigen Landern gehdrt in denen Kinder noch ohne Konzept gebildet und erzogen
werden. Im internationalen Vergleich verfligt die Schweiz zusammen mit Deutschland und
Belgien Uber das sozial ungerechteste Bildungssystem, weil bei uns der Bildungserfolg aus-
serordentlich stark an die soziale Herkunft gebunden ist. Empirisch belegt wird diese Tatsa-
che durch verschiedene Studien, die die grossen Kompetenzunterschiede bei Kindern aus
bildungsnahen und bildungsfernen Milieus bei Kindergarten- und Schuleintritt nachweisen.
Die Vorschuleinrichtungen scheinen somit die unterschiedlichen Startchancen noch weiter zu
zementieren und dazu beizutragen, dass wir unsere Talente schon frihzeitig verschleudern.
Es gibt viele Bemuhungen im vorschulischen Bereich sei es beziglich familieninterne oder
familienexterne Erziehung und Betreuung. Sie haben jedoch keinen ganzheitlichen oder auf
Bildungsaspekte bezogenen Fokus. Die familienerganzende Kinderbetreuung ist haufig immer
noch vor allem als Dienstleistung fir erwerbstatige Mitter und Familienpolitik ist vor allem auf
Mittellose und Risikofamilien ausgerichtet, was einen ziemlich defizitar orientierten Ansatz
darstellt. Frihkindliche Bildung soll aus ihrem Schattendasein herausgelést werden und es
soll ihr die Schlisselrolle fur alle nachfolgenden Bildungsprozesse zugewiesen werden. Je
besser die Jahre der frihkindlichen Férderung fir Bildung genutzt werden, desto grdsser sind
die Chancen Potentiale entdecken und Defizite erkennen zu kdnnen. Damit kénnen wir allen
Kindern gerechte Startchancen fur ihre nicht vorhersehbare Zukunft geben. Kleinkinder verfi-
gen bereits Uber grosse Lernkapazitaten und sind von Anfang an kleine Problemléser und
Problemldserinnen. Es ist nicht so, dass Lehre und Bildung im Vorschulalter mit Verschulung
einhergeht und den Kindern wesentliche Zeit ihrer Kindheit stiehlt. Frihkindliche Betreuung,
Bildung oder Erziehung bedeutet die Schaffung von anregenden Lernumgebungen, in welchen
die Kinder alle Sinnesorgane gebrauchen und ihre Dispositionen entwickeln kdénnen. Unsere
Skepsis gegenuber intellektueller Forderung muss Uberwunden werden. Selbstverstandlich
muss man sich davor hiten familienerganzende Betreuung einem Leistungsdenken zu unter-
werfen. Grundséatzlich ist die Investition in Familien, Bildung, Betreuung und Erziehung sinn-
voller und eintraglicher, als spatere Versuche Schulversagen auszugleichen und Bildungsver-
saumnisse mit hohem finanziellem Aufwand zu kompensieren. Ausserfamilidare Betreuung soll
nicht mehr nur Familienersatz sein, sondern Engagement férdern und herausfordernde Aktivi-
tat enthalten. Frihkindliche Bildung heisst Startchancengleichheit zu schaffen und den Blick
auf die Kindheit vor dem Eintritt in den offiziellen Bildungsraum zu legen. Familie, Bildung,
Betreuung oder Erziehung kann keine Wunder bewirken, es braucht daneben langfristige und
stetige Unterstitzungsmassnahmen wahrend der ganzen Schulzeit.

Fraktionserklarungen

Christine Michel (GB) fur die Fraktion GB/JA!: Unsere Fraktion unterstitzt die vorliegende
Motion. Wir sind der Meinung, dass in der Auffassung dariiber, was die Aufgabe der Kitas ist,
ein grundlegender Wechsel ansteht. Kitas sind nicht einfach Hite-Institutionen sondern sie
sollen eigentliche Bildungsinstitutionen sein. Nicht im Sinne eines Schulbesuches von Zwei-
jahrigen sondern derart, dass Kitas einen padagogischen Auftrag haben und Kinder friihzeitig
und kindergerecht in ihrer Entwicklung férdern sollen. D.h. Kitas brauchen fir diese Arbeit ein
padagogisches Konzept, entsprechend qualifiziertes Personal und genliigend Ressourcen fir
die qualitativ hoch stehende Betreuung. Wir sehen in diesem Bildungsauftrag fir die Kitas
insbesondere die grosse Chance, die Bildungschancen und damit die Lebensperspektiven von
Kindern mit unterschiedlichem sozialem, sprachlichen oder geographischen Hintergrund zu
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verbessern. Dass die familienerganzende Kinderbetreuung zu mehr Chancengleichheit bei-
tragen kann, belegen verschieden Studien. So werden beispielsweise im finnischen Bildungs-
system, dessen Bildungserfolge gemass PISA bekannt sind, grundsatzlich alle Kinder sehr
frih familienerganzend betreut und geférdert. Wir begriissen daher, dass sich die Stadt am
Projekt Bildungskrippe in seiner zweiten Phase beteiligen will und dass der Gemeinderat
grundsatzlich bestrebt ist, auf die Erstellung eines gesamtschweizerischen Bildungsplanes
oder eines verbindlichen padagogischen Konzeptes fir Kitas hinzuwirken.

Martin Trachsel (EVP) fur die Fraktion GFL/EVP: Die familienergdnzende Kinderbetreuung hat
sich in der Tat in den letzten Jahrzehnten verandert. Junge Familien machen sich heute ganz
andere Uberlegungen, wenn es um Kinder geht. Wer sich fiir ein familienerganzendes Ange-
bot entscheidet, will, dass das Kind in einer guten Umgebung durch gutes Personal betreut
wird. Die Kinder lernen voneinander und von den Betreuern und Betreuerinnen. Oftmals sind
das ganz praktische Tatigkeiten, die eingelbt werden. Ein Kind muss beim Eintritt in den Kin-
dergarten noch nicht rechnen und schreiben kdnnen. Hingegen sollte es in der Lage sein, die
Schuhe anzuziehen, die Zahne zu putzen oder selbststandig zu essen. Die Eltern und auch
das ausgebildete Personal vermitteln den Kindern Tag fur Tag neue Erfahrungen in der Regel
auch altersgerecht. Es klingt ein wenig vermessen, wenn die vorliegende Motion von Bil-
dungsoffensive spricht. Unsere stadtischen und privaten Kitas werden durch kompetentes, gut
ausgebildetes Personal betreut. Einige Kitas gehéren dem Verband KiTaS an. Um Mitglied zu
sein, hat man gewisse Qualitatskriterien zu erflllen. Der Kanton macht auch Auflagen bezilg-
lich des Personals und der Infrastruktur. So schlimm steht es um unsere Kitas nicht, dass wir
von einer Offensive sprechen missten.

Unsere Fraktion ist nicht gegen neue Betreuungsanséatze. In der Bildungslandschaft gibt es
doch bereits verschiedene Alternativen wie Montessori oder Steiner. Gute Impulse werden
sich in der Weiterbildung ohnehin durchsetzen. Kitas sind heute Arbeitgeberinnen auch in der
Ausbildung, welche wiederum in den Organisationen in der Arbeitswelt Soziales (OdAS) ver-
treten sind und dort werden Bildungsplane gemacht und die Berufsbildung wird sich die guten
Elementen aufnehmen und diese weiterentwickeln. Als Stadtrat sollten wir den Kitas keine
Bildungskrippe verordnen. In der Motion geht es nicht um eine Kita sondern um alle (subven-
tionierten) Kitas. Diesem zwanghaften Gedanken kénnen wir nichts abgewinnen. Wenn es
interessierte Krippen gibt, steht es diesen frei sich beim Jugendamt, bei Herrn Haberli fur
einen Versuch zu melden und zu schauen, ob sie bei einem solchen Versuch mitmachen kén-
nen, wo diese Erfahrungen einfliessen kénnen und wir spéater dartuber entscheiden kdnnen.
Wie der Gemeinderat in seiner Antwort festhalt, hat die vorliegende Motion den Charakter
einer Richtlinie. Unsere Fraktion kann eine Motion nicht unterstitzen und wirde allenfalls bei
einem Postulat mitmachen. Die Bildungskrippe hat dieses Projekt erst begonnen, namlich am
17. Januar 2009. Wir méchten, bevor wir die Sache inhaltlich diskutieren, noch mehr wissen,
wenn es um die Betreuung unserer kleinsten Biirger geht. Wir méchten Erfahrungswerte, Stel-
lungnahmen vom Verband KiTaS. Diese sind nur erhaltlich, wenn wir einen Postulatsbericht
haben. Zusammenfassend halte ich fest: Wir unterstitzen ein Postulat. Wir wollen keine ver-
ordnete Bildungsansatze sondern eine Vielfalt in unserer Stadt. Gute Ansatze werden ohnehin
aufgenommen und unsere Kinder werden davon profitieren.

Jimmy Hofer (parteilos) fur die Fraktion SVPplus: Wir lehnen die Motion ab. Als Vater einer
kleinen Tochter bin ich erschrocken, dass man mittlerweile eine Matur braucht fur die Kita,
dass der Kindergarten bereits eine Vorbildung voraussetzt, dass bereits das Kleinkind einer
Indoktrination unterzogen werden soll, bevor es diesen besuchen muss, wo es doch reicht,
den Kindergarten zu besuchen. Das Kind mit Beginn des ersten Atemzuges einer Ausbildung
zu unterwerfen, wie es in den friheren Ostblockstaaten wie der DDR der Fall war, ist verfehlt.
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Diese Staaten, die gliicklicherweise alle véllig scheiterten, wollten die Kinder bereits in frilhem
Alter zu guten Staatsbirgern abrichten. Lassen wir doch die Kinder Kinder sein, bevor sie in
den Kindergarten mussen. Es ist etwas ganz Wertvolles, wenn die Kinder véllig unbefangen
sich selbst sein kénnen. Wichtig ist, dass die Eltern selbst die Kinder auf den Kindergarten
vorbereiten und nicht der Staat. Wenn man privat eine Kita griinden und betreiben will, so ist
das eine gute Sache. Diese muss jedoch privat bleiben. Der Staat soll sich nicht bereits in
diesem Alter einmischen. Es ist nicht notwendig und bislang ist man gut ohne ausgekommen.
Daher lehnen wir diese Motion ab. Uber eine Beteiligung des Staates an einer privaten Kita
lasst sich diskutieren. Aber vermutlich fehlen der Stadt dafir die Mittel.

Jan Fliickiger (GLP) fur die Fraktion GLP: Bei der erwdhnten Studie wurde nicht die friihkind-
liche Bildung untersucht, sondern der Effekt auf einen Krippenbesuch, notabene der Krippen-
besuch vor zwanzig Jahren als man noch nicht Uber ausgereifte Bildungskonzepte verflgte.
Richtig ist dagegen, dass Kinder, die eine Krippe besuchten in der Folge uber bessere Bil-
dungschancen verfligten und ein héheres Lebenseinkommen erzielten. Grundsatzlich stim-
men wir mit der Motionarin darin Uberein, dass Krippenplatze geférdert werden sollen. Die
frihkindliche Foérderung ist grundsatzlich eine gute, wenn auch keine neue Idee. Die familien-
ergéanzende Betreuung wird zunehmend zu frihkindlicher Bildung, was gut und richtig ist. Al-
lerdings machen dies bereits viele Kitas. Vor allem die physische und soziale Bildung, die
spielerische Auseinandersetzung mit der Welt, wie dies in der Motion gefordert wird, ist l1dngst
Realitat. Viele private Kitas haben sogar ihr eigenes padagogisches Konzept, d.h. hatten die
Eltern in Bern bereits die Mdglichkeit eine Kita zu wahlen, so kdnnten die Eltern selbst ent-
scheiden, in welche Kita sie ihre Kinder schicken wollen und es ware nicht notwendig, dass
man eine staatlich verordnete und finanzierte Bildungsoffensive lancieren musste. Die Idee
der Beteiligung von 6ffentlichen Kitas an diesem Projekt ist sicher gut, allerdings stért, dass
nur von stadtischen bzw. subventionierten Kitas die Rede ist. Es gibt schon viele Projekte,
wie beispielsweise die erwahnten und dort sind bereits viele Kitas beteiligt. Es werden von
der SP nur die stadtischen Kitas erwahnt, die privaten jedoch nicht. Es geht nach unserem
Gefihl hierbei um eine versteckte Werbung fiir die KiTaS-Initiative. Es stellt sich die Frage,
warum stadtische Kitas zuséatzliche Subventionen benétigen fur etwas das in privaten Institu-
tionen langst Realitat ist und geleistet wird. Stattdessen ware es sinnvoller, wenn man die
stadtischen Subventionen, wie bereits in unserem Wahlprogramm gefordert, direkt in Form
von Bildungsgutscheinen an die Eltern ausrichten wirde, weil damit eine echte Wahlmadglich-
keit fur die Eltern geschaffen wirde. Die Eltern wirden die Kitas mit dem besten padagogi-
schen Konzept wahlen und der freie Wettbewerb wirde spielen. Heute sind private Kitas von
staatlichen Subventionen ausgeschlossen und werden somit benachteiligt. Es ist daher klar,
dass sie mit den staatlich subventionierten Kitas nicht zu konkurrieren vermégen. Aus den
genannten Griinden lehnen wir die Motion mehrheitlich ab. Vor allem weil sie nur die staatlich
subventionierten Kitas einbezieht. Der grundsatzlichen Forderung stimmen wir zu. Wir wirden
einem Postulat zustimmen, wobei punktweise abzustimmen ware. Vor allem Punkt 1 und
Punkt 3 sind zustimmungswiurdig. Hingegen ist unseres Erachtens die Ausschittung zusatzli-
cher finanzieller Mittel nicht sinnvoll, da die privaten Kitas auch ohne diese auskommen.

Martin Schneider (BDP) fiir die Fraktion BDP/CVP: Ich schliesse mich dem Votum von Jimmy
Hofer an. Fir unsere Fraktion ist Bildung ein grosses und wesentliches Anliegen. Offensive ist
fuar mich aber ein schwieriger Begriff, wenn es um Bildung geht. Ausserdem ist es selten ein
gutes padagogisches Konzept. Die Annahme, dass das was gegenwartig in den Krippen ge-
schieht, Uberhaupt nichts mit paddagogischer Férderung zu tun hat, ist nach meiner Uberzeu-
gung falsch. Es geschieht schon viel und es muss noch mehr geschehen. Ob indessen die
vorgeschlagenen Werkzeuge tauglich sind, ist zu bezweifeln. Wir werden noch viel Geld fir

288



Protokoll Nr. 5 | Stadtratssitzung, 19. Februar 2009

die Bildung bendtigen in der nachsten Zeit. Bildung ist wichtig. Ob hingegen das Geld hier
richtig eingesetzt ist, ist zweifelhaft. Wir sprechen uns fur eine punktweise Abstimmung aus-
sprechen. Wahrend Punkt 3 sicher unsere Zustimmung hat, lehnen wir Punkt 1 und 2 ab.

Christoph Zimmerli (FDP) fur die FDP-Fraktion: Es kommt nicht haufig vor, dass ich und Co-
rinne Mathieu gleicher Meinung sind. Aber hier ist es wieder einmal der Fall, zumindest im
Grundsatz. Als Vater von drei kleinen Kindern kann ich bestatigen, dass die Férderung von
Kindern in ihrer spielerischen Auseinandersetzung mit der Welt wichtig ist. Richtig ist auch,
dass es nicht in erster Linie um Wissensvermittiung geht. Lesen und Schreiben bringen sich
auch manche Kinder im Vorschulalter selber bei. Ein individueller die Kinder férdernder An-
satz ist wichtig. Es macht Sinn, einen gesamtschweizerischen Bildungsplan fir Kindertages-
statten auszubilden, damit nicht der gleiche Fehler begangen wird, wie beim kantonalisierten
Schulsystem. Der Kanton Tessin, der eine lange Tradition mit Kitas und Tagesschulen hat,
kann als Beispiel dienen. Bei der Umsetzung besteht allerdings noch Klarungsbedarf. Es be-
stehen Differenzen. Es darf bei diesem Projekt nicht zur Bevorzugung von stadtischen Krip-
pen kommen. Kinder in stadtischen und privaten Krippen haben die gleichen Bedirfnisse. Es
ist zu klaren, wie das vorliegende Projekt finanziert und personell alimentiert wird, ohne dass
es zu einer weiteren Wettbewerbsverzerrung gegenuber privaten Anbietern kommt. Ich habe
ein notorisches Verstandnisproblem, wann ein Kind sozial benachteiligt sein soll. Diese sozia-
len Kategorien bringen in diesem Zusammenhang nichts. Zentral ist, dass Chancengleichheit
schon in frihem Alter gewahrt ist. Dies geschieht durch individuell gestaltete Bildungsangebo-
te seien sie offentlich oder privat. Mit diesen Anmerkungen folgt die FDP dem gemeinderatli-
chen Antrag, die Motion als Richtlinie erheblich zu erklaren.

Einzelvotum

Beat Gubser (EDU): Bevor ich konkret auf den Vorstoss eingehe, missen wir uns kurz die
heutige Situation in den Kitas vor Augen fihren. Ich zitiere aus dem padagogischen Konzept
einer Kita aus diesem Kapitel mit dem Titel ,Erleben, entdecken, lernen®. ,Durch Spiele, Spa-
ziergdnge, Musik, Bewegung, Gestalten und andere Aktivitaten sprechen wir die verschiede-
nen Sinne der Kinder an. Besondere Bedeutung messen wir dem gefihrten Freispiel bei. Uns
ist dabei wichtig, dass die Kinder selber Erfahrungen sammeln kénnen und wir sie in ihren
Ideen unterstitzen. Langeweile ist dabei ebenso erlaut wie beispielsweise von uns unabhan-
gige Rollenspiele. Durch verschiedene Spiele und Aktivitdten wird auch die psychomotorische
Entwicklung des Kindes geférdert.“ Dabei miissen wir uns bewusst machen, dass ein einjahri-
ges Kind sich héchstens vier Minuten, ein zweijahriges Kind sechs Minuten und ein dreijahri-
ges Kind acht Minuten auf etwas konzentrieren kann. Mit vier und finf Jahren, wenn die Kin-
der in den Kindergarten kommen, liegen die Zeiten noch nicht wesentlich hdher, der Fokus ist
immer noch beim Spielen und daneben gibt es Aktivitaten. Mit dem Begriff Bildung sind As-
pekte wie Wissen, Denken und Kommunizieren verbunden. Im Zusammenhang mit Kleinkin-
dern von Bildung zu sprechen macht keinen Sinn und es ist auch nicht das, was Kleinkinder
brauchen. Sie brauchen nicht Bildung sondern Geborgenheit, menschliche Zuwendung und
Warme. So entsteht Urvertrauen und Zufriedenheit. Das sind namlich die wirklichen Voraus-
setzungen flr spatere Lern- und Leistungsfahigkeit. Wer das Kleinkindern vorenthalt, schadigt
sie flrs Leben. Der Vorstoss ist widerspriichlich. Im Titel ist gross von Bildungsoffensive die
Rede und weiter unten liest man noch von frihkindlicher Férderung. Wie gesagt ist altersge-
rechte, frihkindliche Férderung heute in den Kitas bereits Tatsache. Das Postulat ist unnotig
und fihrt zu Mehrbelastung der betroffenen Krippen. Die finanziellen und personellen Res-
sourcen kénnen anderweitig eingesetzt werden und auch der Gemeinderat kann sich sein
Engagement sparen. Wir lehnen das Postulat ab.
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Motionarin Corinne Mathieu (SP): Ich wandle die Motion in ein Postulat um. Zur Korrektur: Es
geht nicht darum, dass die Fachfrau, der Fachmann Betreuung in Zukunft eine Matura bendti-
gen, damit sie in den Kindertagesstatten oder in der familienerganzenden Kinderbetreuung
tatig sein kénnen. Als Verantwortliche der Berufsbildung des damaligen Schweizerischen
Krippenverbandes habe ich daflir gesorgt, dass diese Ausbildung nicht tertialisiert wird, son-
dern nach wie vor eine berufliche Grundbildung bleibt. Der Bildungsplan der ehemaligen
Kleinkinderzieherinnen der Fachrichtung Kinderbetreuung den Martin Trachsel erwdhnte, ha-
be ich zu einem grossen Teil verfasst. Es stimmt, dass es mehr in Richtung Fdrderung statt
Betreuung geht. Dass der Kindergarten friih genug ist, ist ein weit verbreitetes Missverstand-
nis. Es geht nicht um intellektuelle Férderung sondern beispielsweise um Sprachverstandnis,
um den Umgang mit Gréssen und Relationen, Férderung der natirlichen Beobachtungsgabe,
Grundlage des systemischen Lernens des Lernens, die Férderung der Grob- und Feinmotorik,
und um die Férderung der Fantasie, der Férderung von Fantasie Uber Musik und Kultur. Dass
sich der vorliegende Vorstoss an die stadtischen Kinderkrippen richtet, liegt darin begriindet,
dass die Stadt gegenuber den privaten Krippen keine Weisungsbefugnis hat. Die privaten
Krippen kdénnen bei der BSS Subventionen beantragen. Daher kann es kein Argument sein,
dass die privaten Krippen keine Subventionen erhalten. Das vorliegende Projekt schliesst
sowohl private wie 6ffentliche Krippen ein. Die daraus gewonnenen Erkenntnisse durften so-
mit reprasentativen Charakter haben.

Direktorin BSS Edith Olibet fir den Gemeinderat: Sowohl die stadtischen wie die privaten
Kitas, in denen die Stadt Platze einkauft, haben bereits heute eine hohe Qualitat. Es wird gute
Arbeit geleistet, die Kinder werden umfassend gefdrdert, was bei dieser Diskussion nicht zu
vergessen ist. Ansonsten wirde man den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen sowohl der stadti-
schen wie der privaten Kitas nicht gerecht, was mir sehr wichtig festzuhalten ist. Allen die
daran zweifeln, empfehle ich einen Besuch in den Kitas. Wir nehmen auch unsere Ausbil-
dungsverantwortung umfassend wahr. Kleine Kinder brauchen wie Senioren qualifizierte, aus-
gebildete Betreuer und Betreuerinnen. Bildung, was nicht mit Verschulung (Lesen, Schreiben
usw.) verwechselt werden darf, beginnt mit dem ersten Tag. Der Gemeinderat ist bereit, bei
Pilotprojekten mitzuwirken. Dabei kann es sich auch um private Kitas handeln, bei denen die
Stadt Platze einkauft oder die sich darum bewerben. In diesem Sinne ist der Gemeinderat
bereit, das Postulat entgegenzunehmen.

Beschluss
1. Die Motionarin Fraktion SP/JUSO wandelt die Motion in ein Postulat um.
2. Das Postulat wird angenommen (50 Ja, 18 Nein).

7 Motion Rolf Zbinden (PdA): Spielfelder fiir den Breitensport

Geschaftsnummer 08.000153 / 08/382

Unbestritten ist, dass den Stadtberner Sportvereinen Spielfelder fehlen; nach vorsichtigen
Berechnungen mindestens 18. Nach der Rickweisung des Nutzungszonenplans Kleine All-
mend durch den Stadtrat steht die Planung neuer Spielfelder jedoch aktuell vor einem Scher-
benhaufen. Lésungen sind nicht einmal ansatzweise in Sicht.

Es kann nicht angehen, einerseits den gesellschaftlichen Nutzen des Breitensports zu beto-
nen, andererseits jedoch den Vereinen die materielle Grundlage fir ihre Arbeit zu verweigern.
Namentlich fur Fussballvereine hat der Mangel an Spielfeldern ein Ausmass erreicht, das ei-
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nen sinnvollen Trainings- und Spielbetrieb in Frage stellt. Da dieser Missstand in verstarktem

Mass den Nachwuchs betrifft, widerspricht der aktuelle Zustand diametral dem auf politischer

Ebene immer wieder beschworenen Grundsatz, Kindern und Jugendlichen Freizeitmdglichkei-

ten im Quartier anzubieten.

In dieser Situation ist ein Vorgehen anzustreben, das kurzfristig zu realisierende Teilldsungen

mit einer Gesamtstrategie verbindet.

Der Gemeinderat der Stadt Bern wird hiermit beauftragt:

1. ein Projekt zu erarbeiten, das eine integrale Losung des Spielfeldmangels ermdéglicht,

2. innerhalb dieser Gesamtplanung bis nach der Sommerpause eine Teilldsung vorzulegen,
mit der innerhalb von zwei Jahren mindestens die Anzahl der im zurickgewiesenen Nut-
zungszonenplan Kleine Allmend vorgesehenen Spielplatze realisiert werden kann.

Begriindung der Dringlichkeit:

Nach der Rickweisung des Nutzungszonenplans Kleine Allmend ist rasches politisches Han-
deln angesagt — nicht nur, aber auch, um ein wichtiges Zeichen zu setzen. Ein zdgerliches
politisches Verhalten wiirde in der gegenwartigen frustrierenden Situation von den Betroffe-
nen zu Recht nicht verstanden. YB-Frihling und Fussballeuropameisterschaften stellen den
idealen Rahmen dar, um einem nachhaltigen kulturellen Anliegen die notwendige breite Un-
terstlitzung zu sichern.

Bern, 24. April 2008

Antwort des Gemeinderats

Die Motionarinnen und Motiondre rennen mit ihrem Anliegen beim Gemeinderat offene Tlren
ein. Es trifft zu, dass in der Stadt Bern immer noch ein grosses Manko an Rasenspielfeldern
besteht. Mit der vom Gemeinderat angestrebten Zonenplanadnderung fiir die Kleine Allmend
hatte eine grosse Verbesserung in absehbarer Zeit erreicht werden kdnnen. Der negative
Stadtratsentscheid ist bedauerlich, jedoch sind bereits ein Neuanlauf und angepasste Optio-
nen in Prifung und Sicht. In der Sportanlagenplanung 2003 - 2010 wurde ein Manko von 18
Rasenspielfeldern in der Stadt Bern ausgewiesen und mit verschiedenen Projekten in die mit-
telfristige Investitionsplanung aufgenommen. Der Schwerpunkt wurde auf die Umsetzung der
Projekte Kleine Allmend (2 Kunstrasenfelder, 2 Naturrasenfelder) und Bottigenmoos (2 Kunst-
rasenfelder, 3 Naturrasenfelder) gesetzt. Aus den verschiedensten Griinden konnte bis heute
nur das Kunstrasenfeld bei der Sportanlage Weissenstein gebaut werden. Nach der Ableh-
nung der Zonenplananderung Kleine Allmend durch den Stadtrat wird der nachste Schritt nun
sein, die Gestaltung und Nutzung der Grossen Allmend und der Kleinen Allmend gleichzeitig
zu Uberarbeiten. Zudem soll das Interfraktionelle Postulat SP/JUSO, GB/JA! (Stefan Jordi,
SP/Urs Frieden, GB) vom 12. Juni 2008: Ein Dach fiir den Breitensport in die weiteren Uber-
legungen einfliessen. Der Grundsatzentscheid betreffend Standort Bottigenmoos wurde vom
Gemeinderat schon vor langerer Zeit gefallt. Der Antrag fur eine Zonenplanadnderung des ent-
sprechenden Gebiets kommt noch diesen Herbst zum Entscheid in den Gemeinderat. Realer-
satzforderungen eines privaten Landeigentimers stehen alsdann bei Annahme zur Diskussion
und missen geldst werden. Auf der Sportanlage Bodenweid wird die alte Aschen-Rundbahn
aufgehoben. Mit der so gewonnenen Flache kdnnen anstelle von einem Naturrasenfeld zwei
Kunstrasenfelder erstellt werden. Diese werden voraussichtlich im Frihling 2010 den Sport-
vereinen zur Verfugung stehen. Der Gemeinderat hat die Stadtbauten der Stadt Bern beauf-
tragt, mit der Novartis iber den Kauf der Sportanlage Wander zu verhandeln. Bei Erfolg der
zurzeit laufenden Gesprache kdonnte ein weiteres Rasenspielfeld mit Garderoben gewonnen
werden. In Prifung steht momentan auch der Einbau eines Kunstrasenfelds anstelle des Na-
turrasenfelds auf dem Sportplatz Spitalacker. Dies wiirde weitgehend die Problematik des
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Clubs betreffend Aufnahmen von Jugendlichen sowie eines Ganzjahresbetriebs I6sen. Die
Genossenschaft Stadion Neufeld wurde per 31. Marz 2008 aufgel6st. Die Anlage geht in Be-
sitz der Stadtbauten Bern und die Betriebsfiihrung wird bis Ende 2009 durch die Stade de
Suisse AG wahrgenommen. Absicht ist, auf dem Neufeld zwei Kunstrasenfelder zu realisie-
ren.

Folgen flir das Personal und Finanzen

Die Realisierung der 4 Rasenfelder auf der Kleinen Allmend war im Jahr 2004 in der Mittel-
fristigen Investitionsplanung (MIP) mit Fr. 4 110 000.00 eingestellt. In den neuen Bedlrfnis-
anmelde-Formularen 2008 der Stadtbauten Bern sind es Fr. 7 700 000.00.

Antrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Motion erheblich zu erklaren.

Bern, 22. Oktober 2008

Motionar Rolf Zbinden (PdA): Wir erwarten innerhalb der nachsten eineinhalb Jahre einen
Ersatz fur die Spielfelder, die durch die Rickweisung des Nutzungszonenplanes ,Kleine All-
mend® nicht realisiert werden konnten. Diese Erwartung stitzt sich auf den Punkt 2 der Moti-
on. Die Kernverantwortung des Gemeinderates griindet im Hinweis der Motion auf die Reali-
sierung von zusatzlichen Spielfeldern. Auch wenn diese Aufzahlung nicht wie ein Plan fir
eine integrale Lésung aussieht, ist er als Ausdruck des Willens und als Aufruf zum Handeln zu
werten. Zudem warnt die PdA Bern davor, einseitig auf utopische Konzepte zu setzen. Nach
der Ablehnung des Nutzungszonenplanes ,Kleine Allmend® durch das Stadtparlament, mus-
sen wir uns klar sein, was politisch durchsetzbar ist und was nicht. Die Sportvereine werden
fur allzu gewagte Spiele kein Verstdndnis haben. Grosse Projekte garantieren zwar grosse
Aufmerksamkeit, kdnnen aber auch vollig schief gehen. Wiederum waren die Sportvereine die
Leidtragenden. Aus diesem Grunde verzichtet die PdA auf eine Motion ,Parkplatze zu Spiel-
feldern“, auch wenn dies ein wenig schmerzt. Zentral fur uns ist eine absehbare Lésung fir
die Vereine des Breitensports. Angesichts der Verankerung vieler Sportvereine in den Quar-
tieren, erscheint eine dezentrale Lésung durchaus in der sozialen Logik der Sache zu liegen.
Dies ist eine Frage der sozialen Sensibilitdt und Wertschatzung. Die PdA erwartet eine rasche
Umsetzung der Projekte, die der Gemeinderat in seiner Antwort auffihrt. Wir erwarten, dass
auf die Motion Taten — auch hier im Rat — folgen.

Fraktionserklarungen

Stefan Jordi (SP) fir die SP/JUSO Fraktion: Die SP hat bereits im Jahr 2002 gefordert, dass
man zehn neue Spielfelder errichtet. Die SP/JUSO unterstiitzt die Motion, woflr das Sportan-
lagenkozept eine gute Grundlage bietet. Gemass der Antwort des Gemeinderates errechnet
sich die Zahl von sechs Kunstrasenfeldern. Es fehlen daher immer noch zehn Sportfelder,
wenn von einer Zielgroésse von ca. 18 Sportfeldern ausgegangen wird, d.h. es besteht immer
noch grosser Handlungsbedarf, wenn auch der Zeithorizont weiter ist. Es missen alle ihren
Anteil dazu beitragen, damit dieses Ziel, das im Interesse der Stadt, der Sportvereine, der
Bevoélkerung und der Jugend liegt, erreicht werden kann. Die Stadt hat ihren Anteil mit einer
realisierbaren Finanzierung beizutragen. Die Schulen und Sportvereine missen ihren Beitrag
durch flexible Benutzung leisten. Das Sportanlagenkonzept umschreibt gut, wer, wann, wo,
welche Prioritaten hat, was wir unterstitzen. Ein weiterer Punkt besteht darin, dass die An-
wohner grossen Respekt und Angst vor Sportanlagen und Rasenspielfeldern haben. Diese
Angst ist teilweise begrindet und teilweise ungerechtfertigt. Die Emissionen sind kleiner als
weithin angenommen. Hier haben auch die Anwohner ihren Teil beizutragen. Es werden dann
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vielleicht auch ihre Kinder sein, die auf einem Spielfeld Sport treiben. Der runde Tisch der
.Kleinen Allmend“ hat gezeigt, dass Kompromisse allenfalls méglich sind. Die ehrgeizige For-
derung in zwei Jahren vier Spielfelder zu realisieren, wird von der SP unterstutzt. Nicht alle
neuen Spielfelder missen Kunstrasen haben, es geniigt auch natirlicher Rasen. Unsere
Fraktion unterstitzt die Motion.

Urs Frieden (GB) fir die GB/JA! Fraktion: Es ist wichtig, dass dieser Mangel endlich behoben
wird. Daher unterstitzt unsere Fraktion die Motion. Die 18 fehlenden Felder verfolgen uns seit
geraumer Zeit und ihre Zahl durfte noch hdher liegen, denn viele Vereine, Klubs und Teams
haben sich angesichts der bestehenden Platzknappheit noch nicht gegriindet, wobei ich ins-
besondere an Madchen- und Frauengruppen denke, die wenig Spielmdglichkeiten in der Stadt
Bern haben und gezwungen sind, nach Worb oder Ostermundigen auszuweichen. Ein gestaf-
feltes Vorgehen hat die Platznot endlich zu lindern, auch um den Druck von der Kleinen All-
mend wegzunehmen. Unter einem gestaffelten Vorgehen verstehe ich kurzfristig die Spielfel-
der in der Bodenweid, eins auf dem Spitalacker, das dringend notwendig ist, weil es dort viele
Vereine und Klubs gibt, in Betrieb zu nehmen. Mittelfristig die Realisierung der Spielfelder im
Bottigenmoos, die Umsetzung der Ideen des runden Tisches, d.h. die Realisierung von zwei
Kunstrasenfeldern bei der Wankdorfkreuzung und zwei Naturrasen bei der Kleinen Allmend,
wobei die Stimmung flr eine solche Losung im Moment sehr gut ist. Langfristig misste man
mit dem Kanton Uber die Nutzung des Kasernenareals verhandeln, wo bereits ein Trainings-
feld besteht. Auch die visionaren Projekte, wie die Idee mit der Autobahntberdachung (Trak-
tandum 15) sollten langfristig vorangetrieben werden. Es ist nicht nur ein gestaffeltes Vorge-
hen vonnéten sondern auch eine schnellere Gangart. Es darf nicht sein wie im Neufeld, wo
uns die Privaten vormachen, wie man schnell handelt. Schliesslich ist ja genug Geld zuriick-
gestellt und es ist zu hoffen, dass die Schnittstellen zwischen Sportamt, Stadtgartnerei und
Stadtbauten endlich einmal bereinigt sind. Unsere Fraktion nimmt aus den genannten Griin-
den die Motion an.

Michael Képfli (GLP) fir die Fraktion GLP: Der Spielfeldmangel in der Stadt Bern hat tatsach-
lich problematische Ausmasse angenommen. Vereine missen Kinder und Jugendliche abwei-
sen, die gerne zu spielen beginnen mdchten. Mannschaften werden gar nicht gegriindet, ob-
wohl die Nachfrage vorhanden ware. Fir die GLP ist der Breitensport eine wichtige Stlitze fir
die soziale Integration in die Gesellschaft, sowohl fur Jugendliche mit auslandischer wie mit
Schweizer Herkunft. Auch gesundheitspolitisch handelt es sich um eine sehr wichtige Sache.
Es macht Sinn, dass Kindern und Jugendlichen Spielfelder in ihrem Wohnumfeld zur Verfu-
gung stehen. Gerade Kinder sollten am spaten Abend nicht durch die halbe Stadt fahren mus-
sen und sich dabei Gefahren aussetzen. Trotz Beflurwortung der Motion geben wir zu beden-
ken, dass es neben Fussballvereinen noch andere Vereine gibt, denen die Stadt ebenfalls
Platz bieten muss. Wenn immer mdglich sollte der Neubau von Spielfeldern keine bereits an-
sassigen Vereine verdrangen und Schutzzonen sollten beachtet werden. Die Probleme der
Anwohner sind gleichfalls zu berlicksichtigen. Wir leben jedoch in einer Stadt und daher sind
Emissionen unvermeidlich. Die betroffenen Eltern mdchten ihre Kinder auch Sport treiben
lassen. Aufgrund des runden Tisches, der eine Konzeption fir die Grosse und die Kleine All-
mend anstrebt, kann man vorsichtig optimistisch sein. Unsere Fraktion stimmt der Motion zu.

Bernhard Eicher (FDP) fur die FDP-Fraktion: Die FDP und die Jungfreisinnigen unterstitzen

den Breitensport und nehmen daher die Motion an. Verschwenden wir keine Zeit, stimmen wir
ab und lassen wir den Gemeinderat seine Arbeit verrichten.
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Peter Biihler (SVP) fir die SVPplus Fraktion: Wir unterstitzen die Motion nicht, denn sie rennt
offene Tiuren ein. Wir haben immer noch die Motion von Andreas Zysset, die noch nicht be-
handelt ist und verlangt, dass bis ins Jahr 2010 das Ganze umgesetzt wird, was vorliegend
erneut verlangt wird. Man kann hundert Motionen einreichen, eine geniigt jedoch, um das Ziel
Zu erreichen.

Beschluss
Der Stadtrat erklart die Motion erheblich (55 Ja, 10 Nein, 2 Enthaltungen).

8 Motion Reto Nause (CVP) Barbara Streit-Stettler (EVP): Sprachaustausche und
bilingualer Sachfachunterricht in Zusammenarbeit mit der ,,Franzésischen Schu-
Ie“

Geschaftsnummer: 08.000252 / 08/417

1. Der Gemeinderat fordert im Sprachunterricht die Zusammenarbeit zwischen einzelnen
Schulstandorten und der Ecole cantonale de langue francaise (ECLF).
2. Die Zusammenarbeit orientiert sich am kantonalen Sprachenkonzept.

Begriindung:

Im neuen kantonalen Sprachenkonzept bilden die Sprachaustausche und der bilinguale Sach-
fachunterricht tragende Pfeiler des zuklnftigen Fremdsprachenunterrichtes.
Sprachaustausche ermdglichen den Schilerinnen und Schilern ein Eintauchen in die neue
Sprache. Sie kénnen das Gelernte im Kontakt mit Gleichaltrigen anwenden. Dies motiviert sie
furs Lernen. Sie werden mit neuen Wértern und Formulierungen konfrontiert, die sie mit kon-
kreten Situationen in Verbindung bringen. Solches situatives Lernen wirkt nachhaltig. Das
Sprechen der Fremdsprache wird zu einer beinahe alltaglichen Tatigkeit.

Im bilingualen Sachfachunterricht wird beispielsweise im Fach NMM ein Thema auf anschau-
liche Weise in der Fremdsprache erarbeitet. Dauer und Anspruchsniveau der Sequenz werden
dem Koénnen der Schilerinnen und Schiiler angepasst. Der Unterricht wird von einer Lehrper-
son mit guten Sprach- und Fachkenntnissen erteilt. Erfahrungen aus dem Ausland und ver-
schiedene Pilotversuche in der Schweiz zeigen, dass mit bilingualem Sachfachunterricht die
Sprachkompetenzen verbessert werden und der Lernerfolg im betreffenden Fach nicht beein-
tréachtigt wird.

Im Osten von Bern bestehen dank der unmittelbaren Nahe der ECLF zu einigen Schulstandor-
ten ideale Voraussetzungen fir die beiden Formen des bilingualen Unterrichts. Die Stadt
muss die Chance packen und hier eine Pionierrolle einnehmen.

Bern, 3. Juli 2008

Antwort des Gemeinderats

Die Motion betrifft inhaltlich einen Bereich, der in der gemeinderatlichen Zustandigkeit liegt.
Der Motion kommt deshalb der Charakter einer Richtlinie zu.

Der Gemeinderat teilt die Ansicht der Motionarinnen und Motionare Uber die Bedeutung von
Austauschprojekten und bilingualem Sachfachunterricht flr die Férderung von Fremdsprach-
kompetenzen bei Schiilerinnen und Schiilern. Beide Unterrichtsformen ermdéglichen den Ler-
nenden das Eintauchen in eine fremde Sprache. Damit stellen sie ideale und erlebnisreiche
Lernorte dar. Der Gemeinderat ist bereit, den Vorstoss als Richtlinien-Motion entgegen zu
nehmen.
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Antrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Motion als Richtlinie erheblich zu erklaren.

Bern, 3. Dezember 2008

Motionarin Barbara Streit-Stettler (EVP): Ich danke dem Gemeinderat fiir die positive und sehr
ermutigende Antwort. Sie Iasst mich hoffen, dass der Gemeinderat in diesem Sinne auch aktiv
wird. Mit dem Vorstoss wollten wir erreichen, dass der Gemeinderat Synergien ausnutzt, die
aufgrund der Existenz der école cantonale in der Stadt Bern bestehen. Im Sprachenkonzept
des Kantons Bern ist bereits vorgesehen, dass ein Eintauchen in eine andere Sprache mdg-
lich gemacht wird, was Schuler und Schilerinnen fur das Lernen motiviert. Es geht also nicht
um eine neue Forderung, sondern um die einfache und nahe liegende Umsetzung dessen,
was ohnehin vorgesehen ist. Es ist einsichtig, dass man die geographische Nahe der école
cantonale nutzt, damit der Austausch der Sprachen gepflegt werden kann, anstatt die Schuler
in die Romandie zu schicken. Wir wollten nicht jemandem Dinge vorschreiben, weder der éco-
le cantonale noch dem Schulamt, noch den Lehrkraften der Volksschule. Uns ist klar, dass wir
bezuglich des Lehrplanes und der Lerninhalte seitens der Stadt keine Kompetenzen haben.
Es geht darum, dass die Stadt mit der école cantonale verhandelt und mit ihr die Mdglichkei-
ten auslotet, wie die Berner Schulen im Sprachunterricht mit ihr zusammen arbeiten kénnen.
Wir wollen auch nicht die Schulen uberfordern. Wir sind uns im Klaren, dass immer wieder
neue Aufgaben an die Schulen herangetragen werden. Uberall missen die Schulen den Kopf
hinhalten. Wir méchten einfach eine Moéglichkeit aufzeigen, wie der Sprachunterricht berei-
chert werden kann. Wir erwarten auch keinen grossen Zusatzaufwand von den Lehrkréften,
sondern mochten ihnen eine einfache Mdéglichkeit er6ffnen, wie sie das Sprachenkonzept um-
setzen konnen. Erstrebenswert ware eine Art Klassenpartnerschaft zwischen der école canto-
nale und den Volksschulen, wie es Stadtepartnerschaften gibt. Man besucht sich gegenseitig,
unternimmt gemeinsam etwas und schreibt sich gegenseitig Briefe. Fazit: Ich ersuche um
Zustimmung zu vorliegender Motion. Ich erwarte vom Gemeinderat, dass er aktiv wird und mit
der école cantonale verhandelt, wie das kantonale Sprachenkonzept gemeinsam umgesetzt
werden kann. Auf den Umsetzungsbericht bin ich gespannt und erwarte, dass darin vom Ge-
meinderat aufgezeigt wird, was er in den Verhandlungen mit der école cantonale erreicht hat
und was er konkret umgesetzt hat.

Fraktionserkldarungen

Aline Trede (GB) fur die Fraktion GB/JA!: On parle d’un sujet qui concerne le bilinguisme de
notre pays, de notre canton, de notre capitale de Berne. Des connaissances de la langue
frangaise sont essentielles pour nous tous en Suisse. Bilingualer Sachfachunterricht ist somit
far uns alle von Vorteil. So frih wie moglich die neu gelernten Sprachen anzuwenden, zahlt
sich spater immer aus. Und gerade flr unsere Stadt — die Hauptstadt — in einem zweisprachi-
gen Kanton ist diese Motion interessant. In ,Le Temps® war letzte Woche bereits zu lesen: A
Bern les murs entre francophones et germanophones vont tomber. Die Fraktion GB/JA! folgt
dem Gemeinderat und will diese Motion als Richtlinie erheblich erklaren.

Dieter Beyeler (SVP) fur die SVPplus Fraktion: Unsere Fraktion ist davon Uberzeugt, dass
Zweisprachigkeit im Berufsleben und bei der Lehrstellensuche ein bedeutender Vorteil sein
kann. Das gleiche gilt aber auch fir die englische Sprache, die zunehmend zur Weltsprache
mutiert. In vielen Schweizer Unternehmen - nicht nur im Management - ist Englisch eine
Selbstverstandlichkeit. Richtigerweise sollte man daher auch hier den Hebel ansetzen. Die

295



Protokoll Nr. 5 | Stadtratssitzung, 19. Februar 2009

heutige Situation an den Schulen zeigt aber, dass nicht nur die Sprachkompetenz geférdert
und verbessert werden muss, sondern in allen Fachern ein héheres Niveau noétig wéare. Es
ware somit falsch eine einzelne Leistungsanforderung zu steigern. Angesichts der Tatsache,
dass bereits heute viele Schiiler und Schilerinnen mit dem géangigen Lehrstoff grosse Mihe
bekunden und Uberfordert sind. Genau diese hatten mit dem durch die Motion geforderten
Spezialunterricht keine Chance mehr. Die Forderung wirde somit fir viele Kinder eine zusatz-
liche Belastung darstellen und die schulische Motivation ware endgiltig verloren. Die école
cantonale de Francais befindet sich ausserdem vdllig dezentral gelegen im Wittikofenquartier,
was bedeuten wirde, dass der grésste Teil der Schiler quer durch die ganze Stadt gehen, um
an dem verlangten Unterricht teilnehmen zu kénnen. Auch vom zu erbringenden Zeitaufwand
macht dies keinen Sinn. Wir sind der Uberzeugung, dass das Vorhaben den Sprachunterricht
gezielt zu foérdern, auch im angestammten Klassenzimmer erreicht werden kann und soll.
Wahrend der Franzdsischstunde wird ohnehin kein Wort Deutsch geprochen. Jedenfalls zu
meiner Zeit war dem so. Ausserdem ist durch Integration beispielsweise eines NMM-Faches
eine interessante Unterrichtsstunde zu gestalten. Aus den genannten Grinden lehnen wir die
Motion ab.

Beschluss
Der Stadtrat erklart die Motion erheblich (55 Ja, 4 Nein, 1 Enthaltung).

9 Interpellation Luzius Theiler (GPB): ,,Verfreiwilligung“ der Polizei im Bahnhofge-
biet ?

Geschaftsnummer: 08.000199 / 08/326

Gemass Medienmitteilung vom 29. Mai 2008 hat der Gemeinderat der Beteiligung der Trager-
schaft des Projekts ,Bahnhof-Patenschaft Bahnhof Bern der SBB zugestimmt.
.,Bahnhofpatinnen und Bahnhofpaten arbeiten freiwillig. Sie verbessern mit ihrer Prasenz das
subjektive Sicherheitsgeflihl der Passantinnen und Passanten und sensibilisieren gegebenen-
falls Personen fur anstandiges und verantwortungsbewusstes Verhalten. Das Einsatzgebiet
umfasst neben dem eigentlichen Bahnhofgebdude den Busbahnhof PostAuto, die Passerelle,
die UnterfiGhrungen und Aufgange sowie den Bahnhofplatz (Baldachin). Nach gutem Erfolg in
mittelgrossen Bahnhofen wird das Projekt erstmals in einem Grossbahnhof getestet.”

1. Die Medienmitteilung I&sst den Schluss zu, dass die Patinnen nicht nur Hilfsleistungen
(wie vornehmlich in Liestal) sondern auch Sicherheitsaufgaben (wie in Thun) Gbernehmen
sollen. Zudem soll das Tatigkeitsgebiet Gber den Bahnhof hinaus ausgedehnt werden.
Damit sollen unbezahlte ,Freiwillige“ heutige Aufgaben der Securitrans und der Stadtpoli-
zei Ubernehmen. Ist der Gemeinderat wirklich der Meinung, dass 6ffentliche Aufgaben an
unbezahlte ,Freiwillige* die sich oft aus einer Notlage in der ungewissen Hoffnung auf
Verbesserung ihrer Perspektiven melden, Gbertragen werden sollen?

2. Wie ist die in der Medienmitteilung erwahnte Tragerschaft zusammengesetzt?

3. Wem sind die ,Bahnhofpatinnen” unterstellt? Wer tragt die Verantwortung fir deren Ein-
satz?

4. Welche weiteren Punkte enthalt der Vertrag mit der Tragerschaft bzw. mit der SBB? Wie
ist der Auftrag umschrieben, wie wird das Projekt finanziert? Was erhalten die Sponsoren
des Projektes als Gegenleistung?

5. Wer bildet die ,Patlnnen® aus, wie lange dauert die Ausbildungszeit? Was genau beinhal-
tet diese Ausbildung und insbesondere wie sollen die ,Patlnnen“ auf die ,Verbesserung
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des subjektiven Sicherheitsgefiihls“ und auf Interventionen bei ,unanstandigem Verhalten®
ausgebildet werden?

6. Ist der Gemeinderat bereit, den Einsatz der ,Patinnen® auf reine Hilfeleistungen (&hnlich
der Bahnhofhilfe) zu beschranken und fir diese Arbeit ortsiibliche Lohne zu bezahlen?

Begriindung der Dringlichkeit:

Die ,Patinnen” sollen ihre Téatigkeit in Kiirze aufnehmen. Bei der Ubertragung von éffentlichen
Aufgaben an unbezahlte ,Freiwillige” handelt es sich um einen Grundsatzentscheid von gros-
ser Tragweite.

Bern, 29. Mai 2008

Antwort des Gemeinderats

Das Projekt der ,Bahnhof-Patenschaften® wird von den SBB in Zusammenarbeit mit den

Standortgemeinden in verschiedenen Bahnhdfen (u.a. Thun, Liestal, Yverdon, Frauenfeld)

seit langerer Zeit mit gutem Erfolg durchgefiihrt. Mit dem Bahnhof Bern soll das Projekt erst-

mals in einem sechsmonatigen Pilotversuch in einem Grossbahnhof getestet werden. Der

Pilotversuch soll im Herbst 2008 beginnen.

Zu den einzelnen Fragen:

Zu Frage 1: Bahnhofpatinnen und -paten sollen mit ihrer Prasenz das Wohlbefinden und das

subjektive Sicherheitsgefiihl der Menschen im Bahnhof erh6hen sowie die ldentifikation der

Bevdlkerung mit dem Bahnhof verbessern. Sie sollen den Passantinnen und Passanten Hilfe-

stellungen anbieten und falls nétig und moglich Personen auf Fehlverhalten aufmerksam ma-

chen. Sie Ubernehmen keine Aufgaben der Securitrans und der Polizei. Die Kompetenzen

sind klar abgegrenzt.

Zu Frage 2: Die SBB und die Stadt Bern fiihren das Projekt gemeinsam durch, wobei die SBB

die Hauptverantwortung tragen. Eng beteiligt sind zudem BERNMOBIL, die bls, der RBS,

Postauto und die Securitrans. Eine Tragerschaft im rechtlichen Sinn besteht nicht.

Zu Frage 3: Die Bahnhofpatinnen und -paten sind den SBB unterstellt. Fachleute der SBB,

der Stadt Bern (Jugendamt, PINTO) und der Securitrans gewahrleisten eine enge fachliche

Begleitung.

Zu Frage 4: Es besteht kein Vertrag. Das Projekt wird durch die SBB sowie die beteiligten

offentlichen Verkehrsmittel (BERNMOBIL, Postauto, bls und RBS) finanziert. Sponsoren hat

es keine.

Zu Frage 5: Die Ausbildung ist in 4 Module unterteilt und dauert 6 Tage:

- Modul ,chili“ des Schweiz. Roten Kreuzes: Kommunikationsformen und Konfliktvermittlung
(3 Tage);

- Modul ,Bahn® mit SBB, bls und RBS: betriebliche Kenntnisse, Kundendienst (1 Tag);

- Modul ,Bus und Tram“ mit BERNMOBIL: Betriebliche Kenntnisse, Kundendienst (1/2 Tag);

- Modul ,Objektschutz® mit Securitrans: Zusammenarbeit, operative Betreuung, Ortskennt-
nisse, Bahnhofordnung (1 Tag);

- Modul Zielgruppen mit PINTO: Umgang mit schwierigen Personengruppen (1/2 Tag).

Zudem besteht die Méglichkeit nach ca. drei Monaten ein Modul ,chili Refresher” zu besuchen

und den Nothelferkurs des Samariterverbands zu absolvieren.

Zu Frage 6: Das Grundkonzept des Projekts ,Bahnhofpatinnen und -paten®, das von den SBB

erarbeitet wurde, beruht auf der freiwilligen Tatigkeit. Der Gemeinderat kann und will hier die

grundsatzlichen Rahmenbedingungen nicht andern. Der sechsmonatige Versuch wird zeigen,

ob sich das Modell auch fiir einen Grossbahnhof wie Bern eignet. Der Gemeinderat wird nach

dem Vorliegen der Auswertung Uber das weitere Vorgehen entscheiden.
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Bern, 17. September 2008
- Auf Antrag des Interpellanten Luzius Theiler beschliesst der Stadtrat Diskussion. -

Interpellant Luzius Theiler (GPB): Die sogenannten Bahnhofpaten und Bahnhofpatinnen, die —
(je nach Auslegung) aufgeboten zur Unterstlitzung der Bahnhofspolizei und der Securitrans —
hatten patroullieren sollen, hat man wenig gesehen, zumindest blieben sie sehr diskret. In der
Antwort des Gemeinderates heisst es, es sei nur ein sechsmonatiger Versuch, der zeigen
werde ob sich dieses Modell eignet. Meines Erachtens gibt es fir eine Eignung keine Uber-
zeugenden Grinde. Ich hoffe, dass der Gemeinderat einen Bericht erstellen wird, indem er
die gemachten Erfahrungen auswertet. Die Antwort beinhaltet indessen seltsame Widerspri-
che, indem sie ausfuhrt, die Bahnhofpaten wirden keine Aufgaben der Polizei oder der Secu-
ritrans Ubernehmen, die Kompetenzen seinen klar abgegrenzt (Antwort zu Frage 1). In der
Antwort zur Frage 4 wird festgehalten, es bestiinde kein Vertrag und in der Antwort zu Fra-
ge 2, eine Tragerschaft im rechtlichen Sinne bestehe nicht. Wie kdnnen Kompetenzen und
Verantwortlichkeiten klar abgegrenzt und durchgesetzt werden, wenn kein Vertrag besteht. Es
ist Uberhaupt erstaunlich, dass ein derartiges Unterfangen ohne Vertrag gemacht wird. Was,
wenn einmal etwas passiert? Wer Ubernimmt dann die Verantwortung? In Beantwortung der
Frage 6 heisst es, der Gemeinderat kdnne und wolle die Rahmenbedingungen nicht andern.
Es ist indessen problematisch, wenn staatliche Aufgaben an sogenannte Freiwillige delegiert
werden, die nicht bezahlt werden und mit einer angeblichen Verbesserung ihres Selbstwertge-
fuhles oder mit der Verbesserung ihrer Integrationschancen abgespiesen werden. Es interes-
siert, warum der Gemeinderat die diesbeziiglichen Rahmenbedingungen nicht andern will. Er
kénnte, will aber nicht. Wie begrindet er eine Delegation an Freiwillige, die keinen Lohn be-
ziehen.

Fraktionserklarungen

Corinne Mathieu (SP) fur die Fraktion SP/JUSO: ,Fairplay im 6ffentlichen Verkehr” unter die-
sem Motto werben die SBB fur das Projekt Bahnhofpaten und Bahnhofpatinnen. Durch den
Einsatz von Bahnhofpaten und Bahnhofpatinnen soll eine Steigerung des subjektiven Sicher-
heitsempfindens auf Bahnhofen erreicht werden. Unsere Fraktion teilt die Skepsis des Inter-
pellanten gegenuber diesem Projekt. Die Skepsis erstreckt sich auf drei Bereiche. Der Einsatz
von Freiwilligen, die schleichende Verlagerung von staatlichen Aufgaben auf Private und die
Institutionalisierung der sozialen Kontrolle. Grundsatzlich begriissen wir den Einsatz von
Freiwilligen bzw. die Freiwilligenarbeit. Diese stdsst jedoch an Grenzen und diese ist im Fall
der Bahnhofpaten und Bahnhofpatinnen erreicht. Es kann nicht sein, dass die 6ffentliche Si-
cherheit — auch wenn es sich sozusagen nur um soziale Kontrolle handelt — durch Freiwillige
gewabhrleistet wird. Wir fragen uns, wie weit der Gemeinderat eigentlich mit dieser Auslage-
rung noch gehen will. Eine Institutionalisierung der sozialen Kontrolle kommt fir uns der
heimlichen Einfihrung des ,neighbourhood-watching“ sehr nahe. Wir kennen bereits die Ar-
gumentation des Gemeinderates: Das hat im Bahnhof gut funktioniert, also kénnen wir es
auch in den Quartieren einfihren. Die angebliche Erfolgsgeschichte von anderen an diesem
Projekt beteiligten Bahnhofen wiirde uns sehr interessieren und auch wer die Erfahrungen mit
diesen Projekten ausgewertet hat. Die SBB werden wohl kaum ihr eigenes Projekt kritisieren.
Zur Zeit lauft dieses Projekt in insgesamt acht Bahnhdfen. Die meisten dieser Bahnhdfe sind
indessen aufgrund ihrer Kleinheit kaum mit dem Bahnhof Bern vergleichbar. Wir driicken un-
ser Erstaunen dariber aus, dass der Bund der ansonsten streng tiber das Gewaltmonopol der
offentlichen Hand wacht, ein solches Projekt lUberhaupt akzeptiert. Unter dem Schlagwort
.Pravention” lasst sich offensichtlich heute beinahe alles unterbringen. Vorliegend wird der
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Begriff ,Pravention“ sachfremd verwendet. Zudem sind verschiedene Partner sehr an der Auf-
rechterhaltung dieses Projektes interessiert, ob sinnvoll oder sinnlos, ist anscheinend belang-
los. Wir erwarten vom Gemeinderat, dass er dieses Projekt nach Beendigung der sechsmona-
tigen Pilotphase abbricht. Die Investitionen in dieses Projekt stehen kaum in einem Zusam-
menhang mit der erwinschten Wirkung.

Michael Képfli (GLP) fir die Fraktion GLP: In Liestal lauft dieses Projekt mit den Bahnhofpa-
ten und Bahnhofpatinnen bereits sehr erfolgreich. Warum wurde dieses eingefluhrt. Liestal
hatte massive Probleme mit Gewalt und Schldgereien, erinnert sei an den Uberfall auf den
Coop Pronto mit mehreren Schwerverletzten. Man diskutierte die Aufstockung der Polizeikraf-
te, es formierte sich eine Biirgerwehr. Daher war der Zeitpunkt dieses gut organisierten Pro-
jektes genau richtig gewahlt. Noch nie konnte ich beobachten, dass die Bahnhofspaten und
Bahnhofspatinnen einschreiten mussten. Sie treten sehr dezent auf und ihre Prasenz genlgt
schon. Oft handelt es sich um gestandene Familienvater. Die Wirkung ist ausserordentlich
gut, was die Behorden von Liestal auf Nachfrage bestimmt bestatigen werden. Ich kann nicht
beurteilen, ob sich das Projekt in Bern eignet. Dagegen mdéchte ich die grundsatzlichen Be-
denken gegeniuber diesem Projekt in Frage stellen.

Jimmy Hofer (parteilos) fur die Fraktion SVPplus: Als Sicherheitsfachmann dussere ich mich
wie folgt: Die Bahnhofpaten und Bahnhofpatinnen nehmen keine Sicherheitsaufgaben wahr.
Sie erfullen lediglich die Funktion, die friher jeder Blrger und jede Blrgerin wahrnahm, bei-
spielsweise Reisende aufzufordern ihren Abfall sachgerecht zu entsorgen. Es geht darum
Zivilcourage zu zeigen, die in der heutigen Gesellschaft leider kaum mehr vorhanden ist. Die-
se Leute ersetzen den Biurger, der friher dafur besorgt war, dass auch der Nachbarssohn
nicht alles liegen liess. Gleiche Erfahrungen zeigen ahnliche Projekte, wie das Colorado
Flughafensicherheitsprojekt. Der Suchende findet Ansprechpartner und muss sich nicht gleich
an die unformierte Polizei wenden. Es geht also nicht um die Ubernahme von Sicherheitsauf-
gaben sondern um die Art Einsatz, wie er an der EM von Freiwilligen geleistet wurde und wie
er vielleicht auch am Bahnhof anzutreffen sein wird. Der Auswartige wendet sich fur Auskinf-
te lieber an einen vertrauenswirdigen Rentner als an einen uniformierten Sicherheitsbeam-
ten.

Philippe Miller (FDP) fur die FDP-Fraktion: Was mir fehlt ist der klare Auftrag fur die Bahn-
hofpaten und Bahnhofpatinnen. Gerat einer dieser Freiwilligen bspw. mit einem Jugendlichen
in Konflikt, so kdnnten Auseinandersetzungen mit schlimmen Folgen daraus erwachsen. Der
Gemeinderat hat es unterlassen, die Frage des Interpellanten nach dem Auftrag der Bahnhof-
paten und Bahnhofpatinnen zu beantworten. Der Gemeinderat fliichtet sich stattdessen in
diesem Zusammenhang in Phrasen und Leerformeln.

Die Direktorin BSS Edith Olibet fir den Gemeinderat: Zunachst gilt es klar festzuhalten, dass
es sich um ein Projekt der SBB und nicht um ein Projekt des Gemeinderates der Stadt Bern
handelt. Auf Anfrage der SBB zwecks ideeller Unterstiitzung hat der Gemeinderat entschie-
den, sich an der Ausbildung der Bahnhofpaten und Bahnhofpatinnen zu beteiligen. Sinn und
Zweck des Projektes ist es, in Erfahrung zu bringen, ob sich ein derartiges Mittel nicht nur fir
kleine Bahnhofe wie Liestal, sondern fiir grosse wie Bern eignet. Es liegt Gberhaupt nicht in
der Kompetenz des Gemeinderates der Stadt Bern dieses Experiment abzubrechen. Es ist ein
Projekt von SBB, BernMobil, der Post und der RBS. Man will herausfinden, funktioniert das,
bringt das etwas. In Beantwortung der Frage 1 nach dem Auftrag hat der Gemeinderat fest-
gehalten, dass der Zweck darin bestehe, das Wohlgefiuhl und das Sicherheitsgeflhl der Leute
zu heben und Unterstitzung und Hilfestellungen zu leisten. Das ist, was die SBB mit den
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Bahnhofpaten und Bahnhofpatinnen bezweckt. Die Stadt Bern begleitet sie dabei fachlich und
mittels Ausbildung (gemeinsam mit dem Roten Kreuz). Die SBB haben rund 14 Paten und
Patinnen. Diese sind vorwiegend unterstitzend tatig, indem sie die Fragen der Reisenden
beantworten und die Leute beraten. Bemerkenswerterweise haben sie bis jetzt eine gute Ak-
zeptanz bei den Jugendlichen. Was wollen wir denn noch mehr, wenn es so ist. Wir respekti-
ve die SBB werden sehen, ob sich das bewéahrt. Nach dem sechsmonatigen Versuch werden
die SBB eine Auswertung der erzielten Erfahrungen vornehmen. Keineswegs geht es um die
Aushohlung des staatlichen Gewaltmonopols. Noch einmal: Es ist ein Projekt der SBB, das
bereits in anderen Bahnhofen erprobt wurde, u.a. in Liestal und jetzt wird evaluiert, ob es sich
fur Bern eignet.

Beschluss
Der Interpellant ist mit der Antwort nicht zufrieden.

10 Eishockey WM 2009 Bern; Kredit

Geschaftsnummer: 08.000404 / 08/442

Gemeinderatsantrag

1. Fur die Durchfuhrung der Eishockey WM 2009 in der Stadt Bern wird ein Verpflichtungs-
kredit von Fr. 580 000.00 bewilligt. Davon gehen Fr. 200 000.00 zulasten der Produk-
tegruppen-Rechnung 2008 (100 Direktionsstabsdienste der Prasidialdirektion). Fir das
Jahr 2009 erhoht der Stadtrat den Globalkredit der Direktionsstabsdienste der Prasi-
dialdirektion (100) mittels Nachkredit um Fr. 380 000.00 auf Fr. 3 968 447.80.

2. Der Gemeinderat wird im Rahmen des Kredits gemass Ziffer 1 ermachtigt, mit dem Veran-
stalter der Eishockey WM 2009 eine Vereinbarung abzuschliessen und diesem allfallige
Geblhren zu erlassen.

3. Der Gemeinderat wird mit dem Vollzug beauftragt.

Bern, 10. Dezember 2008

Ruedi Keller (SP) fur die Kommission: Die Eishockey WM findet dieses Jahr vom 24. April bis
zum 10. Mai 2009 in Kloten und Bern statt. 32 Spiele inklusive 8 Finalspiele finden in der
PostFinance Arena statt. Es wird erwartet, dass 200'000 zusatzliche Ubernachtungen gene-
riert werden. Es wird angenommen, dass viele Fans mit Charterfligen anreisen und fur meh-
rere Tage in Bern bleiben. Die Spiele werden in 75 Lander bertragen. Die Stadt Bern mdéchte
sich daher ahnlich wie bei der EURO 08 als gute Gastgeber prasentieren und ihre organisato-
rische Kompetenz unter Beweis stellen. Es soll aber auch ein optimales Kosten-Nutzen Ver-
haltnis flir die Stadt resultieren. Die Veranstalterin fir die International Ice Hockey Federation
(IIHF) ist World Championship AG in Thun, die sich zu je 50% im Besitz des Schweizerischen
Eishockeyverbandes und der Infront Sports & Media AG mit Sitz in Zug befindet, ist ein be-
kannter weltweiter Sportvermarkter und ihr CEO ist Glinther Netzer. Stadt und Kanton Bern
haben eine paritatisch besetzte Projektorganisation aufgestellt. Die wichtigsten Ressorts sind
von den gleichen Leuten besetzt, die wahrend der EURO 08 gute Arbeit geleistet haben.
Stadt und Kanton beteiligen sich mit 30'000 Franken zusammen mit 15 weiteren Sponsoren,
die 100'000 Franken einbezahlt haben, an einem Verein, der von EURO 08 in ,Eishockey WM
2009 umbenannt worden ist. Es wird angenommen, dass 30% der Gaste aus der naheren
Umgebung und 70% aus dem Ausland kommen werden. Die Gaste werden von Bern-
Tourismus betreut. Es werden kaum Leute ohne Eintrittskarten nach Bern kommen. Sie wer-
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den diese im Vorverkauf erstehen. Im Vortrag wird davon ausgegangen, dass die Besucher
und Besucherinnen ein positives Image der Stadt Bern verbreiten werden und die Durchfih-
rung der Eishockey WM positive wirtschaftliche Folgen zeitigen wird. Es wird eine gréssere
Rahmenaktivitat fir die Bevoélkerung am Eréffnungswochenende auf dem Bundesplatz geben,
die im Stadtzentrum zu Beeintrachtigungen und Stérungen fihren kann. Die Eintrittskarte gilt
wahrend 24 Stunden gleichzeitig als Generalabonnement, was sich an der EURO 2008 be-
wahrt hat und daher wiederholt wird. Damit verbindet sich die Hoffnung, dass die grosse
Mehrheit der Zuschauer und Zuschauerinnen mit dem o6ffentlichen Verkehr anreisen wird und
sich wie bei der EURO 2008 eine Vielzahl leerer Parkplatze auf der Allmend finden. Aufgrund
bekannter Zahlen von anderen Eishockeyweltmeisterschaften lasst sich feststellen, dass das
Individualverkehrsaufkommen relativ gering ausfallt. Okologische Aspekte werden méglichst
mitbertcksichtigt. Im 6ffentlichen Raum wird mit Mehrweggeschirr gearbeitet. Hoffentlich halt
sich auch der SCB wahrend der Weltmeisterschaft an sein Mehrwegkonzept. Zum Schutz des
Nordquartiers wird ein ahnliches Konzept realisiert, wie bei SCB-Spielen. Beziiglich Prostitu-
tion wird mit den entsprechenden Institutionen Kontakt gepflegt. Es werden pro Spiel maximal
11'000 Zuschauer und Zuschauerinnen Eintritt in die PostFinance Arena eingelassen. Bei
SCB Spielen sind es beinahe 17'000. Wie angenommen wird, werden nicht mehr Massnah-
men bezlglich Sicherheit, 6ffentlicher Verkehr usw. notwendig sein, als ohnehin bei Heim-
spielen des SCB ergriffen werden mussen. Zusatzlich wird bestimmt Reinigungsbedarf ent-
stehen, der rund um die Innenstadt und die PostFinance Arena anfallen wird. Die Langzeitwir-
kung dieses Grossanlasses ist schwer einzuschatzen. Es wird jedoch angenommen, dass es
positive sein werden. An ihren Anlassen wird die Stadt den Alkoholausschank beschranken.
Allenfalls wird Leichtbier ausgeschenkt, keinesfalls harte Alkoholika. Der Jugendschutz wird
streng eingehalten und Uberwacht. Um das Stadion soll ein Fandorf entstehen. Auch dort hat
die Stadt Uber die Bewilligung Méglichkeiten auf den Alkoholausschank Einfluss zu nehmen.
Es besteht ein Gesamtbudget von 1,16 Mio Franken, wovon die Halfte, 580'000 Franken als
Verpflichtungskredit durch die Stadt Bern getragen wird. Die 580'000 Franken werden zulas-
ten der Produktegruppe in der PRD anfallen und mit nicht gemachten Ausgaben fir die EURO
08 kompensiert. Gleichzeitig wird es ein Nachtragskredit geben fiir die Produktgruppe 100
PRD. Die SBK hat das Geschaft beraten und mit grosser Mehrheit dem Geschéaft zugestimmt
und empfiehlt dem Rat das Geschaft anzunehmen. Einstimmig hat sie dem vorliegenden An-
trag zugestimmt, dass das Abfallkonzept mit Mehrweggeschirr auch im Stadion und in der
unmittelbaren Umgebung umgesetzt wird. Der Antrag der GB/JA! lag der Kommission nicht
vor.

Fir die Fraktion SP/JUSO: Unsere Fraktion empfiehlt Annahme des Kredites.

Fraktionserkldarungen

Lea Bill (GB) fiir die Fraktion GB/JA!: Es ist noch kein Jahr her seit dem sogenannten Volks-
fest der EURO 08. Es war ein Uberwachtes und kontrolliertes Volksfest aber doch fanden vie-
le Berner und Bernerinnen daran Gefallen. Dies wird bei der Eishockey WM nicht der Fall
sein. Die Schatzungen gehen davon aus, dass rund 70% der Besucher und Besucherinnen
nicht aus Bern stammen werden. Auch in der Innenstadt wird von dem Anlass wenig zu ver-
splren sein. Darliber kénnen auch nicht Beteuerungen eines besseren Images der Stadt Bern
hinwegtauschen. Trotzdem soll die Stadt Bern tief in die Tasche greifen und mehr als eine
halbe Million Franken fiir dieses Ereignis bezahlen. Diese Uberlegungen zeigen, dass nur ein
Teil der Fraktion dem Kredit zustimmen kann. Insbesondere der Kostenanteil Sicherheit ist
der GB/JA! Fraktion ein Dorn im Auge. Es ist doch so, dass die Stadt Bern seit dem 1. Januar
2008 einen jahrlichen Beitrag an die Kantonspolizei Bern zur Wahrung der Sicherheit bezahlt.
Wie der Vortrag des Gemeinderates festhalt, dass die Kantonspolizei wahrend der WM poli-
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zeiliche Arbeit im Stadion und in den Fanzonen leisten wird. Es handelt sich mithin nicht, wie
der WM Projektleiter von Stadt und Kanton Bern, Marcel Brilhart behauptet, um eine faire
Kostenaufteilung, wenn die Kosten zwischen Stadt und Kanton aufgeteilt wirde. Im Gegenteil!
Die Fraktion GB/JA! stellt sich auf den Standpunkt, dass nicht die Stadt Bern, sondern die
Veranstalterin fir die Sicherheitskosten aufkommen misste. Sie stellt daher dem Rat den
Antrag, dass der Verpflichtungskredit um 200'000 Franken gekirzt wird.

Martin Trachsel (EVP) fur die Fraktion GFL/EVP: Dass die Stadt Bern, wie der Gemeinderat in
seiner Vorlage ausfuhrt, in einem Jahr zwei grosse Sportanlasse durchfliihren kann, ist eine
gute Sache. Bern fangt nicht klein an, sondern hat mit der Durchfihrung der EURO 2008 ge-
rade einen Grossanlass bewaltigt und kann nun vor dem Hintergrund dieser Erfahrungen mit
bewahrten Leuten die Eishockey-Weltmeisterschaft durchfihren. Die Organisationsinstrumen-
te der EURO 2008 kénnen dbernommen und auf die kleinere Eishockey WM zugeschnitten
werden. Unsere Fraktion nimmt eine gute Projektorganisation fir den Berner Teil wahr. Das
Netzwerk ist errichtet; es wird fur die Unterhaltung der Gaste und der Medien gesorgt. Dass
auf Nachhaltigkeit Wert gelegt wird, ist fir Bern eine Selbstverstandlichkeit und wird erwartet.
Es ist zu hoffen, dass die Veranstalterin in der PostFinance Arena und auf dem Gelande der
BEA Expo das Okologische Abfallkonzept der Stadt Ubernimmt und umsetzt. In diesem Sinne
unterstitzen wir auch den Antrag der SBK. Auch von der Nachhaltigkeit der Fanarbeit sind wir
Uberzeugt. Es wird wie bei der Euro ein anderes Publikum angezogen. Die Rivalitdten zwi-
schen den Fangruppen werden nicht zu einem Hochrisikospiel fihren. Dennoch sind Kontakte
zu den Fanorganisationen und zu den Blaulichtorganisationen wichtig. An vieles wurde ge-
dacht, vieles wurde in die Wege geleitet, entsprechende Organisationen, wie bspw. diejenige
der Sexarbeiterinnen, wurden kontaktiert. Hingegen fehlt einmal mehr die Sensibilisierung im
Bereich Drogen und Alkohol. Es wird wahrend der WM ausserhalb des Stadions warm sein.
Getranke, vor allem auch Bier wird in hohem Masse nachgefragt werden. Wir erachten es als
wichtig, dass proklamiert wird, dass ausreichend ginstige und nicht alkoholhaltige Getranke
angeboten werden und der Jugendschutz eingehalten wird, was immer wieder betont werden
muss und im vorliegenden Konzept nicht verwirklicht ist. Zum Budget: Ein stadtischer Beitrag
von nicht einmal zwei Franken pro Platz ist im Vergleich zu Subventionen im Bereich Kultur
wahrlich ein verninftiger Betrag. Das Budget ist zweckmassig, nicht luxuriés ausgestaltet. Die
Fraktion GFL/EVP steht hinter dem Nachtragskredit von 380'000 Franken bzw. 580'000 Fran-
ken zulasten der WM. Wir freuen uns auf die Eishockey WM 2009 in Bern und unterstitzen
den Antrag der SBK, wahrend wir den Antrag der Fraktion GB/JA! ablehnen.

Beni Hirt (SP) fir die Fraktion SP/JUSO: Mit bescheidenem Aufwand wird in Bern viel bewirkt.
Vom 24. April bis zum 10. Mai fuhrt die Stadt gemeinsam mit Kanton knapp ein Jahr nach der
EURO 08 ein weiterer wichtiger Grossanlass durch. Mit dem voraussichtlichen Vorrunden-
meister SCB kénnen wir bereits einen Sieg verbuchen. Wir winschen uns fir die WM noch
mehr, namlich einen Erfolg fir die Schweizer Nationalmannschaft. Die Fraktion SP/JUSO un-
terstiitzt das Geschaft, einschliesslich des Antrages der SBK fiir die breitere Anwendung des
Mehrwegkonzepts, das sich an der EURO 08 sehr bewahrte und fiir mehr Sauberkeit sorgte.
Den Antrag der Fraktion GB/JA! lehnen wir ab, weil Stadt und Kanton in den im Budget ge-
nannten Bereichen zusammen arbeiten, gemeinsam finanzieren und unter Sicherheitskosten
auch die Kosten fir Sanitat und Feuerwehr eingerechnet sind, was wir fir eine WM bendétigen.
Wir begrissen ausdricklich, dass Stadt und Kanton diesen Anlass gemeinsam organisieren
und gemeinsam finanzieren. Wir sind Gberzeugt, dass die Eishockey WM genauso professio-
nell durchgefihrt werden kann wie die EURO 08. Im Vortrag wird mehrmals erwahnt, dass die
WM nicht mit der EURO 08 verglichen werden kann. Trotzdem kann darauf verwiesen werden,
dass Bern das Beste aus einem Grossanlass macht. Bern hat nachhaltige Konzepte umge-
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setzt, beim Verkehr, beim Geschirr, beim Essen oder bei der Fanarbeit. Wir kénnen Anlasse
mit dem kleinstmdglichen Schadstoffausstoss organisieren, wie beispielsweise ein CO,-
neutraler Anlass. Bern reagiert flexibel auf ausserordentliche Besucherzahlen, wie beim kurz-
fristigen Aufstellen einer dritten Grossleinwand beim Kornhausplatz. Ich gehe nicht davon
aus, dass dies bei der Eishockey WM der Fall sein muss. Bern wirkt negativen sozialen Aus-
wlchsen entgegen mit Massnahmen gegen den Frauenhandel oder dem Schutz von Prostitu-
ierten. Bern bietet ein hohes Mass an Sicherheit fir seine Gaste. Die Stadt Bern und die
Schweizerische Eishockeynationalmannschaft sollen die Chance wahrnehmen und siegen.

Béatrice Wertli (BDP) flr die Fraktion BDP/CVP: Bern braucht Bewegung. Sport und Sportan-
lasse bringen Bewegung in die Stadt, sie machen eine Stadt attraktiv. Bern soll das Image
haben, sichere und gut organisierte Sportveranstaltungen durchzufiihren. Die Fraktion
BDP/CVP stimmt dem Kredit zu. Wir haben allerdings zu Punkt 2 eine Frage. ,Der Gemeinde-
rat wird erméachtigt mit dem Veranstalter eine Vereinbarung abzuschliessen und diesem allfal-
lige GeblUhren zu erlassen.® Wir mdéchten wissen, um was fur Gebihren es sich handelt und
wie viel diese betragen, damit sich das Ausmass absehen |&sst. Wir sind indessen unbedingt
fur die Eishockey WM.

Zu den Antragen: Die Fraktion BDP/CVP lehnt beide ab. Der erste Antrag ist unseres Erach-
tens sehr vage formuliert und verpflichtet den Gemeinderat fir etwas das nicht in seiner Zu-
standigkeit liegt. Hinsichtlich des zweiten Antrages sind wir der Auffassung, dass Bern wei-
terhin unbedingt das Image einer Stadt haben soll, die in der Lage ist Sportgrossanlasse
durchzuflihren. Eine Weigerung sich an den Sicherheitskosten zu beteiligen hat indessen ge-
nau das Gegenteil zur Folge, namlich dass Bern als Austragungsort fir Sportgrossanlasse
nicht mehr in Frage kommt. Bern braucht Bewegung und Bern braucht Sportgrossanlasse und
wir freuen uns auf die Eishockey WM in Bern.

Erich Hess (SVP) fur die Fraktion SVPplus: Die Fraktion SVPplus steht hinter dem beantrag-
ten Kredit. Die Stadt Bern hat schon viel mehr Geld fir viel dimmere Geschafte ausgegeben
als hier fur einen derartigen Grossanlass. Ich glaube, dass gibt ein gutes Fest.

Pascal Rub (FDP) fur die FDP-Fraktion: Wir freuen uns auf die Eishockey WM. Unsere Frakti-
on findet das Konzept Uberzeugend und den Preis angemessen. Wir glauben, dass der Ge-
meinderat in der Lage ist die Vertrage entsprechend auszuhandeln und haben grdsstes Ver-
trauen. Den Antrag der Kommission SBK unterstitzen wir. Den Antrag der Fraktion GB/JA!
empfehlen wir zur Ablehnung.

Einzelvotum

Luzius Theiler (GPB): Ich beantrage, den Kredit abzulehnen. Ich weiss, in zwei Monaten be-
ginnen diese Spiele. Die Spiele werden beginnen ungeachtet dessen, ob wir den Kredit an-
nehmen oder ablehnen. Es geht indessen um etwas Grundsatzliches. Es ist im Kleinen das
gleiche Spiel wie bei der EURO 08. Zuerst sagt man, um die Akzeptanz der Bevdlkerung und
die Bewilligung der Behodrden zu erlangen, es werde die 6ffentliche Hand nichts oder kaum
etwas kosten um dann kurz vor den Spielen, wenn alle Weichen schon gestellt sind, heisst es
dann, es koste nun doch etwas und man kénne nun gar nicht mehr anders als zuzustimmen.
Vor zwei Jahren reichte Daniele Jenni eine Interpellation ein, in der er bereits vermutete, die
Spiele wiirden nicht nichts kosten, was der Stadtprasident vehement bestritt. Ich zitiere aus
dem Protokoll vom 10. Mai 2007: ,Es wird sicher kein Geschéft entstehen, das im Stadtrat
diskutiert werden muss.“, und im Bund prazisierte er, es werde keine Kreditvorlage geben.
Was diskutieren wir denn nun? Genau das, was gemass klarer Aussage des Stadtprasidenten
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nicht zu diskutieren sein werde, namlich eine Kreditvorlage. Das finde ich ein bisschen stos-
send. Die gleichen wunderbaren Versprechungen werden beziiglich Ubernachtungen und
Wirtschaft usw. gemacht. Ich erinnere daran, was wir beziglich der EURO 08 vor einer Wo-
che diskutiert hatten. Die Hotels hatten nicht gewaltig mehr Logiernachte, sondern weniger
als in einem normalen Jahr. Es lasst sich durchaus diskutieren, ob flir so etwas nicht auch
offentliche Gelder bewilligt werden kdénnten. Aber dann sollte dies rechtzeitig geschehen und
nicht erst am Schluss. Jetzt kann man sagen, es sei eine kleinliche Haltung, die ich hier ver-
trete, angesichts einer erwarteten Fernsehzuschauerzahl von sechs Millionen. In vierzehn
Tagen wird jedoch die Progymnasiumsvorlage (PROGR) diskutiert. Die Kinstler, die ohne
stadtische Unterstlitzung mit eigenem Geld das Gebaude kaufen wollen. Dort wird dann ar-
gumentiert, es kénnte die Offentlichkeit pro futuro 100'000 Franken im Jahr kosten und das
kénne man sich in Anbetracht der finanziellen Lage der Stadt unmdglich leisten, wahrend man
bei Sportanlassen das Geld grossziigig ausgibt und sich Uberhaupt nicht um die Finanzlage
kimmert. Noch etwas, das zeigt, dass die Versprechungen des Stadtprasidenten, der zuge-
gebenermassen ein guter Kommunikator ist, manchmal nicht wértlich zu nehmen sind. Wie
auf Seite 7 Ziffer 8.4 unter dem Stichwort Beflaggung zu lesen ist, soll ein dhnliches Konzept,
wie dasjenige an der EURO 08 mit diesen scheusslichen, blauen Euroflaggen auch anlasslich
der Eishockey WM 2009 umgesetzt werden. Vor einem Jahr habe ich eine Interpellation zu
diesem Thema gemacht. In seiner Antwort schrieb der Stadtprasident: die Grésse der Eisho-
ckey WM sei mit derjenigen der EURO 2008 nicht zu vergleichen. Zudem habe er nicht ge-
hoért, dass eine Beflaggung angestrebt wirde. Die Fahnen wirden allenfalls bei der nachsten
EURO eingesetzt. Obwohl also gesagt wurde, diese Beflaggung komme bei der Eishockey
WM nicht, kommt sie nun gleichwohl. Man muss also aufpassen, was versprochen wird. Wir
kénnen also ruhig nein zur Eishockey WM sagen, sie findet trotzdem statt.

Der Stadtprasident Alexander Tschédppét fir den Gemeinderat: Ich bedanke mich herzlich fir
die positive Aufnahme der Vorlage. Dass Luzius Theiler dem Geschéaft nicht zustimmt ist nicht
weiter Uberraschend. Ich habe, um zu préazisieren, gesagt, es ware moglich, die Eishockey
WM nicht in der Kompetenz des Stadtrates sondern des Gemeinderates durchzuflihren. Dass
das nichts kosten wirde habe ich nie gesagt. Es wéare denn auch lacherlich anzunehmen,
man kénne einen Anlass von einer derartigen Grésse zum Nulltarif bekommen. Man kann ihn
jedoch wirdig oder glinstig durchfiihren, so dass auch die Bevodlkerung etwas davon hat,
selbst wenn sie keine Eintrittskarten kaufen will oder vielleicht nicht kaufen kann. Dies gibt
auch den Grund ab, wieso sich der Gemeinderat dazu entschlossen hat, nicht nur an die
Grenze dieser 300'000 Franken zu gehen, was moglich gewesen ware, aber zur Folge gehabt
hatte, dass der Auftritt sehr karglich ausgefallen ware. Nach dem Erfolg der EURO ist es
nichts als richtig, wenn die Stadt sich so présentiert, wie sie es am besten kann. Vor der Be-
flaggung braucht sich niemand zu firchten, denn es gibt keine blauen, griinen oder roten Eis-
hockeyfahnen. Vermutlich gibt es eine Beflaggung, wie wir sie in dieser Stadt kennen mit un-
seren Fahnen, mit unseren Amtsbezirken. Entsprechend wird es vor dem Erlacherhof keine
langen Kolonnen von Leuten geben, die die von Luzius Theiler als scheusslich titulierten Fah-
nen unbedingt kaufen wollen. Die Nachfrage nach Euroflaggen iberstieg das Angebot um ein
Vierfaches. Uber Geschmack lasst sich bekanntlich trefflich streiten. Eine Eishockey WM ist
klein aber fein. Sie ist nicht mit einer EURO zu vergleichen. Trotzdem kann sie so realisiert
werden, dass sie den Leuten Spass macht, dass sie weltweit flir die Stadt Bern wirbt. Sicher
ist sie, was die Beachtung anbelangt, nicht mit einer Fussballeuropameisterschaft zu verglei-
chen. Es sind indessen Nationen vertreten, in denen das Eishockey grosse Beachtung findet,
wie gespielt wird und wie sich eine Stadt prasentiert. Wir haben uns als Hauptaustragungsort
gegen Zirich durchgesetzt. Wir werden daher alle grossen Spiele und Mannschaften in Bern
haben und dies zu einem Preis, der sich vertreten Iasst, wenn man sieht, welcher Aufwand zu
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leisten ist, um Tourismusmarketing zu betreiben. Der Gemeinderat verspricht mit dem Kredit —
wie bei der EURO — haushalterisch umzugehen. Bereits die Hohe des Kredites weist darauf
hin, dass pragmatisch mit den finanziellen Mitteln umgegangen wird. Es wird auch dieses Mal
ein attraktives Programm mit Gratiskonzerten zu Beginn der Eishockey WM fiir die Bevolke-
rung geben. Damit werden auch Leute, die nicht an den Eishockeyspielen teilnehmen kdnnen
oder wollen etwas von diesem Anlass haben; etwas woflr sie sonst hohe Eintritte bezahlen
mussten. Wiederum handelt es sich um eine nicht selbstverstandliche Leistung. Es gibt keine
andere Schweizer Stadt die bei derartigen Sportanldssen in der gleichen Form an das Publi-
kum gelangt. Ich bitte um Ablehnung des Kirzungsantrages. Die Begrindung hierfur findet
sich darin, dass wir zwar einen Ressourcenvertrag mit dem Kanton haben, worin entspre-
chende Vereinbarungen beziiglich Grossveranstaltungen enthalten sind. Ein Vertrag lasst sich
indessen nur Uber bereits bekannte Inhalte schliessen, vorliegend Uber die grossen Spiele
von YB, SCB, Cup, ebenso die EURO, die beim Abschluss des Vertrages bekannt waren. Da-
gegen war die Veranstaltung der Eishockey WM beim Abschluss des Vertrages noch nicht
bekannt und konnte deshalb nicht einberechnet werden. Daher haben Stadt und Kanton be-
schlossen, die Eishockey WM zusammen zu holen. Sie wird touristisch sowohl fir die Stadt
wie den Kanton bedeutsam sein. Daher wollen wir auch fair sein und uns die Kosten mit dem
Kanton teilen. Der Kanton ist bereit, sich an Kosten zu beteiligen fiir deren Ubernahme er
keine Verpflichtung tragt. Deshalb sollen sich Stadt und Kanton auch die Sicherheitskosten
teilen, weil diese nicht eindeutig aufgrund eines Ressourcenvertrages der einen oder anderen
Partei belastet werden kann. Aus diesen Griinden ersuche ich den Rat den gestellten Antrag
abzulehnen. Ich hoffe, dass wir mit guten Spielen der Schweizer Nationalmannschaft eine
solche Stimmung haben werden, wie sie bei Spielen des SCBs selbstverstandlich ist. Auch
mochte ich bemerken, dass im April/Mai gespielt wird, wenn es bereits warm ist und die Sai-
son voruber ist, was doppelter Anstrengungen bedarf, um diese Eishockey WM in Bern und
weltweit gelingen zu lassen. Deshalb glaube ich, dass unsere Vorbereitungen in die richtige
Richtung gehen und sich der Betrag, den wir dafur sicherheitshalber sprechen, vertreten
lasst. Was den Kostenerlass anbelangt, so handelt es sich erstens und in erster Linie um ei-
nen Teil der Sicherheitskosten. Der Organisator ist teilweise selbst fir die Sicherheitskosten
verantwortlich, insbesondere was das Stadion anbelangt. Aber ein Teil der Sicherheitskosten
haben wir im Budget einberechnet und der Kanton auch. Dies ist der Erlass, der dem Veran-
stalter zu gewahren ist, ansonsten er den Austragungsort in Frage stellt. Aber es gibt keine
Zusatzkosten. Diese sind bereits in der prasentierten Vorlage budgetiert. Ausserdem handelt
es sich zweitens um die Reinigungskosten, die ebenfalls zu einem kleinen Teil einen Kosten-
erlass abgeben konnten. Indessen sind auch diese budgetiert. Wir werden jedenfalls auch
dieses Mal sicher im Kostenrahmen bleiben, den wir Ihnen heute zur Genehmigung vorlegen.
Ich bitte Sie dem Geschéaft in der vorgelegten Form zuzustimmen, wobei der Gemeinderat
auch problemlos den Antrag der Kommission akzeptieren kdnnte.

Beschluss
1. Der Antrag der SBK wird angenommen (48 Ja, 21 Nein).

2. Der Antrag der Fraktion GB/JA! wird abgelehnt (11 Ja, 55 Nein, 3 Enthaltungen).
3. Der Antrag des Gemeinderates wird angenommen (61 Ja, 4 Nein, 5 Enthaltungen).

- Der Stadtrat verschiebt die Traktanden 11 bis 19 und 22 bis 28 auf eine spéatere Sitzung. -
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Eingdange

Es werden zwei Dringliche Motionen, eine Dringliche Interpellation, acht Motionen, drei Postu-
late und zwei Interpellation eingereicht und an den Gemeinderat weitergeleitet, namlich:

Dringliche Motion Fraktion FDP (Dolores Dana/Mario Imhof): Hochwasserschutz — dop-
pelt gendht, hilt besser!
Es ist davon auszugehen, dass sich der Gemeinderat in Sachen Hochwasserschutz fir den
Objektschutz entscheiden wird. Zumindest konnte man aufgrund der diversen Pressemittei-
lungen, Ausstellungen und Prasentationen darauf schliessen. Die Kosten des Objektschutzes
waren bei friheren Préasentationen mit Fr. 54 Mio. veranschlagt worden.
Die Variante Objektschutz wird insbesondere im Bereich Wasserwerkgasse optisch ein-
schneidende Massnahmen zur Folge haben, da ein Steg mit entsprechender Mauer geplant
ist. Abgesehen davon, dass das bereits denkmalpflegerisch zumindest fragwdurdig ist, ist auch
davon auszugehen, dass diese Mauer in kurzester Zeit mit Graffitis verunstaltet sein wird. Der
Blick vom Muristalden auf die untere Altstadt wird somit nicht nur durch eine kiinstliche Baute,
welche sich keineswegs natlrlich in die Umgebung einfligt, sondern auch durch verunstaltete
Wande eingeschrankt. Inwiefern sich das mit dem UNESCO Weltkulturerbe Label vertragt, ist
bestritten.
Allerdings ist auch die Variante Objektschutz mit vielen Fragezeichen behaftet. Projekte wie
beispielsweise der Mitholztunnel, der Tunnel de Moutier aber auch der Barenpark haben ge-
zeigt, dass Expertenvorhersagen mit Vorsicht zu geniessen sind. Zweitgutachten hatten die
aktuell zu Tage tretenden Mangel gegebenenfalls aufdecken kénnen. Lernen wir aus diesen
Erfahrungen. Halten wir uns vor Augen, dass eine Fehlplanung im Fall Hochwasserschutz
schlimme Auswirkungen hatte, da tausende Menschen und einige hundert Liegenschaften
davon betroffen waren. Aufgrund des hohen Investitionsvolumens ware es daher durchaus
gerechtfertigt, zumindest eine Zweitmeinung oder allenfalls ein weiteres Gutachten von einem
unabhangigen Dritten Uber die gepriften Varianten einzuholen. Die Mehrkosten sind gut in-
vestiert. Zudem sollte dem Souveran die Mdglichkeit gegeben werden, dass er bei der bevor-
stehenden Volksabstimmung zwischen zwei Varianten wahlen kann. Das Volk soll analog
Neufeldtunnelabstimmung zwischen einer Variante Objektschutz und einer Variante Stollen
wahlen kdnnen.
Wir ersuchen den Gemeinderat daher:
1. Ein Zweitgutachten betreffend der gepriiften Varianten einzuholen.
2. Bei der Volksabstimmung dem Volk zwei Varianten zu unterbreiten (analog Neufeldtun-
nel).

Soweit die Motion im Kompetenzbereich des Gemeinderates liegt, kommt ihr der Charakter
einer Richtlinienmotion zu.

Begriindung der Dringlichkeit:

Der Gemeinderat hat in der Kalenderwoche 8 Uber das weitere Vorgehen entschieden. Das
Vorgehen soll an einer Medienkonferenz in der KW 9 vorgestellt werden. Die Volksabstim-
mung ist im Herbst 2009 geplant. Ein Zweitgutachten ist daher umgehend in Auftrag zu ge-
ben, wenn der Zeitplan eingehalten werden soll.

Bern, 19. Februar 2009
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Dringliche Motion Fraktion FDP (Dolores Dana/Mario Imhof), Bernhard Eicher, Jimy Hofer,
Vania Kohli, Christoph Zimmerli, Jacqueline Gafner Wasem, Philippe Muller, Pascal Rub

Die Dringlichkeit wird vom Biiro des Stadtrats bejaht.

Dringliche Motion Fraktion SVPplus (Peter Biihler, SVP): Vandalismus an Berns Schulen
— Schluss mit Beobachten!

An der Sitzung vom 29. Januar 2009 wurde aus der Diskussion klar ersichtlich, dass betref-
fend Vandalismus, Abfall und Nachtruhestérung an unseren Schulen dringend Handlungsbe-
darf besteht. Zwar weist der Gemeinderat darauf hin, dass er mit Plakataktionen und Pilotver-
suchen versucht, die Problematik in den Griff zu bekommen, aber von einer wirklichen Losung
noch ziemlich weit entfernt ist. Diverse Meldungen aus der Bevdlkerung in der Nachbarschaft
der Schulen, welche fast an jedem Wochenende bei der Polizei eintreffen, belegen dies. Es
ist hochste Zeit das endlich gehandelt wird!

Darum wird der Gemeinderat mit dieser Motion aufgefordert, eine private Bewachungsfirma zu
beauftragen, die Schulanlagen jeweils Freitag auf Samstag und Samstag auf Sonntag von
22.30 Uhr bis 03.00 Uhr zu nicht festgelegten Zeiten zu kontrollieren und die Personalien der
Angetroffenen aufzunehmen. Werden Schaden — auch Verschmutzungen — festgestellt, sind
diese sofort anzuzeigen. Gleichzeitig muss auch jeweils eine polizeiliche Kontrolle in der Frei-
tagnacht und Samstagnacht erfolgen. Den richterlichen Verboten betreffend Betreten der
Schulanlage ist wieder Geltung zu verschaffen.

Mit solchen Massnahmen haben einige Gemeinden um Bern diese Probleme in den Griff be-
kommen und trotz hdherem Sicherheitseinsatz am Ende Geld und auch Nerven der betroffe-
nen Bevdlkerung gespart!

Begriindung der Dringlichkeit:

Die Interpellation zu diesem Thema wurde am 8. Mai 2008 eingereicht und erst am 29. Januar
2009 im Stadtrat behandelt. Eine Uberaus lange Wartezeit fir ein Problem, bei dem — sogar
vom Gemeinderat bestatigt — Handlungsbedarf besteht. Es ist bekannt, dass die Polizei re-
gelmassig wegen Nachtruhestérung oder Vandalismus an diversen Schulen Meldungen be-
kommt. Die betroffene Bevdlkerung und ihre Hilferufe wurden vom Gemeinderat lange genug
ignoriert. Es ist héchste Zeit zu handeln!

Bern, 19. Februar 2009

Dringliche Motion Fraktion SVPplus (Peter Bihler, SVP), Manfred Blaser, Thomas Weil, Peter
Wasserfallen, Ueli Jaisli, Dieter Beyeler, Peter Bernasconi, Erich J. Hess, Jimy Hofer

Die Dringlichkeit wird vom Stadtrat bejaht.

Dringliche Interpellation Fraktion FDP (Philippe Miiller): Keine Bewilligung der Reit-
schule — und der Gemeinderat schaut weg?

Wahrend der warmeren Jahreszeit fanden im vergangenen Jahr verschiedene Musikveranstal-
tungen und andere akustisch relevante Aktivitaten auf dem Vorplatz der Reitschule statt. Meh-
rere Anwohner haben sich offenbar beschwert. In seinem Antwortschreiben vom 2. Juli 2008
(Beilage) an einen Anwohner bestatigt der Gemeinderat, dass bis Ende April keine ibermas-
sigen Larmbelastigungen entstanden seien, dass sich dies aber ab Mai (als es warmer wurde)
geandert habe. Und dann schreibt der Gemeinderat — Entschlossenheit markierend: ,Eine
Bewilligung haben die Betreibenden bislang [d.h. bis 2. Juli] nicht eingeholt. Die Erteilung
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einer solchen ware nicht grundsatzlich ausgeschlossen, ware aber selbstverstandlich an die

strengen, gesetzlichen Vorgaben gebunden. Es gelten, wie fir alle Musikveranstaltungen, die

Larmschutzvorschriften mit den entsprechenden Ruhezeiten und Belastungsgrenzwerten.”

Und: ,Der Gemeinderat toleriert keine Widerhandlungen gegen die Larmvorschriften.”

Die Realitat ist offenbar eine andere. Anspruch und Wirklichkeit klaffen beim Gemeinderat

auseinander. Eine Bewilligung einzuholen ist offenbar ein Akt der Freiwilligkeit. Die ,strengen,

gesetzlichen Vorgaben® gelten ,selbstverstandlich“ — auf dem Papier. Beiliegend finden sich

- Medienhinweise auf eine Reihe von Veranstaltungen auf dem Vorplatz der Reitschule — vor
und nach dem besagten Schreiben des Gemeinderates vom 2. Juli 2008

- das personliche Protokoll eines Anwohners, das zeigt, wie lange einerseits die Veranstal-
tungen teilweise gingen (04.55h, 06.40h...), anderseits wie die Polizei reagierte.

(Beilagen kénnen im RS eingesehen werden.)

Veranstaltungen auf dem Vorplatz der Reitschule gehen in Ordnung. Voraussetzung ist aller-

dings, dass die entsprechende Bewilligung vorab eingeholt wird, was — wie der Gemeinderat

selbst schreibt — zumindest nicht immer der Fall war, und dass die gesetzlichen Larmschutz-
vorschriften eingehalten und durchgesetzt werden.

Es ist unverstandlich, wenn der Gemeinderat selbst festhalt, dass dies nicht geschieht — und

er dabei tatenlos zusieht. Es ist der Gemeinderat, der die Stadt gegenliber den Betreibern der

Reitschule vertritt. Der Gemeinderat hat die vertraglich vereinbarten (und die gesetzlichen)

Bestimmungen durchzusetzen. Genau so wie in anderen Bereichen auch.

Wir richten folgende Fragen an den Gemeinderat:

1. Fir welche Veranstaltungen in beiliegenden Protokoll/Veranstaltungshinweisen wurde
vorab eine Bewilligung eingeholt und fiir welche nicht?

2. Weshalb nicht fur alle (Begriindung Betreiber = Vertragspartner der Stadt)?

Was hat der Gemeinderat dagegen unternommen?

4. Wie kann der Gemeinderat im gleichen Schreiben an einen Anwohner von den ,strengen
gesetzlichen Voraussetzungen fur die Erteilung einer Bewilligung“ sprechen und gleich-
zeitig lapidar festhalten, dass keine Bewilligung eingeholt wurde? Erachtet der Gemeinde-
rat die Einholung einer Bewilligung als freiwilligen Akt?

5. Gab es Widerhandlungen gegen die Larmschutzvorschriften? Wurden die Ruhezeiten und
die Belastungsgrenzwerte eingehalten? Wurde das gemessen?

6. Was hat der Gemeinderat gegen allfallige Widerhandlungen (die er ja angeblich ,nicht
toleriert) unternommen?

7. Hat die Polizei nach Meinung des Gemeinderates richtig interveniert? Was kdnnte sie
allenfalls anders/besser machen?

8. Wie ist das Problem zu l6sen, auch im Hinblick auf die kommende warme Saison?

w

Begriindung der Dringlichkeit:

Das Problem ist ungelost — gesetzliche und vertragliche Vorschriften werden offenbar, zum
Nachteil von Anwohnern, nicht eingehalten. Das Problem muss jetzt umgehend angegangen
werden, bevor (in der warmeren Jahreszeit) wieder solche Veranstaltungen auf dem Reithalle-
Vorplatz stattfinden.

Bern, 19. Februar 2009

Dringliche Interpellation Fraktion FPD (Philippe Miiller), Pascal Rub, Dolores Dana, Mario
Imhof, Ueli Haudenschild, Jacqueline Gafner Wasem, Hans Peter Aeberhard

Die Dringlichkeit von Punkt 8 wird vom Stadtrat bejaht. Die Dringlichkeit der Punkte 1-7 wird
vom Stadtrat abgelehnt.
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Motion Lea Bill (JA!): Einfiihrung der Basisdemokratie in der Stadt Bern

Der Berner Gemeinderat ist mittlerweile ein fester und wichtiger Bestandteil der Stadtberner
Politikszene. So ist es auch nicht erstaunlich, dass die Berner Stimmbevdélkerung wiederholt
ja gesagt hat zur Institution Gemeinderat.

Trotz dieser wohlwollenden Einstellung der Bevdlkerung gegenuber dieser Politikinstitution,
halt der Gemeinderat die Vertrage und Vereinbarungen mit der Bevdlkerung nicht immer ein.
So unternimmt der Gemeinderat nur wenig, um eine zweite Drogenanlaufstelle zu realisieren,
obwohl die Gemeindeordnung vorsieht, dass die Stadt die Rahmenbedingungen schaffen soll,
die allen Menschen in der Stadt ein menschenwirdiges Leben ermdglichen (Art. 11). Zudem
steht der Ausstieg aus der Atomenergie seit zehn Jahren in der Gemeindeordnung, die Stadt
Bern ist jedoch noch weit von einem atomstromfreien Zustand entfernt.

Diese Beispiele zeigen, dass der Gemeinderat Hilfe braucht, und die Bevdlkerung hat die
Pflicht, zu helfen. Eine dauerhafte Lésung dieser jahrealten Problematik tut also Not.

Wir fordern deshalb den Gemeinderat auf, in der Stadt Bern basisdemokratische Strukturen
einzufihren.

Begriindung der Dringlichkeit:

Aufgrund der oben beschriebenen aktuellen Situation, muss umgehende gehandelt werden,
um die bereits jahrelang andauernden Konfliktsituation an der Wurzel zu packen und die lang-
fristige Weiterfihrung der Berner Politik zu garantieren.

Bern, 19. Februar 2009
Motion Lea Bill (JA!), Luzius Theiler, Regula Fischer, Rolf Zbinden, Anne Wegmdiller
Die Dringlichkeit wird vom Stadtrat abgelehnt.

Motion Kurt Hirsbrunner (BDP)/Henri-Charles Beuchat (CVP): Masern ausrotten in Bern

Auf Bundesebene wird empfohlen Kinder gegen Masern zu impfen. Das Thema gibt viel zu

reden. Eine Pflichtimpfung wird breit diskutiert.

Es ist die Aufgabe des Stadtrates den Finger auf wunde Punkte zu legen. Jedes nicht geimpf-

te Kind ist potenzieller Trager. Die Lage bei der Verbreitung der Krankheit ist besorgniserre-

gend. Daher fordern wir, dass die Stadt Bern der Masernpest den Kampf ansagt und mit einer

Vorreiterrolle die entsprechenden gesetzlichen Anpassungen vornimmt.

1. Der Gemeinderat wird aufgefordert, die gesetzlichen Grundlagen zu schaffen fur eine ob-
ligatorische Masernimpfung in der Stadt Bern.

2. Der Gemeinderat wird aufgefordert, samtliche Massnahmen zu treffen, um die Masernpest
in der Stadt Bern zu bekdmpfen.

Begriindung der Dringlichkeit:
Die Epidemie breitet sich aus und kann nur durch rasche Massnahmen verhindert werden. Ein
Verzicht auf die Impfung versechsfacht das Ansteckungsrisiko.

Bern, 19. Februar 2009

Motion Kurt Hirsbrunner (BDP)/Henri-Charles Beuchat (CVP), Thomas Begert, Dieter Beyeler,
Claudia Meier, Philippe Cottagnoud, Vinzenz Bartlome

Die Dringlichkeit wird vom Biiro des Stadtrats abgelehnt.
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Motion Fraktion BDP/CVP (Martin Schneider, parteilos): Renovation Reitschule, Innen

und Aussen

Die Reitschule ist mittlerweile ein fester und wichtiger Bestandteil der Stadtbernischen Kultur-

szene und sogar noch etwas mehr... Seit Uber 20 Jahren bieten die Raumlichkeiten, die im

Besitz der Stadt sind, eine Plattform fir bedeutende alternative Kultur. Das Stimmvolk hat

wiederholt ja gesagt zur Reitschule, was ein klares Votum ist. Die Reitschule braucht Hilfe,

was auch die jingste Vergangenheit zeigt (Militante und vermummte Anti-WEF Demonstran-
ten ziehen sich schitzend in die Reitschule zurlick, Sa., 01.02.2009) und die Stadt hat die

Pflicht, zu helfen. Die Vertrage und Vereinbarungen zwischen der Stadt und der Reitschule

werden immer wieder nicht eingehalten (Gewaltdelikte, offener, zum Teil massiv offensiver

Drogenhandel, Schutz vor militanten Demonstranten, ausbleibende Informationen seitens der

IKUR). Das Experiment, ein Kulturlokal basisdemokratisch und einigermassen autonom zu

fuhren, wurde in Bern 20 Jahre lang toleriert und gefordert. Doch leider ist die Menschheit fir

so hochgesteckte Ziele ( noch ) nicht bereit, was im Klartext heisst, das Experiment ist ge-
scheitert. Ein Zusammenleben ohne gegenseitige Abmachungen und klaren Grenzen ist, wie
uns die Geschichte lehrt, zum Scheitern verurteilt. Eine dauerhafte Lésung dieser jahrealten

Problematik tut Not. Deshalb fordern wir den Gemeinderat auf, folgende Massnahmen zu er-

greifen:

1. Die IKUR nicht mehr als Vertragspartner zu akzeptieren, den Leistungsvertrag aufzuhe-
ben und eire neue Geschéaftsleitung mit kompetenten Menschen einzusetzen, die einen
rechtlichen Kérper hat und samtliche Tatigkeiten der IKUR und des Foérdervereins grosse
Halle, sowie den Leistungsvertag ubernimmt.

2. Sicherzustellen dass Tojo Theater, Dachstock, Kino Reitschule, Frauenraum, grosse Hal-
le, Restaurant Sous le pont weitergefihrt werden.

3. Sich daflr einzusetzen, dass bei der nachsten Verteilrunde der Kulturgelder durch die
RKK eine gerechtere Verteilung der Gelder im Bezug auf die neue Situation in der Reit-
schule zustande kommt. Das heisst, sich dafir einzusetzen, dass die Reitschule wie bis-
her unterstiitzt wird und die Weiterfiihrung des Kulturbetriebs dadurch gesichert wird.

4. Die Raumlichkeiten der Reitschule sanft und etappenweise zu renovieren. Erste Prioritat
haben einerseits das Dach und andererseits der Vorplatz.

5. Sich dafiir einzusetzen, dass die Raumlichkeiten der Reitschule auch von anderen Veran-
staltern stadtischer Kulturbetriebe genutzt werden kdnnen, das heisst, Synergien schaffen
fur eine vernetzte Kultur.

Begriindung der Dringlichkeit:

Auf Grund der oben beschriebenen aktuellen Situation, der sich seit Monaten zuspitzenden
Situation (Motion Erik Mozsa, August 2008) und der Tatsache, dass der Sommer bestimmt
kommt, muss umgehend gehandelt werden, um die bereits jahrelang dauernde Konfliktsituati-
on an der Wurzel zu packen und eine langfristige Weiterfihrung der Reitschule zu garantie-
ren!

Bern, 19. Februar 2009

Motion Fraktion BDP/CVP (Martin Schneider, parteilos), Béatrice Wertli, Henri-Charles Beu-
chat, Vania Kohli, Dieter Beyeler, Kurt Hirsbrunner, Philippe Cottagnoud, Dolores Dana, Jimy
Hofer, Vinzenz Bartlome, Thomas Begert, Claudia Meier, Edith Leibundgut, Mario Imhof, Pas-

cal Rub

Die Dringlichkeit wird vom Stadtrat abgelehnt.
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Motion Fraktion BDP/CVP (Martin Schneider, parteilos): Drogenanlaufstelle Hodler-

strasse geographisch verschieben

Der Standort der Drogenanlaufstelle Hodlerstrasse inmitten des Zentrums von Bern ist denk-

bar unglnstig gewahlt. Unzahlige Probleme mit dem ndheren Umfeld sind das Resultat einer

Drogenpolitik, die nicht ganz nachvollziehbar ist. Wenn in den Raumlichkeiten der Reitschule

ein boérsenkotiertes Unternehmen ware, wirde es Einsprachen und Anzeigen hageln. Eine

Vermischung von Kultur und Jugend mit Gewalt/Drogen/Verwahrlosung ist eine dusserst un-

heilige Allianz und hat verheerende Folgen.

Deshalb fordere ich den Gemeinderat auf, folgende Massnahmen zu ergreifen:

1. Den Standort der Drogenanlaufstelle Hodlerstrasse an die Murtenstrasse 28 zu verschie-
ben.

2. Im Sinne der Motion Vanja Kohli 12.02.2009 fundierte Abklarungen zu treffen, die zu ei-
nem fortschrittlichen, menschlichen und zeitgemassen Umgang mit Suchtkranken und der
Drogenproblematik fuhren.

Begriindung der Dringlichkeit:

Die Abklarungen der Anlaufstelle sind bereits in vollem Gange, das Geld fur eine Anlaufstelle
ist vorhanden. Die Problematik ist aktuell und fordert ein schnelles Handeln. Dazu kommt,
dass der Perimeter um die Reitschule seit Jahren und auch gegenwartig im Brennpunkt ist
(wie diverse eingereichte Vorstésse zeigen) und dieser Vorstoss einen konkreten Lésungsan-
satz in dieser komplexen Problematik bietet.

Bern, 19. Februar 2009

Motion Fraktion BDP/CVP (Martin Schneider, parteilos), Kurt Hirsbrunner, Béatrice Wertli,
Vinzenz Bartlome, Henri-Charles Beuchat, Vania Kohli, Jimy Hofer, Thomas Begert, Claudia
Meier, Philippe Cottagnoud, Edith Leibundgut, Dieter Beyeler

Die Dringlichkeit wird vom Stadtrat abgelehnt.

Motion SVPplus (Jimy Hofer, parteilos): Entlastung der Thunstrasse durch Offnung von

Ausweichsruten

Die Thunstrasse im Kirchenfeldquartier ist eine der meistbelasteten Strassen auf dem Ge-

meindegebiet. Darum ist es nicht einzusehen, dass diese extreme Kanalisierung des Verkehrs

noch verstarkt werden soll. Es bestehen Entlastungsmdglichkeiten, die durch nicht oder sehr

sparlich bewohnte Strassen fihren. So hat die Seminarstrasse oder die Elfenstrasse nur we-

nige Wohnungen, die Thunstrasse aber ist eine eindeutige ,Wohnstrasse®.

Es ist nicht nachzuvollziehen, dass eine Strasse dermassen mit Verkehr belastet wird und

andere, leistungsstarke Strassen liegen brach. Es ist nahezu zynisch, den gesamten Verkehr

auf eine Strasse zu zwangen, und dann die zu hohen Emissionen zu beklagen.

Der Gemeinderat wird deshalb aufgefordert, bei der Planung der Verkehrsachse Freuden-

berg-Kirchenfeld-Monbjoubriicke-Eigerplatz-Schwarzenburgstrasse, ein breiteres Strassenan-

gebot anzubieten, d.h. zusatzliche Entlastungsrouten wie:

- Seminarstrasse Richtung Obstberg, in beiden Richtungen.

- Elfenstrasse, Bunnadernstrasse, Egghdlzlistrasse Richtung Gumligen und Muri, in beiden
Richtungen.

- Die Jungfraustrasse, Marienstrasse Richtung Innenstadt.

Bern, 19. Februar 2009
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Motion SVPplus (Jimy Hofer, parteilos), Martin Schneider, Peter Wasserfallen, Peter Bernas-
coni, Ueli Jaisli, Manfred Blaser, Thomas Weil, Dieter Beyeler,

Motion Fraktion SVPplus (Peter Biihler, SVP): Der Gemeinderat soll zur Initiative ,,Auto-

freier Bahnhofsplatz“ einen Gegenvorschlag ausarbeiten!

Die Initiative ,Autofreier Bahnhofsplatz® ist bei verschiedensten Teilen von Berns Bevdlkerung

auf Sympathie und Unterstiitzung gestossen. Dies beweist schon das Zustandekommen der

Initiative. Doch die wenigsten Freunde und Sympathisanten sind sich bewusst, dass die Initia-

tive sich den Vorwurf einer Mogelpackung gefallen lassen muss. Abgesehen davon, dass der

Bahnhofplatz aufgrund des nicht zu verhindernden Zulieferverkehrs nie zum erhofften Fuss-

gangerparadies werden wird, werden die beiden Kernpunkte der Initiative die Stadt in der

Zukunft vor Probleme stellen.

1. Die Umfahrung des Bahnhofplatzes hat ohne Erstellung neuer Tunnel zu erfolgen: Im
Klartext sind damit allféllige ,Tunnel-Projekte® ein fur alle Mal vom Tisch

2. Mehrverkehr in den Quartieren ist durch begleitende Massnahmen zu vermeiden: heisst
im Klartext neue Verkehrsschikanen, weitere Sperrungen und weitere Verdrangung des
MIV aus der Stadt — mit den entsprechenden Konsequenzen fir das Gewerbe in Stadt und
Agglomeration.

Darum wird der Gemeinderat mit dieser Motion aufgefordert einen Gegenvorschlag zu dieser

Initiative auszuarbeiten, indem die beiden erwdhnten Forderungen nicht mehr enthalten sind.

Bern, 19. Februar 2009

Motion Fraktion SVPplus (Peter Blihler, SVP), Manfred Blaser, Peter Bernasconi, Thomas
Weil, Peter Wasserfallen, Erich J. Hess, Ueli Jaisli, Jimy Hofer, Dieter Beyeler

Motion Fraktion BDP/CVP (Edith Leibundgut, CVP): Stadtische Hallenbéader, Eisbahn,
Tierpark, Museen und subventioniertes Theater sollen ab drittem Kind gratis sein
Ausgangslage

Wie Bevdlkerungsbefragungen und Statistiken immer wieder zeigen, leben viele Familien mit
drei und mehr Kindern an der Armutsgrenze. Die Kaufkraft der Familien lasst durch die stei-
genden Kosten vor allem in stadtischen Gebieten immer weiter nach. Kinder und Jugendliche
sind unsere Zukunft — handeln wir heute, indem wir umfassende Entwicklungsmoglichkeiten
schaffen.

Um die Stadt Bern fir Familien attraktiver zu machen, sind Verglnstigungen z.B. im Bereich
Hallenbader, Eisbahn, Tierpark, Museen, Theater usw. dringend notwendig. Ein Ausflug auf
die Eisbahn im Quartier mit drei oder vier Kindern und zwei Erwachsenen ist fur viele Familien
bereits unerschwinglich, an einen Theater- oder Museumsbesuch ist fir viele gar nicht zu
denken. Doch genau hier findet Familie statt. Hier kénnen Eltern explizit auf ihre Kinder ein-
gehen und sie férdern.

Es ist nicht einerlei, womit sich Familien in ihrer Freizeit beschaftigen. Bildung findet nicht nur
in den Schulen, sondern auch in der Familie statt. Wenn sich eine Familie einen Ausflug ins
Hallenbad oder in den Tierpark nicht mehr leisten kann, verlieren auch die Kinder wertvolle
Erfahrungen und Lernmdéglichkeiten.

Der Gemeinde erwachsen daraus keine zusatzlichen Kosten, da mehr Familien die Angebote
nutzen werden, konnten sich die Einnahmen sogar leicht erhéhen. Auch die Organisation die-
ses Modells bietet keine grossen Probleme, da schon heute Schiiler unter 6 Jahren nicht be-
zahlen mussen.
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Forderung

Der Gemeinderat wird aufgefordert, Familien mit drei und mehr Kindern finanziell zu entlasten
und damit gleichzeitig in ihren Entwicklungsméglichkeiten zu férdern, indem stadtische Ange-
bote ab drittem Kind gratis sind. Dies gilt insbesondere fiir den Tierpark, die Museen, die Eis-
bahn, das Hallenbad sowie Theater- und Konzertbesuche, welche von der Stadt subventio-
niert sind. Weiter wird er aufgefordert, in Kontakt mit anderen Anbietern zu treten, welche
bereit sind, das Modell der Stadt zu Gbernehmen.

Bern, 19. Februar 2009

Motion Fraktion BDP/CVP (Edith Leibundgut, CVP), Thomas Begert, Henri-Charles Beuchat,
Philippe Cottagnoud, Jimy Hofer, Vinzenz Bartlome, Martin Schneider, Claudia Meier, Kurt
Hirsbrunner, Manfred Blaser, Thomas Weil, Beat Gubser, Béatrice Wertli, Daniela Lutz-Beck,
Erik Mozsa, Anna Magdalena Linder, Peter Kanzler, Tanja Sollberger

Motion Fraktion BDP/CVP (Edith Leibundgut, CVP): Der Spielplatz auf der grossen
Schanze muss aufgehoben und an einem kinderfreundlichen Ort neu eingerichtet wer-
den

Ausgangslage

Der Spielplatz auf der grossen Schanze wird selten von Kindern und deren Eltern genutzt.
Das liegt nicht nur an dem wenig kindergerechten Angebot, sondern auch an der ungemditli-
chen Umgebung. Meist halten sich dort Jugendgruppen, Drogenkonsumierende, Dealer und
andere Erwachsene auf.

Zwischen Glassplittern und Spritzen kdnnen Kinder nicht ungestoért spielen. Die durch den
liegen bleibenden Abfall entstehenden Unterhaltskosten bezahlen wir vergeblich. Die beto-
nierte Umgebung des Spielplatzes ist fiir die Sicherheit kleiner Kinder alles andere als ideal
und schreckt zusatzlich ab.

Schade um diese dringend notwendige Flache an Spiel- und Bewegungsraum fir unsere Kin-
der und Jugendlichen. Sie dient Zweck in keiner Art und Weise und kostet dennoch viel Geld.
Forderung

Ich bitte den Gemeinderat daher, den Spielplatz aufzuheben und in der Nahe an geeigneter
Stelle neu einzurichten. Dabei ist auf die Umgebung, die Sicherheit und ein kindergerechtes
Angebot besonderes Augenmerk zu richten.

Bern, 19. Februar 2009

Motion Fraktion BDP/CVP (Edith Leibundgut, CVP), Thomas Begert, Henri-Charles Beuchat,
Manfred Blaser, Martin Schneider, Claudia Meier, Philippe Cottagnoud, Vinzenz Bartlome,
Vania Kohli, Kurt Hirsbrunner, Béatrice Wertli, Jimy Hofer, Dieter Beyeler, Peter Bernasconi,
Peter Wasserfallen

Postulat Henri-Charles Beuchat (CVP)/Kurt Hirsbrunner (BDP): Hochpreisinsel Bern —

SBB Gemeinde Tageskarten sind in Bern 15% teuer als in Nachbargemeinden

Wir fordern den Gemeinderat auf, folgende Massnahmen zu prifen:

1. Die Tageskarte Gemeinde der Stadt Bern sollen zum Selbstkostenpreis angeboten wer-
den und damit zum Preis der meisten an die Stadt Bern angrenzenden Gemeinden.

2. Fur den Vertrieb prift die Stadt Bern einen einheitlichen Online-Schalter.

Der Vertrieb wird vereinheitlicht.

4. Die Berichte und Abrechnungen der Verkaufsstellen sind dem Stadtrat zur Kenntnis zu
bringen.

»
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Begriindung:

In Bern werden die Gemeinde Tageskarten durch die Quartiervertretungen in den funf Stadt-
teilen vertrieben. Sie bieten die Tageskarten zum Einheits-(Abriss-)preis von 40 Franken an.
Das Reservations- und Buchungssystem wird von jeder Quartierorganisation unterschiedlich
betrieben.

(Quelle13.2.2009, http://www.bern.ch/leben_in_bern/freizeit/reisen/tageskarten/*)

Vertriebspartner Internet Reservierung Kreditkartenbezahlung
Quartierzentrum im Tschar- | Nein Nein
nergut
Quartierzentrum Villa Stucki Ja Nein
Quartierzentrum Wylerhuus Ja Nein
Treffpunkt Wittigkofen Nein Nein
Zweigbibliothek Langasse Nein Nein

Wie bei allen Geblhren und Abgaben ist die Stadt Bern auch mit dem Preis der SBB Gemein-
de Tageskarten viel zu teuer, wie der Vergleich mit angrenzenden Gemeinden und Stadten
zeigt.

Gemeinden Preis
Biel Fr. 30.00
Luzern Fr. 38.00
St. Gallen Fr. 35.00
Aarau Fr. 35.00
Ziirich Fr. 42.00
Koniz Fr. 38.00
Bremgarten b. Bern Fr. 35.00
Belp Fr. 35.00
Stadt Bern Fr. 40.00

Wir stehen ein fir faire und familienfreundliche Gebihren in Bern! Einen Anfang machen wir
bei den SBB Gemeinde Tageskarten, ein Angebot das von vielen Familien rege benutzt wird.

Bern, 19. Februar 2009

Postulat Henri-Charles Beuchat (CVP)/Kurt Hirsbrunner (BDP), Ueli Jaisli, Thomas Begert,
Edith Leibundgut, Peter Buhler, Jimy Hofer, Béatrice Wertli, Martin Schneider, Vania Kohli,
Manfred Blaser, Thomas Weil, Beat Gubser, Peter Wasserfallen, Claudia Meier, Philippe Cot-
tagnoud, Vinzenz Bartlome, Dieter Beyeler

Postulat Beat Gubser (EDU): ,,Reitschule” verlegen

Die Reitschule ist zentral gelegen und deshalb auch exponiert. Es handelt sich um einen privi-
legierten Standort fur ein alternatives Kulturzentrum. Zusammen mit der Drogenanlaufstelle
an der Hodlerstrasse (Drogenhandel) fihrt sie zur Problemzone Schiitzenmatte. Um die
Schitzenmatte nachhaltig aufzuwerten, braucht es neben Massnahmen beziiglich Drogenan-
laufstelle auch Massnahmen bezlglich Reitschule.

Der Gemeinderat soll deshalb mindestens einen konkreten Alternativstandort fur die Reitschu-
le prifen, damit die ,Reitschule” verlegt werden kann.

Bern, 19. Februar 2009
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Postulat Beat Gubser (EDU), Thomas Weil, Manfred Blaser, Peter Bihler, Peter Bernasconi,
Ueli Jaisli, Dieter Beyeler, Jimy Hofer, Erich J. Hess, Henri-Charles Beuchat, Peter Wasser-
fallen

Postulat Fraktion BDP/CVP (Edith Leibundgut, CVP): Bewegungsangebot in Bern
West/Winterhalde

Ausgangslage

In der Nahe der Winterhalde, einer grossen Wiese im Westen von Bern, leben sehr viele Fa-
milien mit ihren Kindern. Viele dieser Kinder leben in sozio6konomisch benachteiligten Ver-
haltnissen. Sie haben kaum Moglichkeiten, Spielangebote ausserhalb des Quartiers z.B. im
Schwimmbad, auf dem Gurten oder im Tierpark wahrzunehmen. So fahren sie in den Som-
mermonaten meist mit Velos und Scootern auf den Strassen herum oder randalieren ein we-
nig im naheliegenden Schulhaus oder beim Friedhof. Die in der Nahe gelegene Winterhal-
denwiese sowie den angrenzenden Wald meiden viele anlasslich der bereits debattierten
Hundeproblematik.

Auf der grossen Wiese befindet sich eine kleine Spielecke ganz am Rand. Diese bietet ein
kleines Kletterseil, zwei Tische mit Banken, eine Schaukel und eine Wippe. Dieses Angebot
wird meist nur kurz genutzt, da Kinder bei einer so rudimentdren Ausstattung nicht ausgiebig
spielen kénnen. Dennoch ist der Bedarf an Bewegungsmaoglichkeiten insbesondere im ausge-
wiesen kinderreichen und nicht gerade einkommensstarken Stadtteil sehr gross. Die Winter-
halde bietet gentigend Platz, um darauf fir Kinder und Jugendliche ein umfangreiches Bewe-
gungsangebot einzurichten.

Forderung

Der Gemeinderat wird beauftragt ein Konzept auszuarbeiten, welches darstellt, wie er die
Winterhalde kinder- und jugendgerechter gestalten kénnte. Dieses Konzept beinhaltet Bewe-
gungs- und Begegnungsmadglichkeiten, welche vielfaltiges Spiel fir verschiedene Altersklas-
sen vorsieht.

Bern, 19. Februar 2009

Postulat Fraktion BDP/CVP (Edith Leibundgut, CVP), Henri-Charles Beuchat, Peter Buhler,
Claudia Meier, Philippe Cottagnoud, Vinzenz Bartlome, Vania Kohli, Kurt Hirsbrunner, Béatri-
ce Wertli, Erik Mozsa, Thomas Begert, Jimy Hofer, Dieter Beyeler, Manfred Blaser, Daniela
Lutz-Beck, Susanne Elsener, Rania Bahnan Blechi, Barbara Streit-Stettler, Anna Magdalena
Linder, Jan Fluckiger

Interpellation Fraktion BDP/CVP (Edith Leibundgut, CVP): Offensive fiir mehr Begeg-

nungszonen in unserer Stadt

Immer wieder hore ich von Eltern, dass sie in den Quartieren ruhige, wenig befahrene Strass-

chen vermissen, in denen Kinder spielen, Velo fahren und skaten kénnten. Eine Wohnstrasse

einzurichten ist politisch zwar mdéglich und Uber die Quartierkommission realisierbar, aller-

dings fehlen den Kommissionen oft gerade Familienmenschen, welche sich fir die entspre-

chenden Bedirfnisse stark machen kdnnten. Das liegt daran, dass Eltern mit kleinen Kindern

oft wenig oder gar keine Zeit bleibt, sich neben Familie und Beruf zusétzlich in der Offentlich-

keit zu engagieren. Damit bleiben berechtigte Familienanliegen auf der Strecke und berechtig-

te Bedurfnisse ungehort und unerfullt.

Ich méchte den Gemeinderat daher bitten

1. Aufzuzeigen in welchen Quartieren bereits Begegnungszonen bestehen und die bisheri-
gen Erfahrungen damit kurz zu kommentieren.
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2. Den personellen, finanziellen und zeitlichen Aufwand auszuweisen, welcher geleistet wer-
den muss, damit eine solche Begegnungszone eingerichtet werden kann.

3. Aufzuzeigen in welchem Umfang die Stadt die Quartierbevdlkerung unterstitzen kann, um
solche Begegnungszonen zu realisieren (z.B. beim Unterschriften sammeiln).

4. Darzulegen, in welchen Quartieren der Gemeinderat Bedarf ortet.

5. Ideen vorzulegen, wie eine Offensive fur mehr Begegnungszonen in unserer Stadt lanciert
werden kénnte.

Bern, 19. Februar 2009

Interpellation Fraktion BDP/CVP (Edith Leibundgut, CVP), Henri-Charles Beuchat, Martin
Schneider, Claudia Meier, Thomas Begert, Philippe Cottagnoud, Michael Képfli, Kathrin Bert-
schy, Tanja Sollberger, Vinzenz Bartlome, Vania Kohli, Kurt Hirsbrunner, Béatrice Wertli, Da-
niela Lutz-Beck, Barbara Streit-Stettler, Susanne Elsener, Erik Mozsa, Anna Magdalena Lin-
der, Jan Flickiger

Interpellation Fraktion SVPplus (Dieter Beyeler, SD): Vollstindige Offenlegung von So-
zialbeitragen

Als Grundlage dient die kirzlich eingereichte Motion ,Soziale Gerechtigkeit auch fir Familien
— zum Zweiten”.

Als Fallbeispiel dient der Vergleich einer Familie mit zwei Kindern, die in der Stadt Bern von
der Sozialhilfe Fr. 6100.00 bezieht, ohne daflr auch nur einen einzigen Rappen Steuern zu
entrichten. Somit ist die Sozialhilfebeziiger-Familie sozial klar besser gestellt, als eine ar-
beitstatige Familie mit gleichem, jedoch steuerpflichtigem Einkommen.

Man ist offenbar nun auch beim Kanton auf diese diskriminierende Situation aufmerksam ge-
worden, die ja schlicht bedeutet, dass Arbeit bei gleichem Einkommen mit Besteuerung be-
straft wird.

Anhand dieser falschen und diskriminierenden Anreize drangt sich die Forderung nach einer
zumindest steuerlichen Gleichstellung formlich auf. Offenbar bedirfen die durch die Stadt
Bern erbrachten Uberdotierten Sozialleistungen einer dringenden Korrektur.

Aus diesen Grinden fordern wir den Gemeinderat auf, folgende Fragen zu beantworten:

Wie hoch beziffert sich die Sozialhilfe, bestehend aus Grundbedarf, Wohnung, Weiterbil-
dungskurse (bitte Liste vervollstandigen) fir:

1. Einzelpersonen

2. Paare

3. Paare mit einem Kind

4. Paare mit zwei Kindern

Bern, 19. Februar 2009

Interpellation Fraktion SVPplus (Dieter Beyeler, SD), Jimy Hofer, Peter Buhler, Manfred Bla-
ser, Thomas Weil, Erich J. Hess, Peter Wasserfallen, Peter Bernasconi
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Schluss der Sitzung: 22.35 Uhr.

Namens des Stadtrats
Der Prasident: Ueli Haudenschild

Der Protokollfihrer: Martin Gubler

317



	Protokoll Nr. 5
	Inhaltsverzeichnis

	Präsenzliste der Sitzung 17.00 bis 19.05 Uhr
	Mitteilung des Präsidenten
	Beschluss

	1 Protokollgenehmigung (Protokoll Nr. 1 vom 15. Januar 2009)
	2 Dringliche Interpellation Fraktion FDP (Dolores Dana, FDP): Ist die Murtenstrasse 26 ein guter Standort für eine Drogenanlaufstelle?
	Antwort des Gemeinderats
	Beschluss

	3 Dringliche Interpellation Fraktion SVPplus (Peter Bühler, SVP): Hallenbad Hirschengraben – Spielt der Gemeinderat einmal mehr mit der Gesundheit von Berns Bevölkerung?
	Antwort des Gemeinderats
	Beschluss

	4 Dringliche interfraktionelle Interpellation SP/JUSO und FDP (Thomas Göttin, SP/Dolores Dana, FDP): Quartier beim Parkpflegekonzept Elfenau einbeziehen
	Antwort des Gemeinderats
	Beschluss
	Beschluss

	20 Motion Fraktion GFL/EVP (Erik Mozsa, GFL): Reitschule schützen: Gewaltprobleme lösen
	Antwort des Gemeinderats
	Antrag
	Fraktionserklärungen
	Einzelvoten
	Beschluss

	21 Postulat Fraktion SP/JUSO (Ruedi Keller/Christof Berger, SP): Kulturangebote in der Reitschule vor Unannehmlichkeiten schützen
	Antwort des Gemeinderats
	Antrag
	Fraktionserklärungen
	Beschluss
	Beschluss
	Beschluss
	Beschluss
	Beschluss

	5 Familienbericht für die Stadt Bern
	Fraktionserklärungen
	Unterbruch der Sitzung: 19.05 Uhr.

	Präsenzliste der Sitzung 20.30 bis 22.35 Uhr
	Dringlicherklärungen
	5 Fortsetzung: Familienbericht für die Stadt Bern
	Fortsetzung: Fraktionserklärungen
	Einzelvotum
	Beschluss

	6 Motion Fraktion SP/JUSO (Corinne Mathieu, SP): Bildungsoffensive in den städtischen Kindertagesstätten
	Antwort des Gemeinderats
	Antrag
	Fraktionserklärungen
	Einzelvotum
	Beschluss

	7 Motion Rolf Zbinden (PdA): Spielfelder für den Breitensport
	Antwort des Gemeinderats
	Antrag
	Fraktionserklärungen
	Beschluss

	8 Motion Reto Nause (CVP) Barbara Streit-Stettler (EVP): Sprachaustausche und bilingualer Sachfachunterricht in Zusammenarbeit mit der „Französischen Schule“
	Antwort des Gemeinderats
	Antrag
	Fraktionserklärungen
	Beschluss

	9 Interpellation Luzius Theiler (GPB): „Verfreiwilligung“ der Polizei im Bahnhofgebiet ?
	Antwort des Gemeinderats
	Fraktionserklärungen
	Beschluss

	10 Eishockey WM 2009 Bern; Kredit
	Fraktionserklärungen
	Einzelvotum
	Beschluss

	Eingänge
	Dringliche Motion Fraktion FDP (Dolores Dana/Mario Imhof): Hochwasserschutz – doppelt genäht, hält besser!
	Dringliche Motion Fraktion SVPplus (Peter Bühler, SVP): Vandalismus an Berns Schulen – Schluss mit Beobachten!
	Dringliche Interpellation Fraktion FDP (Philippe Müller): Keine Bewilligung der Reitschule – und der Gemeinderat schaut weg?
	Motion Lea Bill (JA!): Einführung der Basisdemokratie in der Stadt Bern
	Motion Kurt Hirsbrunner (BDP)/Henri-Charles Beuchat (CVP): Masern ausrotten in Bern
	Motion Fraktion BDP/CVP (Martin Schneider, parteilos): Renovation Reitschule, Innen und Aussen
	Motion Fraktion BDP/CVP (Martin Schneider, parteilos): Drogenanlaufstelle Hodlerstrasse geographisch verschieben
	Motion SVPplus (Jimy Hofer, parteilos): Entlastung der Thunstrasse durch Öffnung von Ausweichsruten
	Motion Fraktion SVPplus (Peter Bühler, SVP): Der Gemeinderat soll zur Initiative „Autofreier Bahnhofsplatz“ einen Gegenvorschlag ausarbeiten!
	Motion Fraktion BDP/CVP (Edith Leibundgut, CVP): Städtische Hallenbäder, Eisbahn, Tierpark, Museen und subventioniertes Theater sollen ab drittem Kind gratis sein
	Motion Fraktion BDP/CVP (Edith Leibundgut, CVP): Der Spielplatz auf der grossen Schanze muss aufgehoben und an einem kinderfreundlichen Ort neu eingerichtet werden
	Postulat Henri-Charles Beuchat (CVP)/Kurt Hirsbrunner (BDP): Hochpreisinsel Bern – SBB Gemeinde Tageskarten sind in Bern 15% teuer als in Nachbargemeinden
	Postulat Beat Gubser (EDU): „Reitschule“ verlegen
	Postulat Fraktion BDP/CVP (Edith Leibundgut, CVP): Bewegungsangebot in Bern West/Winterhalde
	Interpellation Fraktion BDP/CVP (Edith Leibundgut, CVP): Offensive für mehr Begegnungszonen in unserer Stadt
	Interpellation Fraktion SVPplus (Dieter Beyeler, SD): Vollständige Offenlegung von Sozialbeiträgen
	Schluss der Sitzung: 22.35 Uhr.


